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(Beginn um 9.32 Uhr)
Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Ich darf die 17. Sitzung unserer Untersuchungskommission eröffnen und Sie recht herzlich begrüßen.

Für das Protokoll halte ich fest, wer von der Kommission heute anwesend ist:

GRin Claudia Smolik.

GRin Claudia Smolik: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:

GRin Ingrid Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GR David Lasar.

GR David Lasar: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:

GRin Barbara Novak.

GRin Barbara Novak: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GRin Veronika Matiasek.

GRin Veronika Matiasek: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GRin Anica Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GR Dr. Alois Mayer.

GR Dr. Alois Mayer: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GRin Gabriele Mörk.

GRin Gabriele  Mörk: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GRin Dr. Sigrid Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GR Ing. Mag. Bernhard Dworak.

GR Ing. Mag. Bernhard Dworak: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GRin Mag. Sonja Ramskogler.

GRin Mag. Sonja  Ramskogler: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GRin Silvia Rubik.

GRin Silvia  Rubik: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech:
GR Kurt Wagner. 

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Ich darf gleich unsere erste Zeugin, Frau Pflegedirektorin Angela Schütz, begrüßen.

Ich darf Sie bitten, dass Sie uns kurz etwas zu Ihrer Position sagen und dann den Fragen zur Verfügung stehen.

Sie sind als Zeugin geladen und unterliegen daher der Wahrheitspflicht. Wahrheitswidrige Aussagen könnten strafbar sein. Sie können sich allerdings für Fragen, wo Sie sich selber belasten könnten, entschlagen. 

Von der Amtsverschwiegenheit wurden Sie entbunden, das ist bereits schriftlich nachgewiesen. Bitte schön.

Pflegedir. Schütz: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Gemeinderätinnen und Gemeinderäte!

Mein Name ist Angela Schütz. Ich bin im Waldviertel geboren und dann mit 15 Jahren nach Wien gekommen. Ich war ein Jahr in der Krankenpflegevorschule und habe einen kurzen Abstecher als Stationsgehilfin in das Sanatorium Hera gemacht. 

Ich bin dann am 1. Jänner 1968 als ungeprüfte Lernschwester in den Dienst der Stadt Wien auf der Baumgartner Höhe eingetreten. Ich habe dort berufsbegleitend meine Ausbildung gemacht und bin seit damals ununterbrochen auf der Baumgartner Höhe tätig.

Nach der Schulausbildung war ich im Basisdienst und nach 5 Jahren für zirka 10 Jahre Stationsschwester und danach für 8 Jahre Oberschwester. In dieser Zeit habe ich auch schon den Pflegedirektor vertreten, der die letzten Jahre sehr viel durch Krankheit abwesend war. Ich bin dann in das Amt der Pflegedirektorin hineingewachsen und dieses Amt bekleide ich jetzt seit 15 Jahren.

Was ist mir ein bisserl wichtig? Mir ist im Leben meine Familie ganz wichtig und der Beruf. Die Gewichtung was jeweils wichtiger war, war sicher in den ersten 20 Jahren meiner Berufstätigkeit, die Familie. Die zweiten 20 Jahre – ich habe übrigens 41 Dienstjahre – war es mehr der Beruf als die Familie, aber das hat sich schon allein aus der Entwicklung ergeben. 

Was ist mir sonst noch wichtig? Dass ich persönlich meine Aufgaben so erfülle, dass ich mich am Abend in den Spiegel schauen kann. Dass ich von mir und meinen MitarbeiterInnen verlange, dass sie ihr Geschäft mit Herz und Verstand machen. Das ist, glaube ich, im Krankenhauswesen etwas ganz wichtiges. 

Ich hoffe, ich habe jetzt alles.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Wir werden auf alles Weitere bei den Fragen zurückkommen. Herzlichen Dank.

Herr GR Lasar, bitte.

GR Lasar: Frau Pflegedirektorin, danke schön.

Ich habe folgende Frage an Sie: Wie ist es z.B. mit dem Deeskalationsprogramm für das Pflegepersonal und auch für die ÄrztInnen? Gibt es hier nur eine einmalige Schulung oder wird das laufend, monatlich, jährlich oder in welchen Abständen gibt es Kurse? Wie sieht das im Einzelnen aus?

Pflegedir. Schütz: Das Deeskalationsmanagement haben wir mit Unterstützung der Generaldirektion und des Krankenanstaltenverbundes eingeführt. Und zwar in dem Sinne, zuerst TrainerInnen auszubilden. Es war ganz wichtig diese TrainerInnen vor Ort zu haben. Das Projekt wurde vom Kollegen STEFAN im Haus geleitet. Es waren aus allen psychiatrischen Einrichtungen, die zur Stadt Wien gehören, TeilnehmerInnen für die TrainerInnenausbildung. Wir haben seit 2004 eine hohe Durchschulungsrate bei den MitarbeiterInnen. Das ist ein Programm, das für alle MitarbeiterInnen gilt. Die Anzahl der Pflegepersonen ist auf Grund der hohen Anzahl an Dienstposten im Pflegebereich natürlich die größte Gruppe, die geschult wurde.

Natürlich ist auch vorgesehen diese Schulungen zu vertiefen, sicher nicht in einem Ausmaß von einer ganzen Woche, sondern es gibt jährlich die Möglichkeit die Veranstaltungen zu besuchen, die im Grunde genommen eine Auffrischung und eine gewisse Ergänzung darstellen.

Das ist ein Programm, das wird uns die nächsten Jahre sicher begleiten.

GR Lasar: Wie oft finden diese Schulungen statt?

Pflegedir. Schütz: Es ist jetzt nicht festgelegt, dass jede MitarbeiterIn jedes Jahr einmal gehen muss. Angeboten wird es und alle diejenigen, die auch von sich meinen, dass sie das notwendig haben, besuchen diese Schulungen. Wenn die Vorgesetzten der Meinung sind, dass jemand einen Bedarf hat, dann wird ihm das auch kommuniziert. Das gilt übrigens auch für andere Fortbildungsveranstaltungen. Einerseits, dass die MitarbeiterIn das selber tut, dazu ist sie auch verpflichtet. Andererseits liegt es auch sehr an den Vorgesetzten, die MitarbeiterInnen zu motivieren und im Sinne der Personalentwicklung zu begleiten.

GR Lasar: Wie sind Sie mit Ihrem Personalstand derzeit zufrieden? Wir haben von vielen Seiten gehört, dass es in vielen Bereichen einen Personalmangel gibt. Was tun Sie, wenn z.B. im Nachdienst nur eine ÄrztIn Dienst hat und in welche Richtung soll das in Zukunft gehen? Diese Frage ich mir jetzt auch wichtig.

Pflegedir. Schütz: Es wird wahrscheinlich auf der ganzen Welt keine Angestellte in einem Spital geben, die sagt, ich bin mit meinen MitarbeiterInnenstand hundertprozentig zufrieden. Ich würde aber sagen, ich bin zu 99 Prozent oder 99,99 Prozent mit der Systemisierung zufrieden. 

Wir haben auch aus Eigeninitiative und natürlich damals mit Unterstützung der Direktion Kranken- und Altenpflege im Krankenanstaltenverbund ein Personalberechnungsmodell entwickelt, das sehr stark an die Psychiatrie-Personalverordnung von Deutschland angelehnt ist. 

Wir haben sogenannte Psych-PV mehrmals evaluiert und ich denke, sie deckt den Bedarf, der sich aus den Leistungen im Haus ergibt, ab. Das ist das, was die Systemisierung betrifft.

Nun wissen wir, dass gerade in einem Betrieb, der vom 1. Jänner bis zum 31. Dezember rund um die Uhr offen hat, jederzeit auch PatientInnen übernehmen muss, ohne die Möglichkeit zu haben, zu sagen: Wir sind voll und ihr müsst` mit der Rettung weiter fahren, es da zu Engpässen kommen kann. Das ist immer wieder einmal der Fall, wenn sehr viele Krankenstände zusammen kommen. Ist punktuell auch manchmal im Sommer ein bisserl ein Problem, wenn wir auf einer Station sehr viele MitarbeiterInnen haben, die im Sommer in Urlaub gehen wollen. Das ist im Wesentlichen primär die Aufgabe der Führungskräfte auf der Station. In der nächsten Linie die Aufgabe der Oberschwestern und wenn die nicht mehr weiter können, dann bin ich diejenige, die dann den Ausgleich über die Abteilungsgrenzen hinaus sicherstellen muss. 

Wir haben für solche Fälle Überstunden zur Verfügung. Wir haben auch den sogenannten E-Pool zur Verfügung, wo auch MitarbeiterInnen aus unserem Haus gelistet sind und wo man sich, wenn Bedarf ist, auch jemand organisieren kann.

Ich muss allerdings dazu sagen, wir haben auf der Baumgartner Höhe einen Vorteil, nämlich dass wir sehr viele Psychiatriebetten auf mehreren Abteilungen haben und dadurch ist der Ausgleich zwischen den Abteilungen relativ einfach zu bewerkstelligen.

Ich möchte damit aber nicht sagen, dass ich dem das Wort rede, dass die Psychiatrie, so wie sie jetzt ist, auf der Baumgartner Höhe bleiben soll. Das möchte ich damit nicht sagen. Aber, einen gewissen Vorteil hat es in Bezug auf diesen innerbetrieblichen Personalausgleich ganz sicher. Im Kaiser-Franz-Josef-Spital z.B. gibt es eine einzige Psychiatrische Abteilung und so schnell jemand von wo anders herzukriegen, ist sicher etwas schwieriger.

Ich bin sehr stolz auf meine MitarbeiterInnen, vor allem auf die leitenden MitarbeiterInnen, die es fast immer schaffen den Ausgleich zustande zu bringen. Ich bin wahrscheinlich dreimal im Jahr gefragt, wo dann nichts mehr geht und dann komme ich dran und das wird dann kurzfristig bewerkstelligt.

GR Lasar: Danke schön.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Danke.

Frau GRin Korosec, bitte.

GRin Korosec: Danke, Frau Vorsitzende.

Sehr geehrte Frau Pflegedirektorin! Anfang des Jahres hat es eine Sitzung gegeben und dort soll der Ausspruch gefallen sein: „Wer in einem Heuhaufen sitzt soll nicht zündeln, weil er sonst in Rauch aufgeht.“ Man sagt, das Zitat stammt von Ihnen. Stammt dieses Zitat von Ihnen?

Pflegedir. Schütz: Ja.

GRin Korosec: Nach dem Sie in Ihrem Einleitungsstatement gesagt haben, es ist Ihnen so wichtig, dass die MitarbeiterInnen mit Herz arbeiten, frage ich Sie: Gehört so eine derart deftige Wortwahl gegenüber dem Personal tatsächlich zu Ihrem Sprachschatz?

Pflegedir. Schütz: Ja. Ich glaube, bin im Otto-Wagner-Spital ganz gut dafür bekannt, dass ich manchmal, wenn ich es für notwendig halte, auch Methapern verwende und da manchmal auch ein bisserl deftiger bin. Ich bin sehr froh, dass die Frage heute kommt, weil ich dieses Zitat mehrmals in den Protokollen dieser Untersuchungskommission erwähnt gefunden habe. Ich möchte schon ein bisserl darauf eingehen, in welchem Zusammenhang das gefallen ist.

Es war eine MitarbeiterInnenveranstaltung, wo wir von der Kollegialen Führung her – ich glaube, es war im Jänner dieses Jahres - versucht haben, den MitarbeiterInnen erstens Informationen über das, was sich so im Haus, speziell in der Psychiatrie tut, zu geben. Es war auch für die anderen Fächer, die im Haus vertreten sind wichtig, authentisch von uns Informationen zu kriegen.

Wir haben uns sehr bemüht darum zu werben, die MitarbeiterInnen dazu zu bewegen, ihre Probleme, die sie haben, mit uns zu besprechen und damit nicht in die Öffentlichkeit zu gehen, wo man dann sehr schwer die Auswirkung beeinflussen kann, als derjenige, der es getan hat. 

Meine Metapher hat sich dann darauf bezogen, und ich habe das damals ganz sicher auch gesagt, dass Kinder, wenn sie im Heuhaufen spielen und mit Zündhölzer spielen, wahrscheinlich gar nicht abschätzen können, was sie anstellen können. Es kann dann zu spät sein und dann brennt es und man kann es nicht mehr löschen. 

Ich bin nach wie vor der Meinung, dass es zumindest eine dienstliche Verfehlung ist – alles andere mag dahin gestellt sein -, dass man interne Informationen, interne Papiere, die einen Diskussionsstand innerhalb des Hauses darstellen, ohne die, die auch an der Gestaltung und der Erarbeitung dieser Papiere beteiligt sind, zu fragen, einer Öffentlichkeit zur Verfügung stellt. Wo man sich zumindest erwarten kann, dass MitarbeiterInnen, bevor sie das tun, das sagen. 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass das nicht so geschehen ist. Ich habe dort versucht das zu vermitteln, wie ich das oft tue. Ich denke, es gibt wahrscheinlich viele MitarbeiterInnen im Haus, die sich schon denken, na ja, jetzt wird die Schütz aufstehen und jetzt wird sie vielleicht wieder etwas dazu sagen. Manche Dinge sind ja durchaus nicht das erste Mal, manches wiederholt sich, das hat auch ein bisserl mit dem Alter zu tun, wo man schon ein bisserl mit dem Althergebrachten lebt. 

Ich habe das dort gesagt. Ich habe bisher von niemand aus dem Haus eine kritische Rückmeldung gehört. Es ist bei uns Usus, wenn ich irgendetwas mache, was MitarbeiterInnen aufstößt, dass die mir das sagen und die können das auch. Meine Tür ist immer offen, außer ich habe eine Besprechung, wo nicht unbedingt alle Vorbeigehenden mithören sollen, sonst kann jede MitarbeiterIn – das tun sie auch – von der Abteilungshilfe, über die HausarbeiterInnen, bis hin zur PrimarärztIn kommen. Ich bin, glaube ich, auch dafür bekannt, dass man bei mir auf einen Termin nicht lange warten muss. Es ist mir wichtig, dass, wenn jemand ein Anliegen hat, ich mir das anhöre. Ich sage auch immer dazu: Was kann ich für Sie tun? Möglicherweise kann ich nicht alles erfüllen, aber das, was mir möglich ist, werde ich tun, um Ihnen weiterzuhelfen. 

GRin Korosec: Danke.

Frau Pflegedirektorin! War Ihnen eigentlich die historische Dimension bewusst mit diesem Ausspruch? 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Wir haben die Zeugin zu einem gewissen Beweisthema geladen und zu diesem Beweisthema ist sie zu befragen. Bitte, in diesem Rahmen zu bleiben.

GRin Korosec: Frau Pflegedirektorin! Sie tragen hier die heile Welt vor. Wir haben viele Protokolle von den Kollegialen Sitzungen und wir haben auch viele Wortmeldungen von Ihnen oder von Frau Direktorin Dr. Kalousek, wo natürlich gesagt wurde, wir brauchen Personal und das und das funktioniert nicht. 

Sie sagen, die MitarbeiterInnen können immer zu Ihnen kommen. Das mag schon sein, aber offenbar ohne Ergebnis. Weil sie offenbar auch die Ergebnisse nicht erreicht haben, weil sonst wäre nicht immer wieder in den Sitzungen gesagt worden, in dieser Abteilung ist zu wenig. Wir wissen ja die Missstände. Wir haben schon einige Monate die Untersuchungskommission. Wir haben genügend Aussagen, wo festgestellt wird, dass es hier Probleme gibt.

Jetzt noch einmal zu dieser Sitzung. Damals sind einige zum Rapport bestellt worden. Unter anderem der Herr Dr. Zeyringer, die Frau Dr. Ortner, der Herr Dr. Köhler und die Frau Dr. Leth. Die wurden sehr kurzfristig zu dieser Sitzung eingeladen. Hat es in diesem Zusammenhang irgendwelche dienstrechtliche Disziplinierungen gegeben, was diese vier Personen betrifft?

Pflegedir. Schütz: Ich möchte festhalten, dass ich primär für den Pflegedienst zuständig bin und auch in der Linie auch keine Anordnungsbefugnis gegenüber ÄrztInnen habe. 

Es hat natürlich auch nach dieser Sitzung, wo wir breit für alle MitarbeiterInnen Information angeboten haben, noch viele Besprechungen gegeben. Wenn ich mich richtig erinnere, war eine Besprechung auch mit den sogenannten MittelbauvertreterInnen und da war auch die Kollegiale Führung dabei. Auch in dieser Sitzung haben wir versucht, die MitarbeiterInnen dazu zu gewinnen, die Probleme, die es in jedem Betrieb gibt – und wo es keine Probleme gibt, gibt es den Betrieb nicht mehr – vor Ort im Haus zu lösen und die Lösung nicht wo zu suchen, wo möglicherweise Lösungen nicht in unserem Sinnen zu erreichen sind. Meines Wissens, und ich wüsste gar nicht warum es das geben soll, hat es keine Androhungen von Konsequenzen gegeben. Wir haben lediglich, wie wir es auch sonst tun, versucht die MitarbeiterInnen ins Boot zu holen. Das war unser Anliegen und das haben wir so getan. 

GRin Korosec: Danke.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Frau GRin Matzka-Dojder, bitte.

GRin Matzka-Dojder: Danke, Frau Vorsitzende.

Frau Pflegedirektorin! Sie haben gesagt, im Otto-Wagner-Spital wird der Personalbedarf nach Psych-PV berechnet. Sie haben gesagt zu 99 % sind Sie mit Ihrer Personalsystemisierung zufrieden. Ich selbst bin Pflegeperson, war in den leitenden Funktionen und weiß, wie das ist, wenn es Urlaubswünsche zu einer gewissen Zeit gibt, wenn es akute Ausfälle gibt und dass da an die leitenden Personen eine ziemliche Anforderung zukommt, um allen Wünschen gerecht zu werden, aber auch diesen Betrieb und eine gewisse personelle Ausstattung zu gewährleisten.

Sie haben gesagt, es gibt einen innerstationären Personalausgleich, es gibt diesen Poolausgleich. Gibt es auch diese Bedarfskorrekturberechnungen? Ich weiß, dass Personalbedarfsberechnungen nicht von heute auf morgen passieren. Man muss alle Veränderungen und Prozesse bemessen und begleiten, um diese Korrekturzahlen ausrechnen zu können. Haben Sie in den letzten Jahren im Rahmen dieser vielen Umstrukturierungen und Veränderungen Ihre Personalbedarfsberechnungen einfach verglichen, korrigiert? Hat es da Projekte gegeben, wo man versucht hat sich mit den anderen zu vergleichen? Haben Sie diesen Vergleich mit den anderen Institutionen gemacht? Kennen Sie auch die Kennzahlen der anderen Institutionen in Wien und in den Bundesländern?

Pflegedir. Schütz: Die Personalbedarfsberechnung ist ein Thema, das mich seit vielen, vielen Jahren begleitet. Zuerst die Schweizer Wegleitung, dann war diese Personalberechnung die PPR Wien, die aber für die Psychiatrie nicht anwendbar ist.

Die Evaluierung dieses Projekts, nämlich auf die Anwendbarkeit der Psych-PV in Wien, war im Wesentlichen eine Arbeit, bei der sehr viele MitarbeiterInnen aus dem Otto-Wagner-Spital mitgearbeitet haben. Wo aber auch alle anderen Einrichtungen, die Psychiatrie im Krankenanstaltenverbund haben, mit an Bord waren.

Wir hatten damals eine dreijährige Pilotphase, wo wir das einmal ausprobiert haben, wie sich das ausnimmt. Weil die eine Seite ist, dass man Minutenwerte erhebt und dass man Fallwerte macht usw. Die andere Seite ist das, was man auch aus Erfahrung weiß. Ich weiß, dass ich am Tag ein gewisses Personal brauche, egal ob ich jetzt 20 im Stand habe oder nur zwei im Stand habe. Ich muss den Dienstplan zwei Monate vorher einteilen. Das heißt, ich habe eine gewisse Mindestanforderung und die muss sein. Man muss die Ergebnisse, die sich aus der Psych-PV ergeben haben und da wird die Verteilung der PatientInnen in den verschiedenen Kategorien berechnet, wie aufwendig sie sind. Dann gibt es diesen Teil, wo es um den Haushalt geht, der die Pflege abgedeckt, wie die Bestellungen und dass das Werkl rennt. Und dann: Wie viele PatientInnen sind im Jahr zu betreuen gewesen? Wenn man das hat und gegenüber stellt zu dem, was man aus Erfahrung weiß und das ist stimmig, dann kann man mit gutem Gewissen sagen, ja, das können wir anwenden. 

Aber, man muss natürlich auch immer darauf schauen, was verändert sich im Umfeld? Alles was vor 20 Jahren war, ist heute nicht mehr wirklich hundertprozentig gültig. Es verändern sich die Anforderungen und das haben wir getan. Wir haben dann nach diesem Pilotprojekt eine Evaluierung gemacht. 1996 war der Pilot, dann haben wir 1999 diese Evaluierung gemacht. Wir haben damals gesehen, dass einfach für die Führungsaufgaben zu wenige Minuten berücksichtigt waren. Es hat sich das moderne Personalmanagement erst in den letzten Jahren entwickelt und es ist so wichtig, dass die Führungskräfte für Ihre MitarbeiterInnen Zeit zur Verfügung haben, um mit denen zu reden. Nicht nur so daneben her, sondern sich einfach hinzusetzen.

Das nennt man MitarbeiterInnenorientierungsgespräch, das sehr zeitaufwendig ist. Aber, unterm Strich muss man sagen, dass es die Zeit sicher wert ist, die man dafür verbraucht, weil man eine Standortbestimmung hat, weil man an sich auch menschlich näher kommen kann, wenn man sich da eine Stunde oder zwei Stunden - je nach dem wie lange es dauert - mit der MitarbeiterIn auseinander setzt. Das haben wir damals ergänzt. 

Wir haben dann 2004 eine Evaluierung gemacht, weil es vom Entlassungsmanagement eine Diskrepanz zu dem, was in der PPR Wien war, gegeben hat. Wir haben dann diese Fallzahl „Was ist zu tun, wenn jemand entlassen wird?“. Die Anzahl der Aufnahmen und Entlassungen ist stark gestiegen, es ist die Aufenthaltsdauer kürzer geworden. Wir haben mehr PatientInnen zu versorgen gehabt und bei jeder Entlassung muss sichergestellt sein, dass die PatientIn irgendwo angebunden ist. Das ist eine Aufgabe, die zumindest in der Psychiatrie aus Tradition – so lange ich sie kenne – auch ein Teil der Pflegearbeit ist. Das wird schon während des Aufenthaltes vorbereitet. Ein besonders treffendes Beispiel ist die Übergangspflege, wo sich das überlappt, von drinnen nach draußen, von draußen nach drinnen. 

Das haben wir dann ergänzt und wir haben auch die ambulanten PatientInnen hinein genommen, weil wir sehr viele ambulante PatientInnen auf den Stationen haben. Das hat auch seinen guten Grund. Wenn jemand kommt und sagt: „Ich will aufgenommen werden“ und er wird dann doch nicht aufgenommen, ist ja Zeit vergangen. Es geht ja da nicht darum, dass da jemand reinkommt zum Schalter und sagt „Guten Tag! Ich habe Bauchweh“ und der Doktor schaut ihn an und sagt: „Nein, gehen Sie auf die Chirurgie.“ Sondern, es sind in der Regel in der Psychiatrie sehr aufwendige Kommunikationsaufwendungen. Mit dem zu reden, wenn die ÄrztIn wo anders beschäftigt ist. Den Willkommen heißen, damit der nicht gleich davon rennt. Diese Dinge sind aufwendig und die haben wir auch hinein genommen.

Das Ergebnis dieser Evaluierung ist zur Kenntnis genommen worden. Wir haben im Grunde seit 1996 das Personal über die Psych-PV berechnet. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Entschuldigung! Darf ich dazwischen fragen: Ist Ihre Frage damit beantwortet oder haben Sie noch konkrete Nachfragen? Damit wir es ein bisserl auf den Punkt bringen, weil sonst verlieren wir den Überblick.

Pflegedir. Schütz: Der nächste Punkt ist, dass wir von dieser Berechnung, die immer mit den Aufnahmezahlen oder mit den Frequenzen des Vorjahres passieren, dann eine Zahl haben. Die gilt es dann auf die einzelnen Abteilungen hinunter zu brechen.

Das geschieht jedes Jahr, wobei die Verschiebungen relativ gering sind. Es hat deswegen schon seinen Grund, wir haben im Grunde die gleichen Abteilungen mit ziemlich den gleichen Pflegetagen im Jahr, mit den gleichen Aufgaben und es ist einfach notwendig, dass auf den Stationen, wo die Verpflichtung für die Aufnahme besteht, die muss ich im Betrieb haben, die kann man nicht einfach zusperren. Das heißt, es gibt eine gewisse Ausstattung, die auf der Station fix sein muss, egal wie viele Frequenzen die dort haben. Es gibt und das hat sich ganz gut bewährt, auf der Oberschwesternebene, auf jeder Regionalabteilung, zwei Dienstposten, die sie dann dort hin gibt, wo sie den größeren Bedarf hat.

Das habe ich deswegen gemacht, damit dort ein bisserl eine Manövriermasse besteht. Weil erfahrungsgemäß, wenn jemand etwas zugeordnet hat, dann gibt er es nicht gerne her und die Oberschwester tut sich dann leichter. Das hat sich, wie gesagt, gut bewährt.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gibt es noch eine Nachfrage dazu, bitte?

GRin Matzka-Dojder: Ich habe noch gefragt, ob Sie auch Ihre personelle Ausstattung mit den anderen Institutionen vergleichen? Die MitarbeiterInnen machen das oft unter einander und sagen, die haben so viel. Machen Sie das als Pflegedirektorin auch?

Pflegedir. Schütz: Innerhalb des Wiener Krankenanstaltenverbundes ist das sehr transparent, weil die Daten aus der Psych-PV relativ leicht zu kriegen. Ich denke mir, da gibt es keinen besonderen Handlungsbedarf.

Wir vergleichen uns natürlich mit den Zahlen, die es in Österreich gibt. Wir schauen auch nach Deutschland, die sind uns vom Kulturkreis doch ziemlich ähnlich. Ich muss sagen, wir sind wahrscheinlich in Wien in einer sehr guten Lage. Die Schweizer sind ein bisserl bessern dran und so viel ich weiß, da bin ich aber nicht hundertprozentig sicher, die skandinavischen Länder. Nur, bei den Skandinaviern muss man schon ein bisserl darauf schauen, wie das Umfeld ausschaut.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Jetzt kommen wir wieder ein bisserl ab von unserem Beweisthema. Bleiben wir in Österreich.

Ich darf weiter geben an die Frau GRin Dr. Pilz, bitte.

GRin Matzka-Dojder: Nein, ich habe noch eine Frage, bitte.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Nein. Ich würde gerne an die Frau GRin Dr. Pilz jetzt weitergeben, damit wir ausgeglichen gefragt haben.

GRin Dr. Pilz: Danke, Frau Vorsitzende!

Frau Pflegedirektorin! Sie haben hier mitgeteilt, dass Sie zu 99,9 % zufrieden sind mit Ihrer Personalausstattung.

Ich möchte Ihnen jetzt ein E-Mail vorlesen, das ein knappes Jahr alt ist, es stammt vom 4. Oktober 2007 und ist von Ihrem Mitarbeiter aus der Pflege, Herrn STEFAN geschrieben. 

Es geht an einen sehr breiten Kreis: An die Frau Dr. Kalousek, an die PatientInnenanwältInnen beim Otto-Wagner-Spital, an verschiedene Führungskräfte, ärztliche MitarbeiterInnen und PflegemitarbeiterInnen, unter anderem auch an Sie. Da heißt es: 

„Wir werden genau beobachten, ob dieses scheibchenweise noch ein bisserl mehr“ und das bezieht sich auf die Versorgungsverpflichtung hinsichtlich des Nordburgenlandes: „weiter geht. Die MitarbeiterInnen an der Basis sind bereits jetzt mit den UBG-PatientInnen aus Wien hart an die Grenze des Erträglichen gestoßen. Es ist natürlich für uns im Management immer leicht Entscheidungen zu treffen, wo die MitarbeiterInnen dann in den Nachdiensten den wahren Aufwand bewältigen müssen. Es könnte aber passieren, dass auf Grund der Überforderung der MitarbeiterInnen die Qualität nicht mehr im gewohnten Maße erbracht werden kann, da die MitarbeiterInnen einfach nicht noch in mehr Zimmern mit den UBG-PatientInnen arbeiten können (körpernahe Fixierungen mit Gurten, welche ein engmaschiges Oberservieren erfordern, sind mit zwei Pflegenden im Nachdienst und einem Arzt jetzt schon kaum mehr möglich und hier bewegen wir uns in einem sehr gefährlichen Bereich). 

Auf diese Tatsache möchte ich aufmerksam machen, da das Management dann die Folgen doppelt tragen muss.“

Das stammt von vor knapp einem Jahr. Was haben Sie in Ihrer Funktion als Pflegedirektorin unternommen, wenn ein Mitarbeiter, der noch dazu als Personalvertreter aktiv ist, davon spricht, dass es eine Überforderung gibt und dass man im gefährlichen Bereich arbeitet?

Pflegedir. Schütz: Ich erinnere mich ganz genau an dieses E-Mail. Das war im Zusammenhang mit dem Auftrag die PatientInnen aus dem Nordburgendland und zwar die, die nach dem Unterbringungsgesetz versorgt werden, zu übernehmen. Es war aus meiner Sicht sicher der Ausdruck einer gewissen Verärgerung, dass man jetzt zusätzlich Aufgaben dazu kriegt und es war sehr gut nachvollziehbar. Wir haben ja auch damals in verschiedenen Versprechungen das thematisiert. Wir haben aber von unser TU 1 Direktorin die Zusicherung bekommen, dass wir nach einem Vierteljahr schauen, wie hoch die Frequenz der PatientInnen aus dem Burgenland ist und welche besonderen Probleme es mit ihnen gibt. 

GRin Dr. Pilz: Darf ich da nachfragen? Herr STEFAN spricht davon, „dass wir uns schon jetzt in einen sehr gefährlichen Bereich bewegen.“ Ich wollte Sie konkret fragen, was Sie unternommen haben, gegenüber dieser alarmierenden Information, dass die MitarbeiterInnen, insbesondere sedierte PatientInnen nicht ausreichend betreuen können?

Pflegedir. Schütz: Das ist eine zweite Schiene und auf die komme ich gleich.

Die PatientInnen aus dem Burgenland haben wir übernommen. Die Evaluierung ist vierteljährlich passiert und es ist von der Anzahl her nicht so eine Menge, dass die sehr gravierend ist. Es betrifft jede Abteilung mit einigen PatientInnen vierteljährlich. Im Pflegebereich haben wir eine Hochrechnung nach dem ersten Vierteljahr gemacht, wie viel das an Dienstposten ausmacht und diese Dienstposten, die dafür notwendig sind, haben wir.

Die zweite Schiene. Wir haben schon Anfang des Jahres 2007 im Psychiatrischen Zentrum begonnen Daten zu sammeln, um die Nachdienstpräsenz in den Regionalabteilungen zu verbessern, weil es sehr häufig vorkommt, dass man von einer Abteilung in die andere aushelfen gehen muss, wenn sich irgendeine Eskalation anbahnt und um das nicht so weit zu lassen, ist auch ein Punkt, dass man …

GRin Dr. Pilz: Frau Pflegedirektorin! Ich möchte es konkret wissen. Sie haben gesagt: Zu Beginn Jahres 2007. Das E-Mail stammt vom Ende des Jahres. Was haben Sie konkret gemacht? Ich hätte gerne eine konkrete Antwort.

Pflegedir. Schütz: Ja, ich sage es Ihnen auch. Ich denke mir, es muss auch für mich möglich sein, ein bisserl das Umfeld darzustellen.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Darf ich dazu sagen: Ich würde die Zeugin bitten, konkreter auf den Punkt zu kommen und das was ihr wichtig ist, selbstverständlich dazu zu sagen. 

Pflegedir. Schütz: Wir haben für jede Regionalabteilung Ende Oktober Anfang November einen Personalantrag gestellt, dass wir einen zusätzlichen Nachdienst bekommen. Dieser Personalantrag ist nach einer kurzen Besprechung in der Generaldirektion unterstützt worden und wir haben die zusätzlichen Nachdienste dann eingerichtet. Das war das, was wir dazu getan haben. Auf Grund der PatientInnen aus dem Burgenland untertags, gab es eine Berechnung, die sich im Personalstand für das Jahr 2008 niedergeschlagen hat. 

GRin Dr. Pilz: Habe ich das jetzt richtig verstanden? Als Reaktion auf das E-Mail wurde das Personal so verstärkt, dass Sie die engmaschige Betreuung der PatientInnen die fixiert sind sicherstellen können? Heißt das, dass Sie – und das ist ja „state of the art“ – sicherstellen können, dass eine lückenlose Überwachung der Patientinnen, die fixiert oder in Netzbetten oder tief sediert besonders betreuungsbedürftig sind in Folge gemacht wurde? Wie viel Personal ist konkret auf Grund dieser alarmierenden Feststellung eingestellt worden? Bitte um Bezifferung.

Pflegedir. Schütz: Wir haben, bezogen auf diese Feststellung, - da möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass das im Kontext mit den PatientInnen aus dem Burgenland geschehen ist – ein internes E-Mail, das nicht für die Öffentlichkeit bestimmt war, ausgesandt. Und natürlich im Psychiatrischen Zentrum auch diskutiert, denn es war das Aufzeigen von Problemen, die vor Ort sichtbar geworden sind. Wir haben uns dann auf Grund der Fakten uns angeschaut, wie sich das wirklich darstellt. Wir haben die Anzahl der Nachtdienste in den Regionalabteilungen verstärkt. Wir haben schon früher und tun es natürlich auch jetzt, immer dann, wenn eine 1:1 Betreuung angeordnet wird, diese 1:1 Betreuung auch sichergestellt. Das geschieht manchmal mit dem vorhandenen Personal, ist manchmal nur leistbar, in dem man von einer anderen Station jemand dazu holt oder einen abteilungsübergreifenden Personalausgleich durchführt. 

GRin Dr. Pilz: Nur eine kleine Korrektur: Es war kein internes E-Mail, sondern es ist auch an Institutionen außerhalb gegangen. Z.B. an die PatientInnenanwältInnen die im Otto-Wagner-Spital stationiert sind und an den PSD Burgenland. Nur damit das auch klar ist, es war auch nach außen gerichtet.

Ich gehe noch einmal auf das ein, was Sie gesagt haben, was jetzt gewährleistet wäre und ich will das konkretisiert haben. Wenn jemand fixiert ist, wenn jemand sediert ist und Betreuung braucht, ist lückenlos seit Ende 2007 eine 1:1 Betreuung vorhanden? Da ist immer jemand aus der Pflege unmittelbar bei der PatientIn oder wie kann ich mir das vorstellen?

Pflegedir. Schütz: Wenn eine 1:1 Betreuung notwendig ist und die ist nicht immer notwendig. Aber wenn sie notwendig ist, ist das sichergestellt.

GRin Dr. Pilz: Wann ist sie notwendig?

Pflegedir. Schütz: Die Notwendigkeit einer 1:1 Betreuung ist eine ärztliche Anordnung und der kommen wir nach.

GRin Dr. Pilz: Kann es also weiterhin sein, dass fixierte PatientInnen im Kreise ihrer nicht fixierten MitpatientInnen ohne ständige Beobachtung die Nacht oder den Tag verbringen?

Pflegedir. Schütz: Es ist sicher möglich, dass jemand der beschränkt ist, die Nacht verbringt, ohne das neben ihm eine Schwester sitzt.

GRin Dr. Pilz: Ist weiterhin möglich, dass jemand fixiert ist oder im Netzbett ist oder tief sediert ist, dass er auch tagsüber ohne ständige Anwesenheit einer Pflegeperson im Zimmer oder ein Videomonitoring untergebracht ist?

Pflegedir. Schütz: Wenn von der Abteilung 

her die Notwendigkeit festgestellt wird, dass jemand vor Ort daneben sitzt, dann wird jemand sitzen. Ich kann nicht ausschließen, dass vielleicht irgendeine PatientIn einmal, ohne dass die Schwester neben ihm sitzt, in einem Zimmer sich befindet.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Ich glaube, die Frage ist beantwortet.

GRin Dr. Pilz: Nein, eine Klärung noch. „state of the art“ ist bei Fixierung immer eine Anwesenheit oder ein Monitoring. Wieso weichen Sie davon ab?

Pflegedir. Schütz: Mir ist nicht bekannt, dass irgendwo steht, dass „state of the art“ ist, wenn jemand fixiert ist, dass daneben wer sitzen muss oder lückenlos ein Monitoring sein muss. Das ist mir in dieser Schärfe nicht bekannt.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Frau GRin Matiasek, bitte.

GRin Matiasek: Danke, Frau Vorsitzende.

Frau Pflegedirektorin! Eine Problemzone, die sich in der Diskussion immer wieder auftut, ist die bauliche, die infrastrukturelle Situation im Otto-Wagner-Spital, natürlich auf Grund des hohen Alters dieses Hauses, so schön die Weitläufigkeit und die Grünanalgen sind, die Pavillons sind zum Teil doch sehr veraltet. Das spüren nicht nur die PatientInnen, sondern das ist sicher auch fürs Pflegepersonal in vielen Bereichen doch eine Belastung, was den Arbeitsalltag betrifft. 

Ich möchte Sie fragen: Wie wurde bzw. wird damit umgegangen und auf welchem Weg werden Problemfelder, die sich da auftun, die vermutlich auch an Sie herangetragen werden, von Ihnen weitergegeben? Wie werden Sie gehört? Wie wird reagiert? Vielleicht können Sie das auch anhand von konkreten Beispielen darstellen.

Pflegedir. Schütz: Es ist eine Tatsache, dass das Haus 100 Jahre alt ist. Es ist auch eine Tatsache, dass die hundertjährigen Häuser, wenn sie generalsaniert sind, für unsere Belange ausgezeichnet zu verwenden sind. Es ist eine Tatsache, dass im Otto-Wagner-Spital ein Drittel aller Gebäude generalsaniert ist. Ein weiteres Drittel ist auf einem Level saniert, der jetzt nicht vom vorigen Jahr ist, aber so, dass man damit sehr zufrieden sein kann. Es gibt ein weiteres Drittel, das sicher sanierungsbedürftig ist. 

Wir haben seit Jahren ein strukturiertes Programm, wie wir sukzessive die einzelnen Abteilungen und Häuser auf einen besseren Stand bringen. Wir haben, wie gesagt, den Pavillon XVI, der wirklich ganz wunderbar ist, den wir schön hergerichtet haben. Auch auf Pavillon XXIV ist etwas geschehen. 

Es gibt natürlich den Pavillon X, der sicher höchst dringlich zu sanieren ist und der wird auch Ende dieses Jahres, Anfang nächsten Jahres – das kommt ein bisserl darauf an, weil man auch Ausweichstationen für die Sanierung herstellen muss, weil der Betrieb weiter gehen muss – zur Sanierung kommen. Ich gehe dann davon aus, dass die MitarbeiterInnen und auch die PatientInnen mit dem Ergebnis, so wie auch bei den anderen Beispielen, zufrieden sind.

Natürlich wäre es uns sehr recht gewesen, wenn wir das Ganze schon vor drei, vier Jahren abschließen hätten können. Die Realität ist die, dass vor allem die Manövriermasse, die vielen Übersiedlungen, die damit verbunden waren, auch eine gewisse Zeit dauern müssen, weil wir einfach gar nicht so viele Ausweichquartiere hätten, dass wir jetzt fünf Pavillons sofort und gleich beginnen könnten zu sanieren. 

Die Vorbereitungsarbeiten für die Sanierungen für den Pavillon X, für die 1. Psychiatrische Abteilung und für die 3. Psychiatrische Abteilung, - wo der Pavillon XXI auch vorgesehen ist - sind abgeschlossen und jetzt kann der Handwerker kommen.

GRin Matiasek: Aus jetziger Sicht ist da sicher etwas weiter gegangen. 

Wie würden Sie das beurteilen? Man hat ja viele Jahre, wo tatsächlich schon merkbar war, dass diese Pavillons in einem sehr veralteten Zustand waren, dass es an Infrastruktur fehlt, eigentlich kaum auf dieses Problem reagiert. Ab wann, würden Sie sagen, hat man begonnen wirklich so griffig zu sanieren, dass es etwas bringt und nicht nur ein kaputter Fensterrahmen – ich nenne das jetzt einmal als Beispiel – ersetzt wird, weil er wirklich schon aus der Mauer fällt? Könnten Sie das ungefähr datieren?

Pflegedir. Schütz: Die Sanierungsaktivitäten haben mit dem Plus 5-Projekt begonnen. Wo die Pavillons für die Neurologie saniert wurden und danach ist in dem Zusammenhang auch der Pavillon XVI saniert worden. Dann haben wir den Pavillon IV gehabt. Dann haben wir etwas am Pavillon XXIV etwas gemacht. Dann haben wir auf Pavillon XX etwas gemacht. Wirklich wieder eine größere Summe oder ein größeres Vorhaben ist jetzt mit den Pavillons XXI und X. Aber es hat auch vorher immer wieder Sanierungen gegeben. Es gibt auch unterjährig immer wieder Arbeiten, wo man eben versucht, die Dinge zu verbessern. 

Natürlich wissen wir alle, dass man damit einfach nicht das erreicht, was mit einer Generalsanierung möglich ist. Das hätten wir uns natürlich gewünscht, dass das schon abgeschlossen ist. 

GRin Matiasek: Eine Zusatzfrage zu diesem Bereich noch. Wie beurteilen Sie das, dass Männer und Frauen gemeinsame sanitäre Räume zur Verfügung haben, auch unter dem Aspekt, der ja nachzuvollziehen ist, dass man den Aufenthalt gemeinsam durchführen will. Es wäre trotzdem möglich, dass man zumindest in diesen sanitären Bereichen trennt, was ja, ich sage jetzt einmal, ganz besonders für Frauen einen unangenehmen Aspekt darstellt. Wenn auf der einen Seite an Zeiten gebunden ist, wann man Duschen zur Verfügung hat und auf der anderen Seite dort vielleicht nicht alleine ist. 

Pflegedir. Schütz: Im Jahr 2008, nehme ich an, werden sich die meisten PatientInnen, die Bevölkerung von Österreich erwarten, wenn sie in einem Spital sind, dass sie vielleicht auch direkt beim Zimmer eine Dusche haben. Das ist unbestritten.

In den alten Pavillons ist das sicher nicht möglich. Wir haben uns bemüht, die Toiletten zu trennen, wo es möglich war. Nämlich dass ein Frauen- und ein Männerbereich, also dass der Vorraum getrennt ist und dann natürlich die Toiletten, das ist eh klar. 

Es ist bei den Badezimmern leider nicht möglich. Wir können aber sicherstellen, dass jede Frau, jeder Mann, wenn er in die Dusche hinein geht, dort alleine ist. Die Einschränkung, dass er möglicherweise nicht zu jeder Zeit dort hinein gehen kann, dass ist eine Sache, die, hoffe ich, mit der Sanierung von Pavillon X vorbei ist.

Ich möchte nur kurz sagen. Ich war vor noch nicht so langer Zeit in einem Wiener städtischen Spital - nicht auf der Psychiatrie - und es gab dort auch ein großes Stationsbad. Natürlich hätte ich mir gewünscht, es wäre eines daneben, wo ich im Zimmer bin, aber es hat meiner Behandlungsqualität keinen großen Abbruch getan. Ich war froh, dass ich dort betreut wurde. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gut. Frau GRin Korosec bitte.

GRin Korosec: Ich möchte noch einmal auf das Pflegepersonal eingehen. Aber vorweg eine Frage auch noch zu dem getrennt Duschen. Der Prof. GABRIEL war ja vorige Woche hier und hat eben auch gesagt, die Bausubstanz ist so, dass man das nicht trennen kann. Aber das Personal, das Pflegepersonal ist angehalten und hat die PatientInnen nach Geschlechtern getrennt in die Duschen zu begleiten. Und jetzt frage ich Sie: Ist das tatsächlich so?

Pflegedir. Schütz: Also, das Pflegepersonal ist natürlich dafür verantwortlich, dass die Rahmenbedingungen so sind, dass die PatientInnen nach Geschlechtern getrennt in der Dusche sind. Es ist sicher nicht so zu verstehen, dass mit jeder PatientIn eine Schwester in die Dusch hineingeht. Das ist im Grunde nur dort notwendig, wo der Betreuungsbedarf so ist, dass jemand dabei sein muss. Viele unserer PatientInnen, vor allem in der Psychiatrie können sich selbst versorgen und tun das auch. Aber das, was wir sicherstellen, ist, dass sich die eben die Türe zu macht und dass nicht Männer oder im umgekehrten Sinn bei den Männern, die Frauen hineinkönnen. Das ist.

GRin Korosec: Na, wie können Sie das sicherstellen? Rein praktisch? Wenn niemand dabei ist.

Pflegedir. Schütz: Also, wenn jemand in das Bad hineingeht und die Dusche zusperrt, dann ist er dort allein. Und wenn er wieder aufsperrt, geht er heraus und trifft halt Männer und Frauen, wie es sonst auch auf der Station ist. 

GRin Korosec: Ich komme jetzt zur Personalsituation, wo Sie sagen, zu 99 % sind Sie mit der Systematisierung zufrieden. Jetzt gibt es die Station für die forensische Sozialpsychiatrie und da bekommen wir Berichte vom Pflegepersonal, da sind ja Hofgänge vorgeschrieben, die gemacht werden müssen, wo mitunter ein Pflegepersonal dann allein mit acht geistig abnormen Rechtsbrechern allein ist. Auf der Station zurückbleibt, weil die andere Kraft den Hofspaziergang macht. Die Verständigungsmöglichkeit ist nur eine Glocke und die ist nicht mobil. Meine erste Frage: Stimmt das? Und wenn es stimmt, sind Sie der Meinung, dass das ausreichend ist?

Pflegedir. Schütz: Also, die Mindestpräsenz an pflegerischen MitarbeiterInnen auf der forensischen Abteilung, auf 23.2 sind drei MitarbeiterInnen. Das ist das Mindeste, die dort da sein müssen. Es gibt dort immer anwesend einen Sicherheitsdienst und der Hofgang ist sicher zu gewährleisten mit einer Pflegeperson und dem Sicherheitsdienst. Der Hofgang ist ja, da geht es darum, dass die unmittelbar im Anschluss an den Pavillon einen mit einer hohen Mauer versehenen Garten haben. Es ist ja nicht nur der Hofgang. Es werden dort auch PatientInnen beschäftigt mit allerhand gärtnerischen Aktivitäten und dieser Hof wird ja durchaus in die Betreuung miteinbezogen. 

GRin Korosec: Und das heißt, ich kann ausschließen, dass eine Pflegekraft, zum Beispiel mit acht geistig abnormen Rechtsbrechern alleine ist? Und Sie haben diesbezüglich von Ihrem Personal noch nie Hilferufe gehört, dass diese Abteilung zu wenig besetzt ist?

Pflegedir. Schütz: Es kann natürlich schon vorkommen, dass auf Grund von längeren Fehlzeiten gerade von dieser Abteilung auch an mich Hilferufe kommen, um die Bitte, dass ich mich um einen Ausgleich bemühe. Das ist natürlich geschehen. Wir haben auch nach dem die Justiz diese Bewachung abgezogen hat, eine Weile ein bisschen eine problematische Situation gehabt, weil wir wollten zum einen den PatientInnen den Hofgang nicht verwehren und zum anderen hat es eben diese Person nicht mehr gegeben. Wir haben uns dann bemüht, das im Haus auszugleichen durch die zur Verfügungstellung von einem Wachdienst, der vom Otto-Wagner-Spital finanziert wird und somit ist der Zustand wieder hergestellt. Die Aufregung war natürlich damals schon gegeben, weil dieser Dienst von der Justiz sehr schnell abgezogen wurde und dann eben eine Weile gedauert hat, bis wir eine andere Möglichkeit hatten. Aber dieser Sache haben wir uns sehr forciert angenommen, weil ich finde es wäre unverantwortlich, MitarbeiterInnen da einer Gefahr auszusetzen.

GRin Korosec: Frau Pflegedirektion, Sie haben ja auch angeführt, dass Sie doch häufig Krankenstände haben und gerade nach dem Brandunfällen 2003, 2005 hat das betroffene Personal ja natürlich hier dramatische Erlebnisse gehabt, es musste aufgearbeitet werden und da war besonders in der Akutstation Pavillon 7.3 und 7.4, gibt es da eine Häufung von Krankenständen. Und immer wieder, so hören wir, ist das Personal zu Ihnen gekommen, hat aufgezeigt die Überlastung, Burn out, Langzeitkrankenstände. Erstens einmal: Stimmt das? Zweitens: Wie sind Sie damit umgegangen? Haben Sie das weitergemeldet? Da würde ich Sie einmal fragen.

Pflegedir. Schütz: Also, eine Häufung von Krankenständen auf einer Station weiterzumelden, ist nicht usus, weil es einfach zu meinen Aufgaben gehört, wenn es auf einer Station eine Häufung von Krankenständen gibt, sicherzustellen, dass wir dort kurzfristig Abhilfe schaffen. Natürlich kommt nach dramatischen Ereignissen und die sind in der Psychiatrie halt leider immer wieder einmal verzeichnen, auch zu Fehlzeiten. Das ist unbestritten. Aber die - immer dann, wenn an mich die Frage herangekommen ist oder die Bitte, ob ich aus dem gesamten Zentrum, aus dem gesamten psychiatrischen Zentrum eine Hilfestellung leisten kann, so habe ich es getan. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Eine Nachfrage noch? Dann gebe ich weiter.

GRin Korosec: Das heißt, Sie haben sie immer unterstützt, Ihre MitarbeiterInnen?

Pflegedir. Schütz: Ja. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Frau GRin Klicka bitte.

GRin Klicka: Danke, Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Pflegedirektorin Schütz!

Ich konnte in den letzten 14 Jahren sehr oft an Fortbildungsveranstaltungen im Otto-Wagner- Spital vor allem hinsichtlich auch der Qualitätssicherung teilnehmen und ich habe dort das hohe Engagement der MitarbeiterInnen vor allem bei den Open Space Veranstaltungen und den Kleingruppen kennengelernt. Das heißt, die MitarbeiterInnen sind sehr interessiert, ihrem Berufsbild entsprechend auch Veränderungen und Verbesserungen einzubringen und ich habe auch festgestellt, dass viele kritische Stimmen wahrgenommen werden und Ideen aufgegriffen werden. Ich denke, was ich dort auch herausgehört habe, ist das Wesentliche nicht so sehr die Problematik der räumlichen Gegebenheiten, sondern die MitarbeiterInnen sind wirklich sehr, sehr interessiert Beziehungsarbeit zu leisten, denn das ist gerade auf einer psychiatrischen Station auch von der Pflege her sehr wichtig. Ich möchte Sie jetzt nun fragen, wie die Art der prozessbegleitenden Maßnahmen betreffend der Qualitätssicherung in der Pflege im Otto-Wagner-Spital umgesetzt werden, welche Arten es gibt und wie sich also die Ergebnisqualität dann auch zeigt, sowohl in der Pflege als auch für die MitarbeiterInnen als auch für die PatientInnen? 

Pflegedir. Schütz: Also, die Qualitätsentwicklung ist uns im Otto-Wagner-Spital seit vielen Jahren ein großes Anliegen und wir haben auch immer sehr darauf geschaut, dass möglichst viele MitarbeiterInnen an diesem Prozess aktivst mitwirken. Ein wichtiger Punkt dabei ist die Ausbildung und die Fortbildung. Die Ausbildung ist einmal jetzt gesehen, was die Pflege betrifft, die Grundausbildung in der Schule. In der Zeit, wo ich Direktion bin, haben wir es geschafft, dass wir auf jeder Station einen Praxisanleiter haben, der vor Ort die SchülerInnen begleitet und zwar mit einer Ausbildung. Wir haben sehr viele Projekte gemacht, also Vorhaben, die komplexer sind, in Form von Projekten abgearbeitet und eine der problematischen Themen war und ist immer die Eskalation im Zusammenhang mit der PatientInnenbetreuung. Also, Gewalt zwischen PatientInnen, PatientInnen zu MitarbeiterInnen, das ist ein Thema, das ja nicht neu ist, aber wir uns dem, nachdem das irgendwie sichtbar geworden ist, auch auf Grund von Meldungen, die zum Beispiel besondere Vorkommnisse oder auch Verletzungsanzeigen von MitarbeiterInnen, uns diesem Thema sehr breit gewidmet haben. Wir haben versucht, die Gesundheitsförderung im großen Stil zu etablieren, wir haben nächste Woche, nein übernächste Woche eine große Veranstaltung, wo wir alle MitarbeiterInnen über die Aktivitäten, die wir nächstes Jahr vorhaben, informieren und wo wir auch über eine Befragung der MitarbeiterInnen informieren wollen, die wir gemacht haben, nämlich im Bezug auf ihre Einschätzung, wie gesund sie sich fühlen.

Wir haben verschiedene Preise gewonnen. Gesundheitspreis der Stadt Wien im Zusammenhang mit der Drogenprävention. Die Mutter-Kind-Problematik war ein Preis. Wir hatten das Deeskalationsmanagement, wo wir einen Preis gewonnen haben und das Projekt „Begleiten statt Angst“, wo es darum gegangen ist, auch MitarbeiterInnen, also StudentInnen und Praktikantinnen zu finden, die auch PatientInnen zu Spaziergängen und so weiter begleitet. Also, ich denke es ist sind sehr umfassende Aktivitäten passiert. Neben dem Steinhof-Symposien, die eine lange Tradition haben und die sicher früher vom Thema der Psychiatrie dominiert worden waren, aber nach der Fusion 2000 sich den Themen und den Anliegen des gesamten Krankenhaus zugewendet haben, wo wir immer aktuelle, aus der Praxis kommende Themen behandelt haben und wo wir dann aber auch die Themen nicht nur dort besprochen, sondern auch in den einzelnen betrieblichen Einheiten in Projektform weitergeführt haben.

Wie haben wir geschaut, was fruchtet denn das alles? Weil das Ganze muss sich auch irgendwann einmal rechnen. Ich denke, wir haben sehr gute Werte bei der PatientInnenbefragung. Wir hatten, glaube ich, vor 2 Jahren die wenigstens Beschwerden beim Wiener PatientInnenanwalt im Otto-Wagner-Spital. Wir haben eine sehr, also beim Pflegepersonal eine sehr geringe Personalfluktuation. Und wir vergleichen uns natürlich auch mit anderen Einrichtungen, da ist vor allem der Kollege STEFAN, der da, denke ich mir, auch aus eigenem Interesse, aber auch dankenswerterweise auch zum Wohle unseres Hauses sehr bemüht ist, internationale Kontakte zu pflegen und mit ExpertInnen auszutauschen, wo wir stehen. Ich glaube, wir stehen in der Psychiatrie in Wien auf der Baumgartner Höhe, von der kann ich natürlich besonders was sagen, gut da. Wir haben natürlich einige Probleme, die es noch zu bewältigen gibt und wenn die bewältigt sind, wird es wieder neue geben. So gesehen denke ich, wird dem Management auch in Zukunft nicht fad werden.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Frau GRin Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Danke Frau Vorsitzende! Frau Pflegedirektorin!

Sie haben davon gesprochen, dass Sie nicht in Kenntnis sind, dass es „state of the art“ ist, eine 1:1 Monitorisierung oder personelle Betreuung bei fixierten PatientInnen zu gewährleisten. Es gibt hier einen Projektbericht aus dem Otto-Wagner-Spital, der sich mit den entsprechenden diagnostischen und therapeutischen Verfahren befasst, der ist funkelnagelneu und da sind einige Dokumente beigeschlossen, die hier keinen Zweifel daran lassen, nämlich die mechanische Beschränkung und das Ganze, nur damit Sie wissen, wer es gemacht hat, bezieht sich auf die stationäre Versorgung psychiatrischer AkutpatientInnen, Oberarzt Vitetec und Primar David aus ihrem Haus und hier steht ganz eindeutig: „Mechanische Beschränkungen, Möglichkeiten und Betreuung, geschlossenes psychiatrisches Intensivbett.“ - das ist der euphemistische Ausdruck für das Netzbett. „Eins zu eins Betreuung oder Überwachung (Kameranotrufmöglichkeit für PatientInnen, Sedierung, Fixierung im Bett, 1:1 Betreuung oder Überwachung Kameranotrufmöglichkeit für PatientInnen, Sedierung.“ Hat Ihnen dieses Dokument jemand vorgestellt und haben Sie daraus Konsequenzen gezogen?

Pflegedir. Schütz: Dieses Dokument ist einige Jahre alt. 

GRin Dr. Pilz: Entschuldigen Sie, da muss ich Sie korrigieren. Es ist als Beilage zu einem Projektbericht, der im Jahr 2006 gestartet wurde und ich nehme an, im letzten Jahr abgeschlossen wurde. 

Pflegedir. Schütz: Das mag schon sein, dass das eine Beilage zu dem Projektbericht ist. Der Projektbericht, der jetzt aktuell auch im Haus vorgestellt wurde, ist nach einem längeren Prozess, der begonnen hat mit dem Papier von Primarius DAVID, wo er auf Grund eines Auftrages in der PrimärztInnensitzung sich um dieses Thema angenommen hat. Wo manche Dinge davon in den jetzt aktuellen übernommen wurden, aber nicht alle. Ich möchte noch einmal sagen, alle PatientInnen sind im Otto-Wagner-Spital, dort wo es notwendig ist, observiert. In der Frequenz und in der Dichte, wie es angeordnet wird. Ich bin aber davon überzeugt, dass ein neben dem Bett sitzen oder bei jeder PatientInnen einen Monitor aufzustellen, nicht machbar und auch nicht nötig ist. 

GRin Dr. Pilz: Frau Direktorin Schütz! Wie konnte es denn zu diesen Brandunfällen kommen, bei denen Menschen zu Schaden gekommen sind. Die hätten durch die Präsenz oder durch die Videoüberwachung klarerweise verhindert werden können. Da war in beiden Fällen keine Pflegeperson im Raum und es gab kein Monitoring. Die PatientInnen waren nicht nahe an Stützpunkt untergebracht und sind beide schwer verletzt worden. Wie konnte es dazu kommen, und welche Rolle kommt hier der Pflege zu. Und was war den Pflegepersonen angeordnet?

Pflegedir. Schütz: Ich möchte auf die beiden Brandunfälle jetzt konkret nicht eingehen, weil ich mich nicht in Konflikt mit dem Datenschutz begeben möchte. Ich kann allgemein etwas dazu sagen, was den Brandschutz im Otto-Wagner-Spital betrifft, aber nicht auf 2 Brandunfälle, wo eben ich mir vorstelle, welche Sie meinen, aber wo ich im Grunde nicht darauf eingehen möchte. Ich kann aber dazu sagen, dass Brandunfälle oder Brände im Otto-Wagner-Spital im Psychiatrischen Zentrum leider immer wieder einmal vorkommen. Das wir 90 % aller Brände, die auftreten, vom Pflegepersonal gelöscht werden, bevor die Brandmeldeanlage noch losgeht. Ich bin sehr stolz auf die MitarbeiterInnen, dass sie im Grunde mit offenen Augen, Ohren und mit ihrer Nase so aufmerksam sind, dass sie, wenn es irgendwo zu einem Brand kommt, und im Wesentlichen sind das immer Brände, wo irgendwas in den Mistkübel kommt, wo irgendwo mit Zigarettenstummel hingeworfen wird, der dort nicht hingehört. Leider und das muss ich sagen leider, ist das ein Thema das, das ich mir wünschen würde, dass wir uns mit dem nicht beschäftigen müssen. Vielleicht wird es etwas bessern, wenn wir endlich die Rauchfreiheit auch bei den PatientInnen in der Psychiatrie haben werden, da haben wir schon sehr viel zustande gebracht, aber erfahrungsgemäß wissen wir, dass gerade psychiatrisch kranke PatientInnen und vor allem die Schwerkranken  -und wir haben ja im Wesentlichen nur Schwerkranke - sehr gern und viel rauchen und sehr viel Kaffee trinken. Das ist eine Tatsache und dadurch gibt es viele Feuerzeuge und mit denen kann man auch manchmal Unfug anstellen. 

Es tut mir sehr, sehr leid.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Darf ich Sie noch einmal um die konkrete Frage bitten?

GRin Dr. Pilz: Ich möchte es jetzt sehr gerne auf den Punkt bringen, bitte.

Frau Pflegedirektorin Schütz, Ihre Berufung auf den Datenschutz verwundert mich jetzt einigermaßen, weil wir ja seitens des Krankenanstaltenverbundes und seitens des Pflegeanwaltes umfangreich Unterlagen zu beiden Fällen vorgelegt bekommen haben. Also, die Sache, dass das passiert ist, steht ja außer Streit und dass PatientInnen zu Schaden gekommen sind, ebenfalls. Ich frage Sie, welche Rolle kommt der Pflege, kam der Pflege konkret zu in beiden Fällen. Was war die Anordnung an das Pflegepersonal und sind Sie sozusagen in Ihrer Verantwortung als Pflegedirektorin nachgekommen, was die notwendige Observation der beiden Betroffenen betrifft?

Pflegedir. Schütz: Also, ich bin 100 % sicher, dass ich meiner Verantwortung nachgekommen bin bezüglich der Observation der PatientInnen. Auch was diese

GRin Dr. Pilz: Konkret angeordnet.

Pflegedir. Schütz: Es entzieht sich meiner Kenntnis, was konkret angeordnet wurde, weil 

GRin Dr. Pilz: Aber angeordnet, dass man die PatientInnen überwachen muss oder war es nicht angeordnet?

Pflegedir. Schütz: Ich bin nicht auf der Station tätig. Die dort Tätigen haben die Anordnungen zu treffen. Ich bin mir sicher, dass sich die MitarbeiterInnen aus der Pflege an diese Anordnungen gehalten haben und ich bin sehr froh, dass es in beiden Fällen gelungen ist das Feuer sehr schnell zu löschen und damit einen größeren Schaden für die PatientInnen zu verhindern. Es tut mir für die beiden PatientInnen - oder vielleicht sind es auch mehr - leid, wirklich sehr leid, dass ihnen das passiert ist. Das ist nicht unsere Intention. Wir sind eine Institution, die den PatientInnen helfen will. Wir konnten es nicht ungeschehen machen. Ich hoffe, dass das nicht mehr passiert.

GRin Dr. Pilz: Ich glaube Ihnen das aufs Wort und das finde ich auch den richtigen Zugang, das Bedauern auszusprechen. Ich möchte nur korrigieren, es ist nicht nicht mehr passiert, sondern es ist sehr viel passiert. Der einen Patientin musste eine Brust amputiert werden und sie ist zu 33 % verbrannt. Das ist schon eine ausgesprochen tragische Entwicklung gewesen. Und ich frage Sie in dem Zusammenhang: Welche Art von Maßnahmen wurden unmittelbar nach beiden Bränden hinsichtlich der Pflege und Aufsicht gesetzt? Gibt es schriftliche Anordnungen, die Sie erteilt haben? Gibt es Maßnahmen zur künftigen Fehlervermeidung, die Sie schriftlich oder dokumentiert gegeben haben und welche Meldung haben Sie gegenüber der Ihnen vorgesetzten Teilunternehmensdirektion oder Generaldirektion hinsichtlich des Standards oder der Konsequenzen, die aus so einem Unfall passieren, gezogen werden müssen gegeben. Und bitte, beantworten Sie es konkret.

Pflegedir. Schütz: Also, nach Bränden und ich kann mich jetzt im Detail nicht erinnern, ob gerade die von Ihnen angesprochenen, wo ich auch nur vermuten kann, welche es sind, es gibt nach Bränden eine Anordnung im Haus, dass die zu melden sind. (Zwischenruf) 

GRin Dr. Pilz: Konkret eine Information, damit Sie nicht glauben, ich bin nicht - es geht um den Brand im Jahr 2003, wo eine PatientIn schwer verletzt und ein zweiter Fall im Jahr 2005, wo eine Patientin schwerstens verletzt wurde. Sind Ihnen beide Fälle bekannt? In einem Fall wurde ein Patient von einem Mitpatienten angezündet, weil der Patient wollte sterben und wollte andere mit in den Tod nehmen, nach eigener Aussage. Er hat einen Patienten im Netzbett angezündet. Der hat schwere Verletzungen an den Beinen erlitten. Im zweiten Fall wurde eine fixierte Patientin verletzt, die sich selber nach eigenen Angaben die Fesseln aufbrennen wollte. Es war niemand da, der den Brand sofort bemerkt hätte. Sie ist in Vollbrand gestanden. Dann kam erst jemand von der Pflege und hat gelöscht. Sind Ihnen beide Fälle bekannt.

Pflegedir. Schütz: Ja.

GRin Dr. Pilz: Ja. Dann bitte ich Sie, mir zu sagen, welche Maßnahmen in Reaktion auf beide Fälle hinsichtlich künftiger Verhütung, hinsichtlich Personalschulung, hinsichtlich struktureller Maßnahmen, PatientInnenrufanlagen, 1:1 und so weiter, Betreuung, Sie schriftlich nachweislich gesetzt haben.

Pflegedir. Schütz: Also, eine gesonderte schriftliche Anweisung von mir persönlich in diesen Fällen hat es nicht gegeben. Im Rahmen der Dienstbesprechung der Oberschwesternsitzung war das ein Thema. Wir haben auch wieder in dem Zusammenhang die Notwendigkeit der regelmäßigen Schulung erneuert. Diese Schulungen werden angeboten und es liegt auch an den Vorgesetzten, immer wieder darauf zu drängen, dass die MitarbeiterInnen das auch machen. Wir haben uns darauf verständigt, dass wir alle Pavillons, wo PatientInnen sind und mittlerweile auch jetzt noch darüber hinaus, mit Brandmeldeanlagen versorgen und wir haben zu dem damaligen Zeitpunkt auch darüber diskutiert, wie man bezogen auf die PatientInnensicherheit verhindern kann, dass solche Brände vorkommen und wenn sie vorkommen, ob man da schneller hätte reagieren können oder nicht. Die Konsequenz daraus war auf jeden Fall, dass diese Brandmeldeanlagen dann sukzessive eingebaut wurden und dass man überlegt hat, ob man nicht eine schwer entflammbare Wäsche einsetzt. Diese Diskussion hat sich längere Zeit gezogen, weil auch abzuwägen war, ob man auf Grund von einzelnen Bränden - und es sind Einzelereignisse - die Qualität der Wäsche, der Bettwäsche für alle PatientInnen so verändern möchte, sodass sie einen gewissen Komfortverlust erleiden. Und wir haben uns jetzt dazu entschlossen, diese Wäsche anzuschaffen. Aber es bleibt trotzdem: Der Komfort dieser Wäsche ist nicht besonders. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Eine Nachfrage noch bitte.

GRin Dr. Pilz: Ja, ich fasse zusammen. Sie haben weder eine schriftliche Anordnung an die gesamte, Ihnen anvertraute Pflegemannschaft gegeben und Sie haben auch keine schriftliche Anforderung nach oben gegeben, was hier an strukturellen Maßnahmen zu setzen wäre. 

Pflegedir. Schütz: Ich habe als Person das nicht getan, als Mitglied in der Kollegialen Führung haben wir sehr wohl entsprechende Maßnahmen beschlossen und (Zwischenruf) unter anderem die (Zwischenruf) der Brandmeldeanlagen. Die Überlegungen, mit denen ich jetzt auch nicht so glücklich bin, weil diese brandhemmende Wäsche sicher was ist, was. (Zwischenruf) Aber man muss es. Es gibt keinen Vorteil, wo es nicht auch einen Nachteil gibt. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Ich gebe weiter an Herrn GR Mag. Dworak bitte.

GR Ing. Mag. Dworak: Frau Pflegedirektorin! Es geht mir um die Richtlinien, aktuellen Richtlinien zum Umgang mit Beschränkungen. Sie kennen sie ja. In der sechsten Fassung vom Oberpfleger STEFAN, gemeinsam mit Wolfgang Schrenk erarbeitet. Finden die Empfehlungen offiziell Anwendung? Werden sie immer angewendet, oder gibt es Ausnahmen einfach, wo man sie eben nicht anwendet. (Zwischenruf)
Pflegedir. Schütz: Die Richtlinien sind natürlich verbindlich, wenn sie in Kraft gesetzt sind. Und es gibt von jeder Richtlinie Ausnahmen. Nur die Ausnahmen müssen dann im Einzelfall begründet werden und auch die Begründung dokumentiert. 

GR Ing. Mag. Dworak: In dem Zusammenhang auch eine Frage: Der Prof. Dr. Fischer hat am 11. September zum Thema „Macht in der Psychiatrie“ ausgesagt. Es beginnt, ich glaube, dass die meisten Fehler dort passiere, wo Menschen am Werk sind. Und Pflegepersonen und ÄrztInnen haben in Psychiatrie Macht. Und viel mehr Macht, als ÄrztInnen in anderen Fachrichtungen. Und überall, wo es Macht gibt, kann Macht auch missbraucht werden. Und auf den Empfehlungen von den Richtlinien oder Leitlinien steht es dabei, das ist uns wichtig, dass die Beschränkung als therapeutisches Mittel so gering wie notwendig ist und niemals als Beschränkung eingesetzt und bestraft, also mit Bestrafung eingesetzt werden darf. Und laut Aussagen von Angehörigen sind am Otto-Wagner-Spital allerdings von PflegerInnen unter anderem Worte gefallen, ich meine, mir ist es schon bewusst, dass manchmal Worte fallen, aber trotzdem im Endeffekt darf das nicht passieren. “Sie wissen wie das ist, wenn man angehängt ist auf allen Vieren, wollen sie das?“ Und jetzt meine Fragen dazu: Wie beurteilen Sie die von den Angehörigen mehrfach erhobenen Vorwürfe, dass die Fixierungen mitunter eben Disziplinierungen sind, offensichtlich oder verwendet worden sind? Beginnen wir vielleicht diese erste Frage. Ich meine, es ist sicherlich eine schwierige Situation mit der Machtfrage umzugehen, aber gerade in Ihrer Position ist auch dieses Thema eine Entscheidungsfrage für mich.

Pflegedir. Schütz: Ja also, ich denke die Psychiatrie ist da sicher in einer besonderen Situation, weil sie eben auch vom Gesetzgeber her Aufträge hat, wo sie eben bei PatientInnen gegen ihren Willen tätig sein muss, dort wo es notwendig ist. Jede Macht braucht Kontrolle. Ich glaube, das ist unbestritten. Und es gibt da im Unterbringungsgesetz Vorkehrungen, dass es sichergestellt ist, dass diese Macht nicht missbraucht wird. Ich denke, es geht bei allen untergebrachten PatientInnen, die den Richter, der entscheidet, ob das notwendig oder gerechtfertigt ist. Es werden alle Beschränkungen und zwar unverzüglich an die PatientInnenanwaltschaft gemeldet und zwar nicht an die Wiener, sondern an die nach dem Unterbringungsgesetz und die können jederzeit vor Ort kommen und begutachten, wie die Situation ist und wie und ob es ihrer Meinung nach da Übergriffe gibt oder nicht. Warum das PatientInnen oft so sehen, dass, denke ich, ist - jeder Mensch, der in das Spital kommt und glaubt, er ist nicht krank, oder nicht so krank oder gar nicht will, wird wahrscheinlich eher dazu neigen, dass er gegen die Institution, wo er behandelt wird, sehr kritisch ist. Uns ist es sehr bewusst und wir haben ja da mit einer Patientengruppe zu tun, die sehr klein ist. 80 % rund, ein bisschen rauf, ein bisschen runter, sind freiwillig da und kommen und sind froh, dass sie Hilfe kriegen. Von den 20 %, die dann überbleiben, kann man sagen, werden im Laufe der Behandlung kann man mit dem PatientIn eine Überstimmung, eine Compliance erreichen, dass der im Nachhinein die Beschränkungsmaßnahmen, die notwendig waren, dass die zwar mit ihm besprochen werden und er sie auch akzeptieren kann. Es gibt aber dann einen Teil, der kann das nicht. Und wir wissen auch, dass PatientInnen nicht alleine auf der Welt sind, sondern da gibt es eine Familie rund herum und ich denke, diese Familien sind in einer sehr schwierigen Situation, oft sind das junge Menschen, die krank werden, häufig sogar so um die Matura herum, große Hoffnungen werden in die Kinder gesetzt und plötzlich sind sie krank und diejenigen, die dann das Pech haben und da gibt es leider die, die nicht nach einer kurzen Episode wieder gesund sind und ihr Studium machen und das Leben bewältigen. Die kämpfen sehr, die Angehörigen, die PatientInnen und dass wir mit dieser Gruppe nicht immer auf eine Basis kommen, wo die Vertrauen zu uns haben, wo die freiwillig wieder kommen. Das ist ein Problem, das tut uns auch leid, aber ich denke, das ist eine Arbeit, an der wir immer dranbleiben müssen. Wir werden es aber nie 100 %ig erreichen. Da bin ich mir sicher. 

GR Ing. Mag. Dworak: Es geht mir eigentlich auch um das Thema Machtmissbrauch in dem Vorwurf. Und wie gehen Sie mit Personen um, die in Ihre, jetzt sage ich, pflegerische Kompetenz als MitarbeiterIn fallen. Wenn Sie mit diesem Thema zu Lasten der PatientInnen umgehen.

Pflegedir. Schütz: Also, wenn an mein Gestade so eine Information kommt, dann mache ich mir vor Ort ein Bild, rede mit den Vorgesetzen, mit der Gruppe. Rede mit der MitarbeiterIn, die möglicherweise da betroffen ist, und versuche, wenn es möglich ist, auch mit den PatientInnen zu sprechen. Häufig ist das aber nicht möglich, weil diese Vorwürfe oft gar nicht offen kommen oder der Patient sagt, er möchte sich dem nicht stellen. Auf jeden Fall, meine Vorgehensweise ist da immer ganz gleich. Ich versuche das zu kommunizieren vor Ort und wenn sich das wirklich als griffig herausstellt, dann werden auch entsprechende Maßnahmen, die im Dienstrecht vorgesehen sind, gesetzt. Wobei das Mindeste einfach eine Ermahnung ist und das sozusagen Schärfste ein Disziplinarverfahren, das ja nicht von uns eingeleitet wird, sondern von der MA 2. Dieses Repertoire ist ein viele Jahre gewohntes. Die MitarbeiterInnen wissen das auch. Ich denke, sie können auch gut einschätzen, welches Verhalten gewünscht ist und welches nicht gewünscht ist und es ist auch eine Aufgabe von Ort in den Teams von den Vorgesetzten für eine Kultur, für eine Teamstruktur zu sorgen, dass möglichst Übergriffe verhindert werden. 

GR Ing. Mag. Dworak: Abschließend meine Frage: Wie oft ist Ihnen vorgekommen das Thema Machtproblem?

Pflegedir. Schütz: Also, sicher in den letzten 15 Jahren einige Male. In den letzten fünf Jahre - also, ich kann mich nicht erinnern, dass ich aus diesem Grund eine Disziplinarverfahren - ich kann mich jetzt nicht erinnern die letzten fünf Jahre.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Das ist gut. Danke schön. Dann gebe ich weiter an Herrn GR Deutsch.

GR Deutsch: Ja. Frau Vorsitzende. Frau Direktor Schütz.

Die Frau Kollegin Pilz hat die Brandvorfälle angesprochen aus den Jahren 2003 und 2005 und ich möchte dazu schon feststellen, dass bei aller Tragik, die in diesen beiden Vorfällen liegt uns alle Experten, die wir bisher in der Untersuchungskommission dazu befragt haben, gesagt haben: Leider gibt es nie eine Möglichkeit solche Vorfälle zu verhindern und ich möchte schon auch noch darauf hinweisen, dass wir als Untersuchungskommission alle Unterlagen, die wir mittels Beweisanträgen vom KAV angefordert haben, auch erhalten haben. Es ist hier nichts offen. Also, insofern war die Befragung vorher für mich nicht ganz nachzuvollziehen, weil sich die Diskussion nämlich auch insofern im Kreis dreht, weil wir ja die Unterlagen bereits erhalten. Der gesamte Verlauf auch entsprechend dargestellt wurde, kein medizinisches oder pflegerisches Fehlverhalten festgestellt wurde und der Krankenanstaltenverbund von sich aus ja auch die Verletzungsanzeige erstattet hat und wir auch letzte Woche in der Befragung von Herrn Staatsanwalt Jarosch gehört haben, dass die Verfahren niedergelegt wurden. Also, insofern finde ich das wirklich bedauerlich, dass also diese tragischen Vorfälle immer wieder auch verwendet werden, um die Psychiatrie zu skandalisieren. Ich komme jetzt aber schon auch zur Frage, wo ich hinaus möchte. Sie haben in Ihrer Einleitung gesagt, Ihnen ist Ihre Tätigkeit mit Herz und Verstand, ein besonderes Anliegen und wir schätzen auch die hohe qualitative Tätigkeit der MitarbeiterInnen, die wahrlich keine leichte Tätigkeit hier auch zu erfüllen haben und gerade wie uns auch ExpertInnen immer wieder in den Befragungen mitgeteilt haben, die moderne Psychiatrie auch sehr davon lebt, dass es ein Vertrauen gibt. Und daher, alles was Skandalisierung und Diffamierung betrifft, dieses Vertrauen ja eigentlich auch erschüttert und daher die konkrete Frage. Wenn also durch ein ständiges öffentliche Wiederholen von Vorwürfen, auch, wie wir heute wissen, auf Grund von niedergelegten Verfahren der Staatsanwaltschaft unbewiesenen Behauptungen, das immer wieder auch erwähnt, wie wirkt sich das auf die MitarbeiterInnen aus, die ja hier vor Ort tätig sind. Sprechen auch Angehörige beispielsweise über diese konkrete Situation und gibt es die Befürchtung, dass beispielsweise ja sehr viele PatientInnen die psychiatrische Betreuung freiwillig in Anspruch nehmen, dass dieser Anspruch gefährdet werden könnte.

Pflegedir. Schütz: Also, dieses Thema, nämlich dass das öffentlich diskutiert wird, in der Art, wie es halt eben diskutiert wird, Medien und es immer wieder einmal - dann geht es so ein bisschen ruhiger und dann ist es so eine wellenförmige Entwicklung, ist ein Thema, dass bei uns im Haus sicher einen hohen Stellenwert hat. Unsere MitarbeiterInnen, je nachdem, wie gelassen sie sind, haben auch eine gewisse Strategie entwickelt, damit umzugehen. Ich denke, wir haben im Haus vermittelt bei allen Veranstaltungen, die es bisher gab, dass die MitarbeiterInnen weiterarbeiten sollen, so wie sie bisher gearbeitet haben. Es gibt keinen Grund irgendetwas anders zu tun. Es ist deswegen auch sehr wichtig, weil man ist ja täglich in Situationen auf den Stationen, wo ich nicht weiß, wer da bei der Türe reinkommt, wie wird sich denn das entwickeln. Ich muss das bewältigen und wenn ich die Angst im Nacken sitzen hab, bin ich ja komplett blockiert für Entscheidungen, die jetzt schnell zu treffen sind. Ich glaube, dass die PatientInnen, der Teil, der bisher freiwillig gekommen ist, auch jetzt freiwillig kommen wird. Weil die ihre Abteilungen kennen, sie wissen ja, welche Personen dort arbeiten. Gott sei Dank arbeiten bei uns Personen sehr lang, das heißt, man kennt sie. Man kennt sie schon viele Jahre. Der Teil, der Probleme hat mit der Krankheitseinsicht, der Probleme hat, seine Krankheit anzunehmen, für die PatientInnen ist es sicher nicht leichter geworden in dem Jahr und wir merken das ja auch, dass zum Beispiel eine Mutter noch nicht so lange einmal angerufen hat und nachgefragt hat, ob wir überhaupt ein modernes Röntgen haben. Also, ich denke, das hat natürlich schon in der Öffentlichkeit eine Auswirkung. Gut, ich denke, auch das wird vorbeigehen und wir werden wieder von Neuen und zwar, die die in der Psychiatrie vor Ort tätig sind, uns bemühen, das Ganze wieder in das richtige Licht zu rücken. Bei manchen MitarbeiterInnen, und das möchte ich schon da auch sagen, ist schon auch mir gegenüber die Klage gekommen, man kommt sich vor als jemand, der in der Psychiatrie tätig ist - und das ist eh nicht gerade was, was so in der Öffentlichkeit so ein furchtbar hohes Ansehen hat, weil zu sagen: „Ich bin auf der Herzchirurgie“, ist wahrscheinlich in der Gesellschaft eher saloonfähig - dass man dann der Spielball wird und plötzlich in einer öffentlichen Diskussion, wo man sich überhaupt nicht mehr auskennt und sich fragt, wie kommt man denn dazu. Denn die Nachbarin sagt auch: „Du bist ja da oben und stimmt denn das wirklich. Und bei euch kriegen die Leute nichts zu Essen? Und ihr sperrt die ohne rechtliche Grundlage ein?“ Also, das sind schon Dinge, die die MitarbeiterInnen vor Ort belasten. Und es hat natürlich für die Entstigmatisierung der Psychiatrie nicht unbedingt einen sehr guten Dienst geleistet. Ich denke, das wird ein Thema, das uns - oder sagen wir so, die Stigmatisierung ist viele Jahre gewachsen und es wird viele Jahre dauern, und ich hoffe, dass ich es noch erleben werde. Im Dienst sicher nicht, aber so, dass sich das wieder in eine Richtung bewegt, wo wir eine Tendenz sehen, dass PatientInnen und das ist so ein Gedanke, den habe ich als junge Frau schon gehabt, es wäre so schön, wenn zum Beispiel jemand von Wien nach Salzburg in der Bahn sitzt und seiner Nachbarin genauso erzählen kann, dass er jetzt zwei Wochen in der Psychiatrie war und dass ihm geholfen wurde. Genauso wie er es macht, wenn er zum Beispiel auf der Galle operiert wurde. Dieses Ziel war sicher ein bisschen hoch gesteckt. Da bin ich mittlerweile schon ein bisschen bescheidener. Aber wenn es vielleicht in 100 Jahren gelingt.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gibt es noch eine Frage? Bitte.

GR Deutsch: Eine Frage dazu. Sie haben das Thema der Entstigmatisierung angesprochen und wenn Sie meinen, dass das Ansehen der Tätigkeit der MitarbeiterInnen in der Psychiatrie in der Öffentlichkeit auch aus der eigenen Wahrnehmung heraus gering geschätzt wird, muss man sagen, es ist ja auch kein Wunder, wenn ich mir auf der einen Seite anschaue, dass die Grünen natürlich auf ihrer Homepage bereits von einem Wiener Psychiatrieskandal geredet haben, da war die Untersuchungskommission nicht einmal konstituiert und die ÖVP in einer Broschüre schreibt, dass hier niedergespritzt wird, dass es Gitterbetten gäbe, dass der berüchtigte Narrenturm im Alten AKH fröhliche Urstände feiert, dass herumgedoktert und sediert wird. Also, insofern ist es ja auch kein Wunder, weil natürlich solche Beispiele hier ja genau dazuführen, dass ja letztendlich die Tätigkeit der MitarbeiterInnen vor Ort auch entsprechend diskreditiert und herabgesetzt wird. Und daher ist es uns auch wichtig und ich meine, das sollte eigentliche eine gemeinsame Aufgabe aller in dieser Untersuchungskommission vertretenen Fraktionen sein, durch die öffentliche Diskussion dazu beizutragen, dass es zu einer Entstigmatisierung der Krankheit in der Bevölkerung kommt. Also, so wie Sie vorhin auch gemeint habe, dass es eigentlich selbstverständlich ist, eine psychiatrische Hilfe in Anspruch nehmen wie jeden anderen Facharzt und daher meine Frage, die wir vielen anderen auch bereits in den letzten Wochen hier gestellt haben: Welche Maßnahmen oder welche Schritte würden Sie für wichtig finden, oder vorschlagen um diesem Ziel näher zu kommen?

Pflegedir. Schütz: Also, ich denke, dass der nächste Schritt unbedingt sein muss, dass das, was vor 20 Jahren in der Psychiatriereform definiert wurde, auch vollzogen wird, nämlich dass es in den Schwerpunktspitälern über Wien verstreut psychiatrische Abteilungen gibt. Wir haben ja die Erfahrung gemacht, dass zum Beispiel die Abteilungen KFJ mit diesen Problemen, die wir auf der Baumgartner Höhe haben, viel weniger zu kämpfen haben, das heißt, diese Dinge sind uns nicht erst jetzt ein Anliegen. Das war uns schon zusammen mit dem Prof. GABRIEL, mit dem ich ja viele Jahre als Partner in der KOFÜ gearbeitet habe, immer ein Anliegen. Und wo es möglich war, haben wir das auch thematisiert, deponiert.

Es ist sicher auch notwendig, dass es für psychiatrisch Kranke genug Einrichtungen gibt, dass sie in ihrer Wohnumgebung oder in ihrem Grätzel bleiben können und die Betreuung muss sicher engmaschig sein bei manchen, damit sie nicht mit ihrer Nachbarschaft in Konflikt kommen, weil wenn das nicht sichergestellt ist, sind sie aus der Wohnung bald wieder draußen, weil das dann die Nachbarn nicht tolerieren. Und ich denke, wenn es gelingt diese Dezentralisierung, also diese Regionalisierung und das schaut ja ganz gut aus, zu Ende zu bringen und den Zugang, denke ich mir, auch für PatientInnen zu den medizinischen Einrichtungen, die es gibt so niederschwellig als möglich und auch von der Kapazität her großzügig zu bemessen, dann wird es in diese Richtung gehen und ich würde es den PatientInnen wünschen, dass das möglich ist und ich würde es auch den MitarbeiterInnen wünschen, die noch jünger sind und noch sehr lang noch tätig sein werden und das mit Freude tun. Überwiegend, denke ich mir, sind die Leute, die in der Psychiatrie arbeiten, gerne dort, sonst wären sie nicht dort. Es gibt zumindest in der Pflege andere Stellen genug. Und ich bin froh, dass ich diese Gruppe auch habe, wo wir gemeinsam auch was umsetzen können.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gut. Ich mache jetzt eine letzte Runde. Als erste Frau GRin Dr. Pilz bitte. 

GRin Dr. Pilz: Frau Direktorin Schütz!

Mir haben MitarbeiterInnen berichtet, dass sie sich durch diese Aussage „wer im Heuhaufen sitzt und zündelt, soll nicht sich verwundern, dass er in Rauch aufgeht“ mitgeteilt, dass sie extrem Angst bekommen haben. Sie haben das als Drohung empfunden, diese Äußerung. Können Sie das nachvollziehen? Und sind Sie davon informiert, dass MitarbeiterInnen sich dadurch bedroht fühlen?

Pflegedir. Schütz: Also, ich kann es nicht nachvollziehen, weil es in einem Kontext geschehen ist, wo ich mir das einfach nicht vorstellen kann. Es ist niemand von den MitarbeiterInnen, denen das scheinbar in die falsche Kehle gekommen ist, an mich herangetreten. Ich würde mich freuen, wenn sie das tun, weil ich so lange auf der Baumgartner Höhe tätig bin und nie eine Diskussion verweigert habe. 

GRin Dr. Pilz: Sie haben in dem Zusammenhang auch gesagt: „Das Nachaußentragen von internen Dingen“. Haben Sie sich, im Zusammenhang mit diesen Informationen, die an die Medien und an politische Parteien gegangen sind, gefragt, warum der Leidensdruck des Personals so groß ist, dass das offensichtlich als einziger Weg gesehen wird? Ich verweise jetzt auch auf diese internen E-Mails. Sie waren informiert, dass das Personal unter Druck steht, dass insbesondere in der Pflege man den Eindruck hat, man ist unterbesetzt und überfordert. Wieso wurde abgewartet? Wieso wurde so lange zugewartet, bis sich die Menschen in ihrer Verzweiflung nach außen wenden mussten?

Pflegedir. Schütz: Natürlich ist das auch ein Thema für mich, mich zu fragen und zu reflektieren: Warum passiert das? Das ist sicher etwas, was wir in den nächsten Monaten gut bearbeiten müssen. 

Ich habe schon meine Vorstellungen, welche Gründe es dahinter geben kann. Das können Gründe sein im Sinne einer Überforderung durchs System oder durch persönliche Überforderung. Und auch durch eine Einschätzung, dass man auf diesem Wege möglicherweise zu einem Ziel kommt, wie man es sich auf einem anderen Weg, der intern vorgegeben ist, nicht so versprochen hat. 

Ich bin nach wie vor der Meinung, dass es nur einen Sinn macht, diese Dinge, die nun einmal geschehen sind und nicht ungeschehen zu machen sind, als eine Tatsache anzunehmen und den Dialog weiter zu führen. Das ist meine Strategie dazu und nicht nur meine, ich denke, das ist auch in der Kollegialen Führung ein Faktum, dass wir uns um diesen Dialog weiter bemühen. Ich hoffe, dass wir den MitarbeiterInnen, für die es sehr eng geworden ist, aus dieser Ecke heraus helfen. 

GRin Dr. Pilz: Frau Pflegedirektorin Schütz! Sind im Zusammenhang mit Vorkommnissen, Unfällen, Todesfällen im Otto-Wagner-Spital Mitglieder aus der Pflege Gegenstand von staatsanwaltlichen Erhebungen oder von Gerichtsverfahren geworden oder sind Sie es aktuell?

Pflegedir. Schütz: Es gab sicher in den letzten Jahren auch MitarbeiterInnen, die zu Erhebungen eingeladen wurden. Es ist mir nicht bekannt, dass jemand eine Klage am Hals hat. Ich möchte aber auch dazu sagen, dass diese sogenannten Todesfälle von der Staatsanwaltschaft nicht weiter verfolgt werden. Ich weiß jetzt den genauen Titel nicht. Es soll jetzt nicht weiter so getan werden, als hätten wir uns da jetzt schuldhaft verhalten. Unsere MitarbeiterInnen haben bei all diesen sogenannten Todesfällen, die leider in der Psychiatrie vorkommen, im Spital natürlich hie und da, alles getan, um zuerst die PatientInnen zu versorgen und danach um herauszufinden woran ist sie gestorben. Das ist ein Vorgang, der innerhalb des Krankenhauses ein so etablierter ist und in jedem dieser Fälle wie ein bedingter Reflex losgeht, ohne dass man darüber viel nachdenken muss.

GRin Dr. Pilz: Ich will in dem Zusammenhang nicht auf einen sogenannten, sondern einen konkreten Todesfall eingehen, der im Frühjahr 2005 passiert ist. Da hat sich eine Patientin mit dem Kabel des Schwesternrufs am Sicherheitshaken für die Fensterputzer auf Pavillon XXIII erhängt. Das Protokoll ist von Ihnen verfasst worden und man hat den Eindruck gehabt, dass man hier Handlungsbedarf hat. 

Ich zitiere: „Es wurden rege Überlegungen in Gang gesetzt, wie und was getan werden kann, um tragische Vorkommnisse in Hinkunft zu vermeiden.“

Offensichtlich gab es auf einem Pavillon – der Pavillon XXIII ist der für geistig abnorme RechtsbrecherInnen – die Möglichkeit an ein Schwesternrufkabel zu kommen und man hat sogar einen Haken. Das ist ja wohl etwas, was man schon vor dem Jahr 2005 hätte bemerken müssen. Wieso muss erst jemand so entsetzlich zu Tode kommen, damit man Überlegungen anstellt, wie man das künftig verhindern kann? Was wurde konkret getan? Was wurde im Bezug auf die Aufklärung dieses Falles hinsichtlich der Aufsichtspflicht unternommen? 

Pflegedir. Schütz: Ich kann mich nicht erinnern, dass sich auf Pavillon XXIII irgendwer mit einem Schwesternrufkabel an einem Haken erhängt hat.

GRin Dr. Pilz: Können Sie sich an den Fall erinnern? Ich zitiere … 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Das haben Sie schon vorgelesen.

Kennen Sie diesen Fall?

Pflegedir. Schütz: Ich kenne keinen Fall, der auf Pavillon XXIII passiert ist.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Sondern? 

GRin Dr. Pilz: Wo?

Pflegedir. Schütz: Ich kenne einen Fall, der auf einer anderen Station passiert ist. Wir haben damals diesen Haken, der für die Fensterputzer zur Sicherung da ist, damit die nicht runterfallen, so versetzt, dass man diesen Haken nur wirklich sehr erschwert erreichen kann. Der Haken ist aber notwendig, weil der von den Arbeitsschutzgesetzen her vorgeschrieben ist. 

GRin Dr. Pilz: Die Länge des Schwesternrufkabels?

Pflegedir. Schütz: Der Schwesternruf besteht aus einem Kabel. Man muss natürlich dann abwägen: Wir können sagen, wir nehmen für den Schwesternruf kein Kabel. Wir werden auch in Zukunft bei den normalen Betten Kabeln haben. Ich hoffe, dass niemand, wenn er suizidgefährdet ist, dieses Kabel dazu verwendet. Es passieren solche Suizide bei uns im Haus relativ selten. Sie passieren aber und werden auch in Zukunft passieren.

GRin Dr. Pilz: Ich frage deshalb nach, weil hier wird konkret darauf Bezug genommen – ich verlange gar nicht, dass man den Schwesternruf entfernt -, dass es technisch möglich ist Vorkehrungen zu treffen. Es ist logisch, wenn das Kabel nicht lang genug ist, kann man es nicht verwenden, um Selbstmord zu begehen.

Sie haben Recht, der Pavillon XXIII ist in dem Zusammenhang zitiert, aber es ist nicht notwendigerweise der Pavillon gewesen, in dem das passiert ist. Aber, dieser Selbstmord ist jedenfalls passiert. 

Wurden die Schwesternrufkabel im Haus überall so gekürzt, dass man künftig als PatientIn dieses Mittel nicht vor Augen hat, wenn man einen Selbstmordversuch machen möchte.

Pflegedir. Schütz: Es sind ganz sicher nicht im Psychiatrischen Zentrum alle Kabeln so gekürzt worden, dass sich eine PatientIn auf gar keinen Fall damit etwas antun kann. Wir haben in speziellen Bereichen die Schwesternrufkabeln kürzen lassen oder einen Schwesternruf direkt an der Wand, wo man kein Kabel braucht, vor allem bei den Netzbetten.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Danke. 

Frau GRin Korosec, bitte.

GRin Korosec: Frau Pflegedirektorin Schütz!

Sie haben davon gesprochen, dass es doch Attacken von PatientInnen an MitarbeiterInnen gibt. Können Sie uns sagen, wie viele davon eine Rente nach dem Unfallfürsorgegesetz bekommen?

Pflegedir. Schütz: Ich kann es nicht sagen.

GRin Korosec: Kommt das sehr selten vor? Oder kommt das überhaupt nicht vor, dass es zu einer Berentung kommt?

Pflegedir. Schütz: Dass im Anschluss an eine Dienstverletzung es zu einer Pensionierung gekommen ist, daran kann ich mich nicht erinnern. Ob jemand dann eine Unfallrente hat, das entzieht sich meiner Kenntnis.

GRin Korosec: Welche konkreten Hilfestellungen geben Sie Ihren MitarbeiterInnen, die attackiert wurden? Ich meine, gibt es da Leitlinien? Da muss doch die Kollegiale Führung etwas vorsehen. Es kommt vor, dass MitarbeiterInnen attackiert werden. Ich weiß, es gibt als Trostpflaster eine Sachertorte. Aber ich meine, das kann es ja nicht gewesen sein. Welche konkreten Hilfestellungen gibt es?

Pflegedir. Schütz: Es gibt schon viele Jahre in unserem Haus Hilfestellungen für MitarbeiterInnen, die einen Dienstunfall im Zusammenhang mit PatientInnen hatten. 

Das Unmittelbarste passiert auf der Station, wo die Stationsschwester, die Oberschwester oder natürlich auch die OberärztIn oder der Primar, also das Team, diese Dinge besprechen und den MitarbeiterInnen entsprechende Informationen geben, was sie jetzt tun sollen. Sie werden ins Spital geführt, wenn es notwendig ist und sie werden informiert, dass sie die Unfallmeldung machen müssen. Es wird Supervision angeboten, wenn das gewünscht wird. Sie können, wenn es ganz akut sein muss, in unsere Psychiatrische Ambulanz gehen, wenn sie es möchten. Sie können sich an die Pflegedirektion wenden und an die Psychologische Servicestelle des Wiener Krankenanstaltenverbundes. Wenn sie sich unmittelbar außerhalb des Hauses Hilfe holen im Sinne einer Einzelsupervision, dann ist das natürlich auch möglich. 

Ich kann sicherstellen, dass ich bisher kein einziges Ansuchen um eine Supervision in diesem Zusammenhang negativ beschieden habe. Diese Dinge werden alle sehr schnell, unkompliziert und unbürokratisch in die Wege geleitet. 

GRin Korosec: Ich komme noch auf die schriftlichen Leitlinien. Weil so etwas kommt bei Ihnen öfter vor. Man müsste doch annehmen, dass Sie da Leitlinien haben, wo jeder gleich weiß, wie kann man vorgeht. Liegt da etwas auf?

Pflegedir. Schütz: Es gibt eine Grundinformation für alle MitarbeiterInnen in der MitarbeiterInnenbroschüre, die jemand kriegt wenn er aufgenommen wird. Es gibt entsprechende schriftliche Unterlagen auf den einzelnen Stationen im sogenannten Organisationsordner.

GRin Korosec: Noch eine letzte Frage. Es hat 2003 diesen Fall gegeben, der im „Falter“ und im „Profil“ ziemlich oft diskutiert wurde: „Sadistische Behandlungen eines Oberarztes“.

Dann ist etwas sehr Interessantes passiert. Da hat es ein Disziplinarverfahren gegeben, das war noch nicht abgeschlossen, aber damals haben Sie bereits an die MitarbeiterInnen eine Mitteilung gemacht, einen Rundbrief, wo Sie schreiben: „Wir sind sicher, dass sich die Abteilung in einem guten Zustand befindet und es keinerlei Anlass gibt, diese als Beschwerde zwei Jahre alte und erledigte Geschichte wieder aufzuwärmen und als neuen Skandal hinzustellen.“

Jetzt  frage ich Sie: Warum haben Sie nicht abgewartet, bis das Disziplinarverfahren beendet? Wie viele MitarbeiterInnen, die damals im Otto-Wagner-Spital waren und die mit diesem Fall befasst waren, sind noch im Otto-Wagner-Spital?

 Es war schon bekannt, es war länger bekannt, dass es hier Probleme gibt. Wieso haben Sie das so spät gemeldet. Ich frage deshalb, weil auch die damalige Frau Stadträtin Dr. Pittermann, in einem Schreiben gemeint hat: „Es verwundert mich, wie viel Zeit verstrich, bis man diese Ungereimtheiten meldete, sodass eine Objektivierung erschwert wird.“ Darf ich Sie bitten, dass Sie uns noch Auskunft geben.

Pflegedir. Schütz: Darf ich nachfragen in welchem Jahr das war?

GRin Korosec: Das war im Jahr 2003. Der Rundbrief ist vom 15. September 2003.

Pflegedir. Schütz: Ich kann zu dem Disziplinarverfahren bei einer ÄrztIn nichts sagen, das ist nicht in meinem Bereich.

GRin Korosec: Der Rundbrief ist von Ihnen.

Pflegedir. Schütz: Wir haben, als es Probleme an dieser einen Abteilung gab, zusammen mit dem Ärztlichen Direktor sehr viele Stunden damit verbracht vor Ort die Teams arbeitsfähig zu halten. In diesem Sinne ist auch dieser Brief zu verstehen. Wir haben in diesem ganzen Prozess von den MitarbeiterInnen keinen Anhaltspunkt gefunden, dass irgendetwas schiefgelaufen ist. Wir haben die Signale, die wir aus der Abteilung bekommen haben, ernst genommen. Wir waren sehr oft vor Ort. Ich sehe das auch als eine Bestätigung für die MitarbeiterInnen dort, ihre Arbeit, so wie sie es gewohnt waren, weiter zu tun. Die andere Sache war erstens nicht in meiner Linie und zweitens dann auch nicht mehr im Haus zu entscheiden. 

Ich kann mich an diesen Brief jetzt konkret gar nicht erinnern. Wir haben ganz sicher eng - weil das doch etwas ist, was die beiden Linien PflegerInnen und Ärzteschaft sehr stark betrifft - in diesem Zusammenhang miteinander vor Ort mit den MitarbeiterInnen die Dinge kommuniziert. Und vor allem darauf geschaut, dass die Abteilung ihren Behandlungsauftrag, den sie hat, auch weiter leisten kann. Ich glaube, das ist gut gelungen. Ich bin froh, dass wir uns damals so viel Zeit dafür genommen haben. 

GRin Korosec: Sie haben meine Frage nicht beantwortet, wie viele der MitarbeiterInnen, die mit diesem Pflegefall betraut waren, heute noch im Otto-Wagner-Spital arbeiten. 

Pflegedir. Schütz: Ich kann nicht sagen, wie viele von den MitarbeiterInnen, die damals dort waren, auch jetzt noch dort sind.

Es ist sicher eine größere Zahl in der Abteilung weiterhin tätig. Es sind auch sicher welche weg. Ich nehme an, es sind manche in Pension und ist vielleicht die eine oder andere weggegangen. 

GRin Korosec: Können wir das schriftlich haben?

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Ich würde sagen, das ist alles im Protokoll.

GRin Korosec: Ich verstehe, dass Sie das nicht sofort sagen können, aber ich hätte das gerne von Ihnen nachgebracht.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Wir werden darüber entscheiden und allenfalls einen Beweisantrag einbringen, dann kann man darüber abstimmen.

Die letzte Fragestellerin Frau GRin Rubik, bitte.

GRin Rubik: Danke, Frau Vorsitzende.

Frau Pflegedirektorin! Wir haben heute schon das Thema Macht und Machtmissbrauch gehört. Sie haben auch dazu gesagt, dass bei freiheitseinschränkenden Maßnahmen die betroffenen PatientInnen nicht immer äußerst glücklich und es für sie eher unangenehm ist, sich da zu äußern. 

Meine konkrete Frage: Gibt es im Otto-Wagner-Spital Standards der interdisziplinären Vorgangsweise? Ist das geregelt?

Meine 2. Frage an Sie: Wer trifft die Entscheidungen bei freiheitseinschränkenden Maßnahmen?

Pflegedir. Schütz: Die Entscheidung, ob es eine freiheitsbeschränkende Maßnahme gibt, trifft die ÄrztIn. Die Durchführung ist im Wesentlichen die Aufgabe des Pflegepersonals, obwohl natürlich sowohl die ÄrztInnen als auch anderes Personal involviert sind. 

Es gibt seit Jahr und Tag auf allen Abteilungen interne Anweisungen und zwar von der Abteilungsführung, vom Primar und von der OberpflegerIn, wie in diesen Dingen umzugehen ist. Wir haben jetzt im Laufe dieses Jahres einen Versuch gestartet und ich denke es war auch ein guter Zeitpunkt, diese Verfahrensleitlinien zu vereinheitlichen. Gegeben hat es das immer, das muss es ja geben, weil ja die MitarbeiterInnen wissen müssen, was in diesem sensiblen Bereich wann und wie zu tun ist. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Frage beantwortet?

GRin Rubik: Ja.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Ich danke recht schön fürs Kommen und für die Beantwortung der Fragen. Ich darf Sie namens der Kommission verabschieden.

Ich unterbreche die Sitzung auf 10 Minuten.

Frau Dr. Kalousek ist bereits seit einiger Zeit anwesend. Wir können dann gleich fortsetzen.

(Sitzungspause: 11.29 Uhr bis 11.45 Uhr) 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Ich darf die Sitzung wieder eröffnen. Wir haben jetzt zu Gast Frau Dr. Kalousek, geladen als Zeugin. Ich muss Ihnen fürs Protokoll sagen, dass Sie hier der Wahrheitspflicht unterliegen. Dass die Fragen, deren Beantwortung Sie selber belasten könnten, ablehnen können. Sie sind von der Verschwiegenheitspflicht entbunden. Das ist bereits schriftlich nachgewiesen und an Ihrer Seite sitzt eine Vertrauensperson, darf ich nur kurz den Namen wissen? 

Dir. Dr. Kalousek: Ja, das ist Frau Dr. Roswitha Bergsmann. Frau Dr. Bergsmann ist seit 1. Mai Direktionsassistentin bei mir im Haus und begleitet mich heute. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gut, vielen Dank. Ich darf Sie bitten, dass Sie uns zunächst kurz etwas zu Ihrer Position sagen und dann den Fragen zur Verfügung stehen. 

Dir. Dr. Kalousek: Verehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

(Anm.: Personalien wurden bekannt gegeben.)
Ich danke für die Möglichkeit, dass Sie mich als Zeugin hier in den Untersuchungsausschuss auch eingeladen haben. In Wien zur Schule gegangen. Habe in Wien maturiert und studiert. Und habe dann nach Beendigung des Studiums mit der Ausbildung Psychiatrie begonnen. Ich habe an der psychiatrischen Univ.Klinik als zweijährige Gastärztin begonnen und zwar in der sogenannten psychiatrischen Intensivstation. Das heißt, ich war sehr rasch auch in meiner Ausbildung mit dieser Art von PatientInnenversorgung befasst. Ich konnte dann im Laufe der Ausbildungszeit auch Einrichtungen kennenlernen, wie Alkoholkrankenbehandlung in der Wiedner Hauptstraße, die auch chronisch schizophrene Behandlung, die damals auch in Lanzendorf und es war mir möglich, in den letzten drei Jahren meiner Ausbildung an einer Gruppe teilzunehmen, war ich eingeladen, die das erste Wiener Modellprojekt zur Psychiatriereform vorbereiten sollte. Dieses Projekt war damals vom Gesundheitsministerium bezahlt. War an der Klinik unter der Leitung vom Herrn Prof. Kapschnik installiert und meine Aufgabe war es vor allem für die gerontopsychiatrischen PatientInnen damals zur Verfügung zu stehen. 

Es war das damals bereits ein Bereich der mir besonders am Herzen lag. Die Entwicklungen, die psychischen Entwicklungen auch von Menschen vor allem im höheren Lebensalter. Ich war damals auch in einer Beratungstätigkeit beim Pensionistenverband Österreichs im Rahmen eines Jubiläumsfondsprojektes des Nationalrats beschäftigt und war auch Mitarbeiterin in der Ehe- und Familienberatungsstelle. Zwei Jahre Gastarzttätigkeit am Beginn hat bedeutet, dass ich für meine Ausbildung kein Entgelt bekomme. Ich habe das aber gerne gemacht, aus Überzeugung gemacht und damit auch meinen beruflichen Werdegang rasch da auch erfolgreich initiieren können. Gegen Ende der Ausbildungszeit war es dann auch klar, hatte ich auch eine Assistentenstelle an der psychiatrischen Universitätsklinik, ob ich mich für einen Universitätslehrgang im Grunde genommen durch ein weiteres Verbleiben im Speziellen entscheide. Vor allem für wissenschaftliche Arbeiten oder ob ich diesem Projekt Wiener Psychiatriereform, wo ich bereits drei Jahre mit dabei sein durfte, Priorität einräume. Ich habe mich für Letzteres entschieden. Und habe im letzten Jahr meiner Ausbildung an der psychiatrischen Universitätsklinik für 20 Stunden nachmittags bereits in der ersten Modellregion, das war im 21. Bezirk in der damaligen Psychosozialen Station Floridsdorf gearbeitet und habe dort die Hausbesuche, die ambulanten Dienste am Nachmittag mit aufgebaut. 

Ein knappes Jahr später hat mich Stephan Rudas, Chefarzt der Psychosozialen Dienste gefragt, ob ich bereit wäre von der Klinik wegzugehen und mitzuwirken am Aufbau einer zweiten Psychosozialen Region in Wien. Und zwar der Region für die Bezirke 2 und 22. Ich habe das sehr gerne gemacht. Ich bin mit 1. Februar 1981 von der Klinik dann auch weg und habe mich karenzieren lassen und habe dann mit Mitarbeitern, die mir von der Klinik bekannt waren und anderen interessierten Kollegen die ambulanten Einrichtungen, die komplementären, die teilstationären Einrichtungen und auch betreutes Wohnen für die Bezirke 2 und 22 initiiert. 

Was mir aber damals schon besonders wichtig war, war der Kontakt, die Zusammenarbeit mit dem damals noch Psychiatrischen Krankenhaus. Wir waren damals am Beginn der Psychiatriereform 1980 und eine der Aufgaben damals auch der ärztlichen Direktion im Krankenhaus war es, und Prof. GABRIEL hat das ja anschaulich geschildert vergangene Woche, auch die Psychiatriereform und die Regionalisierung im damals Psychiatrischen Krankenhaus durchzusetzen. Eine der wesentlichen Erfolge war die Zuständigkeit, dass also auch klar war für Patienten, für Angehörige in bestimmten Wohnbezirken: Was ist meine Abteilung. Wer ist für mich zuständig. Und was auch sehr wichtig war in dem Zusammenhang, dass es gelungen ist auch gemischt geschlechtlich zu behandeln und damit auch die Stationen zu belegen. Es ist leider noch nicht gelungen und das war eine der Fragen, die da jetzt die Frau Dir. Schütz zuletzt auch hatte, es ist noch nicht flächendeckend auch gelungen, die Sanitäreinrichtungen und den Sanitärkomfort überall auch gemischt geschlechtlich entsprechend auch zu adaptieren. Aber das war damals eine ganz wichtige Initiative. 

Was die Psychiatrie oder die Situation auch im Krankenhaus zu dieser Zeit unterschieden hat zu anderen Krankenhäusern vielleicht, z.B. in Italien war, dass zeitgleich es bereits in der Entwicklung von ambulanten und komplementären Einrichtungen gab. Komplementär heißt, Tagesbetreuung. Komplementär heißt auch unterstütztes Wohnen. Das heißt, diese PatientInnen, die dann nach vielen Jahren entlassen werden konnten, konnten dann zu einem ganz großen Teil in eine betreute Situation entlassen werden.

Ich habe diese Tätigkeit beim Psychosozialen Dienst sehr gerne gemacht. In sehr enger Kooperation mit der zuständigen Abteilung im Psychiatrischen Krankenhaus. Ich habe damals wahrgenommen, dass das Krankenhaus sich schon recht verändert hat. Den ersten Eindruck habe ich gewonnen anlässlich eines Besuches damals noch mit meinem Oberarzt Prof. GABRIEL -  war damals Oberarzt wie ich an der Klinik mit der Ausbildung im zweiten Jahr war - und er ist mit uns Assistenten eines schönen Tages in das Psychiatrische Krankenhaus, um auch sich und auch uns auch im Grunde genommen Eindruck zu vermitteln, wie die Bedingungen der Behandlung, der Betreuung für Menschen sind, die nicht an der Univ. Klinik stationär aufgenommen werden können. Das ist ein Punkt, auf den der Herr Prof. Fischer ja kürzlich auch zu sprechen gekommen ist für die, die an der Psychiatrischen Klinik ihre Ausbildung machen oder gemacht haben – da gehöre ich auch dazu – waren natürlich die Rahmenbedingungen ganz andere als die, die wir dann vorgefunden hatten im Psychiatrischen Krankenhaus. Wir haben da gesehen, dass da sehr viel zu tun ist. Wir haben aber auch gesehen, dass es sich um andere PatientInnengruppen handelt, die zum Teil viel schwerer erkrankt sind. Viel länger erkrankt sind. Auch unter verschiedene körpermedizinischen Erkrankungen auch leiden, die oft dann schon längere Zeit auch ohne Arbeit waren und ohne Wohnung. Also ganz andere Zielgruppen für die es auch ganz andere Rahmenbedingungen braucht. 

Es gab dann einen Generationenwechsel Mitte der 80er Jahre im damaligen Psychiatrischen Krankenhaus von Primarii. Es sind Primarii dann nach und nach in Pension gegangen und ich habe mich 1985 für eine der bettenführenden Abteilungen beworben. Das war die damals 3. jetzt 1. Psychiatrische Abteilung. Diese Abteilung ist jetzt noch auf Pavillon 10. Also mit 1. Oktober 1985 bin ich ins Psychiatrische Krankenhaus hinaufgekommen. Mein Schwerpunkt in der Tätigkeit war dann die Begleitung, die Reorganisation, die Entwicklung der stationären Versorgung im Spital selbst. 

Die Tätigkeit beim Psychosozialen Dienst habe ich damals reduziert. Es war aber möglich nach etlichen Jahren aufgrund auch schon der Aufbausituation, dass das durchaus auch möglich war, dass ich mit 20 Stunden auch ausreichend dort dann anwesend war. 

Es hat sich viel entwickelt im Psychiatrischen Krankenhaus seit 1985 und ich möchte Ihnen sicher nicht Dinge in Erinnerung rufen, die noch viel besser Prof. GABRIEL ihnen vergangene Woche darstellen konnte, aber ich möchte doch sagen, dass es eine enorme Leistung war auch von den MitarbeiterInnen des Psychiatrischen Krankenhauses diese Reorganisation auch durchzuführen und, dass es damals was sehr, sehr wichtig auch war, die volle Unterstützung aller politischen Parteien gab. Es gab einen Zielplan. Wir wussten, dass es Rückendeckung gibt. Wir wussten das in der Arbeit in der Gemeinde und wir wussten auch im Krankenhaus und es gab viele konkrete Nachfragen. Es gab Hilfestellungen. Es gab sehr regelmäßige Kontakte mit Mandataren für die Tätigkeit im Krankenhaus und für die Tätigkeit im Psychosozialen Dienst. Dafür bin ich auch im Nachhinein sehr, sehr dankbar und das möchte ich hier auch ausdrücklich sagen.

Mit Ende um 2000 herum, habe ich dann überlegt, ob ich nicht doch einen Lehrgang mache, Krankenhausmanagement. Diese Lehrgänge wurden damals bereits angeboten. Mehrmals angeboten für leitende MitarbeiterInnen. Lehrgänge, die auch uns Ärzten ermöglichen sollten, dass wir mehr Einblick bekommen in modernes Personalmanagement, Budget, Controlling, diesen Fragen, die sich natürlich moderne Krankenhäuser stellen und denen wir uns selbstverständlich auch sehr gerne zur Verfügung stellen wollten. Ich habe 2001 dann auch das Krankenhausmanagerdiplom absolviert und mich dann in der Zeit dann vor der Pensionierung von Prof. GABRIEL habe ich mir dann überlegt, ob ich mich bewerben soll für die ärztliche Direktion. Ich war in seiner Vertretung bis 2000. Also bis das Krankenhaus dann fusioniert wurde mit anderen Krankenhäusern auch regelmäßig seine Vertretung. Seit 2000 war ich es in dritter Linie, nach dem Herrn Prof. Schwegerl und dem Herrn Prof. Binder. 

Ich habe das dann auch gemacht und ich habe gewusst, da wird viel zu tun sein. Ich habe gewusst bei Amtsantritt am 1. November 2004, dass es Probleme gibt. Dass es große Probleme gibt. Ein großes Haus hat große Probleme und ich habe auch gewusst, dass das eine große Herausforderung ist. Ich habe aber das Vertrauen mitgebracht, dass da von Seiten der MitarbeiterInnen und aus langer Tradition viele Entwicklungsschritte sehr erfolgreich bewerkstelligt wurden und wir sind dabei auch in den letzten Jahren mit Riesenschritten ganz wesentliche Entwicklungen zu gehen, die dann auch in die Zukunft weisen, wenn es darum geht und das haben wir bereits getan, die Planungsarbeiten für ein neues Spital im Westen der Mittelachse zu machen. Also das Spital ist in Bewegung. Das Spital war mit dem 5-Plus-Projekt in Bewegung. Davon hat die Frau Dir. Schütz erzählt. Da ging es darum die Psychiatrie, die Pulmologie, die Neurologie und zwei andere Einrichtungen zusammenzuführen und das Spital ist weiter in Bewegung, weil wir wissen, dass wir in den nächsten Jahren gar nicht mehr den gesamten Standort, der ja bekanntlich eine Fläche hat, die vergleichbar ist mit dem 8. Wiener Gemeindebezirk, auch mit Spitalsleistungen auch weiter zu bestellen. 

Die heutige Situation ist eine Situation die durch viel Arbeit, die durch sehr viel Bemühen, die durch sehr viel Miteinander, durch tägliches Bemühen im Konsens in Gesprächen von der Personalplanung über Konzeptentwicklung geprägt ist. Die Arbeit ist nicht leicht. Die Arbeit ist nicht leicht. Die Arbeit, mit der sich ein Teil des Krankenhauses beschäftigt, ist, die Arbeit, die der Hilfestellung von Menschen mit psychischen Problemen dient. Aber wir sind zuversichtlich, dass wir weiter entsprechende Schritte setzen können. Dass wir die Situation für die psychisch Kranken in der stationären Psychiatrie im Wesentlichen weiter verbessern können und wir sind auch zuversichtlich, dass die Psychiatrie auch für die Zukunftsentwicklung des Otto-Wagner-Spitals auch ihren Beitrag leisten kann. Und da hoffe ich sehr auf Ihre Unterstützung. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Danke schön. 

Die Fragestellung beginnt bei GRin Korosec. 

GRin Korosec: Recht herzlichen Dank für Ihre Vorstellung. Sie kennen das Otto-Wagner-Spital ja schon sehr lange. Seit ´85. Und ich habe mir angeschaut, wie Sie angetreten sind. In ihrem Bewerbungskonzept haben Sie gesagt, ein besonderes Anliegen ist die fachliche und institutionelle Entwicklung des SMZ-Baumgartner Höhe, so hat es damals geheißen. Und jetzt möchte ich einmal ganz allgemein fragen, welche Schritte haben Sie zur fachlichen und institutionellen Entwicklung, konnten Sie es schon setzen in diesen doch drei Jahren? Welche konkreten Verbesserungen bedeutet das für die PatientInnen? Und die 3. Frage. Wie konnten Sie diese Entwicklung aus dem Weg bringen, wo ihnen doch in den letzten zwei Jahren – also von 43 Ärzten 19 Ärzte ausgeschieden sind? Und es doch da zu einen enormen Mangel gekommen ist. Da würde ich Sie bitten, das einmal zu beantworten. 

Dir. Dr. Kalousek: Danke sehr für diese Frage. Das gibt mir die Gelegenheit auch noch einmal darzustellen, dass das Otto-Wagner-Spital ein großes Spital ist. Die Psychiatrie letztlich und die Psychiatriebetten weniger als 50 % der Betten betragen. Wir liegen bei 542 Betten und haben insgesamt 1131 Betten. Also der Stellenwert der Psychiatrie ist weiterhin ein sehr großer natürlich, weil wir ¾ der stationären Versorgungspsychiatrie, der grundlegenden Psychiatrie in Wien haben, und es ist uns auch bewusst, was das für eine große Aufgabe ist. Es ist nicht vergleichbar mit der Aufgabe in Linz. Es ist auch nicht vergleichbar mit der Aufgabe in Graz. Und schon gar nicht mit der Aufgabe in Innsbruck von der Größenordnung her. 

Die Aufgabenstellung, die sich für mich ergeben hat mit Amtsantritt, war eine sehr breite Aufgabenstellung. Damals war es so, dass es darum ging auch zu planen, dass die Orthopädie in das voll sanierte Haus auch zurückzieht. In das Pavillon Austria. Da war sehr viel Arbeit und Vorarbeit auch mit zu leisten auch mit den MitarbeiterInnen zu leisten. Es war die Frage auch der weiteren Betriebsführung der Thoraxchirurgie. Der Standort ist die einzige Thoraxchirurgie, die wir außerhalb der Universität in Wien haben. Es ist das Maria-Theresien-Schlössel noch nicht lange eingezogen gewesen. Auf drei komplett generalsanierten Pavillons. Es stand damals unmittelbar noch der Umzug der Internen Abteilung in den generalsanierten Pavillon 13 unmittelbar bevor. Also es gab  eine Vielfalt von Aufgaben, die auf mich, auf die Kollegiale Führung zu dieser Zeit gewartet haben und die weiter zu führen haben. Und selbstverständlich habe ich mich von der ersten Stunde an auch mit voller Kraft den psychiatrischen Anliegen gewidmet. Ich kann mich erinnern, was ich die Jahre davor auch gemacht habe, für den Weltverband für Psychosoziale Rehabilitation noch im Dezember im großen Jugendstiltheater eine Fachtagung zum Thema der Psychiatrische Notfallspatient organisiert. Damals haben wir das gemeinsam mit der Polizei, mit anderen Spitälern interdisziplinär mit Nutzern auch durchgeführt. Das heißt, ich habe mich damals auch noch diesen Dingen sehr intensiv gewidmet. 

Für die Entwicklung auch der Psychiatrie selber gab es für verschiedene Bereiche Konzepte der weiteren Verbesserung der Zusammenarbeit. Auch Konzept der weiteren Verbesserung der Zusammenarbeit mit den Internisten. Und es war damals möglich weitere Schritte zu setzen auch im Hinblick auf eine schon anzustrebende Einbeziehung auch der Anästhesie. Anästhesie war damals noch nicht in der Lage auch von der personellen Ausstattung her jederzeit auch zu einem Notfall zu kommen. Das war auch gar nicht ihre Aufgabe das zu tun. Es gab Entwicklungspläne für die Verbesserung des Monitierens an den psychiatrischen Abteilungen. Es gab unzählige Diskussionsveranstaltungen darüber. Mitarbeitergespräche auch darüber. Und es gab auch damals bereits auch die Planung an der Internen Abteilung auch IMC-Betten einzurichten. Das finden Sie auch im ÖSG. Also auch im ÖSG 2003 sehen Sie für 2005 drei IMC-Betten. Wir haben jetzt da vier IMC-Betten angestrebt. Ein Vorhaben das es längere Zeit schon gegeben hat. Das aber nicht ganz im Konsens, das möchte ich auch nicht verhehlen, geschehen ist. Es gab da unterschiedliche Sichtweisen, ob wir wirklich an der Internen Abteilung auch Betten für die Überwachung von PatientInnen einrichten sollen oder ob diese Betten nicht vielleicht wo anders sein sollten. Wir haben uns dazu entschieden. Das ist bekräftigt worden. In Gesprächen auch noch vor einigen Monaten auch durch die Frau Dir. Herbek. Das heißt, die Linie, die wir verfolgt haben, ist eine Verbesserung, eine standardisierte Verbesserung der Betreuungsmöglichkeiten auch des Monitierens an den psychiatrischen Abteilungen. Und zusätzlich für PatientInnen, die es benötigen. Die eine spezielle Herz-Kreislauf-Überwachung von internistischer Seite brauchen, auch diese Überwachung an der Internen Abteilung zu bekommen. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gibt es eine Nachfrage? 

GRin Korosec: Ja, ich hätte gerne gewusst, 43 Ärzte haben Sie gehabt. 19 sind ausgeschieden. Wie sehen Sie das? Das ist ja ein Riesenproblem. Wie wurde dieses Problem gelöst und vor allem bis zum 31. Dezember 2007. Weil natürlich wissen wir 2008 sind dann 12 Ärzte eingestellt worden, Turnusärzte. Aber da war ja bereits dann Gespräch Untersuchungskommission, da ist ja sehr viel von außen dann auch gekommen. Ich hätte gerne gewusst bis zum 31. Dezember 2007. Wie Sie mit diesem Problem umgegangen sind?

Dir. Dr. Kalousek: Also das mit 19 kann ich jetzt bitte nicht bestätigen. Wir wissen, dass Fachärzte und ich kann auch genau sagen, wie viele Fachärzte weggegangen sind, aber auf die Zahl von 19 würde ich jetzt nicht kommen.

Ohne Zweifel gibt es ein Problem. Es gibt ein Rekrutierungsproblem für Fachärzte für Psychiatrie. Vor allem für erfahrene Fachärzte der Psychiatrie. Das Problem gibt es in Wien. Das Problem gibt es in den Bundesländern. Das Problem gibt es auch in Europa. Und es wird sehr aktiv seit einigen Jahren auch beworben aus der Schweiz, aus Deutschland und wenn Sie die österreichische Ärztezeitung anschauen, können Sie unter den vielen Anzeigen auch regelmäßig Anzeigen von Kliniken finden, aber auch aus Niederösterreich oder den Bundesländern, Anzeigen finden, die psychiatrisch ausgebildete Kollegen suchen. Wir hatten Abgänge. Das hat uns selbstverständlich auch leid getan, dass es Abgänge gibt. Aber es gibt ohne Zweifel in den letzten 10 Jahren eine deutliche Verbesserung auch für die stationäre Versorgung von Psychischkranken in Niederösterreich. Das ist etwas, was ich auch in Wien sehr begrüßen muss. Auch wenn wir bedauern, dass ein Teil der Fachärzte, die jetzt in Niederösterreich benötigt wurden von Wien kommen und es gibt einen Bedarf im Burgenland und auch in anderen Bundesländern. Es gibt auch zusätzlich Verbesserungen in der Justiz. Es gibt Leistungserweiterungen in anderen Einrichtungen und das bedeutet, dass, um das jetzt etwas salopp zu formulieren, der Facharztmarkt für Psychiatrie im Moment leergefegt ist. Das macht uns ganz große Sorge. Das was wir tun konnten, haben wir versucht in die Wege zu leiten. Auch mit Unterstützung auch vom Herrn Generaldirektor Marhold. Es ist so, dass diese Dienstposten die ersten 12, die gekommen sind heuer, die ersten 6 im Februar und die zweiten im März speziell Dienstposten sind, die für 6 Oberarztdienstposten und 6 Ausbildungsstellen verwendet werden sollen. Das ist aber nicht von heute auf morgen herzustellen. Wir haben die Ausbildungsanträge in die Wege geleitet. Das ist etwas, das absolut Chancen hat. Das wurde mir auch schon mitgeteilt. Das liegt jetzt bei der Ärztekammer auch akzeptiert zu werden. Es gibt eine neue Ausbildungsordnung, die letztlich auch noch strengere Maßstäbe an die Ausbildungsmöglichkeiten setzt. Aber das ist etwas, das wir nach wie vor auch im Otto-Wagner-Spital schaffen. Es haben alle der 6. psychiatrischen Regionalabteilungen, die jeweils eine Ausbildungsstelle beantragt haben, auch diese Kriterien erfüllt. Also für diese 6 haben wir gute Chancen und es gibt bereits Bewerber, die angemeldet sind, aber die noch nicht hereinkommen können, weil wir diese Ausbildungsstellen noch nicht freigegeben wurden. 

GRin Korosec: Frau Dr. Kalousek. Sie sagen, es ist schwierig Fachärzte zu bekommen und das ist natürlich nach zu vollziehen. Jetzt haben wir ein Schreiben vom 20. August 2008, eine Petition des Mittelbaus, adressiert an Generaldirektor Marhold, wo es um den Dienstvertrag von der Frau Dr. Romana Ortner geht, der befristet ist und wo man damals im August noch nicht gewusst hat, ob der verlängert wird. Und wir haben dann auch in der Untersuchungskommission in der 14. Sitzung die Frau Prim. Wrobel gefragt nach den fachlichen Qualitäten der Frau Dr. Ortner und sie hat gemeint, aus fachlicher Sicht eine Nichtverlängerung könnte sie nicht nachvollziehen. Und jetzt frage ich Sie eben, ist dieser Dienstvertrag von der Frau Dr. Ortner verlängert worden? Ist das schon erledigt oder wenn nicht, warum nicht?

Dir. Dr. Kalousek: Ich darf dazu nur so viel sagen, dass Dienst- bzw. Personalangelegenheiten, Aufnahme von MitarbeiterInnen, Verlängerung von MitarbeiterInnen, Ausscheiden, dass das etwas ist, womit wir uns tagtäglich selbstverständlich beschäftigen. Was wir zügig aufnehmen. Und wo wir in jedem Fall alle Beteiligten eine Zufriedenheit für alle Beteiligten auch herstellen müssen. Und es ist - und es kann nicht immer so sein, dass das etwas ist, was von heute auf morgen erledigt ist. Es gibt Dinge, die brauchen ihre Zeit. Ich möchte direkt jetzt auf Individuelles nicht eingehen. Auch mit Rücksicht auf die Kollegin. Das würde ich auch nicht machen, wenn es um einen anderen Kollegen gehen würde. Aber ich denke, wir sind da jetzt auf einem sehr guten Weg uns da zu einigen. 

GRin Korosec: Können Sie mir sagen, wie viele ÄrztInnen über befristete Verträge verfügen? An sich ist es ja eigenartig. Gerade wenn ein FachärztInnenmangel da ist, dass man dann die ÄrztInnen befristet anstellt.

Dir. Dr. Kalousek: Befristet haben einmal grundsätzlich KollegInnen, die den Turnus machen, die in Ausbildung sind, ob für die Allgemeine Medizin oder das Fach. Und befristet ist üblicherweise zum Beispiel auch der Vertrag mit der Frau Dr. Bergsmann. Das ist üblich, dass man einen Kollegen, der hereinkommt einmal kennen lernen möchte. Vor allem, wenn man einen Kollegen nicht kennt. Auch für beide Seiten auch wichtig, dass man sich einmal auf ein Jahr einigt. Und solche Verträge können dann selbstverständlich verlängert werden. Die können noch einmal befristet werden. Und bei einer zweiten Befristung ist das nicht mehr möglich. Man müsste entweder in einen Definitivvertrag dann nahtlos übergehen oder man müsste ausscheiden. Das ist etwas, was KollegInnen in der Vergangenheit auch gelegentlich gemacht haben. Das sie für drei Monate ausscheiden und sich dann mit einem neuen Dienstvertrag wieder tätig werden. Also, das ist nichts Ungewöhnliches.

GRin Korosec: Und ist es üblich das so eine Befristung im letzten Moment dann erst entweder verlängert wird? Weil das ist ja das Eigenartige, wenn man im August noch nicht weiß, ob eine Befristung im September verlängert wird. Das ist für einen Mitarbeiter natürlich sehr, sehr unangenehm.

(Zwischenrufe)

Mittelbauvertretung, Herr Kollege!

Dir. Dr. Kalousek: Ich darf vielleicht dazu sagen, vielleicht auch weil das jetzt auch mit der Mittelbauvertretung gefallen ist. Wir haben, und das ist eine gute alte langjährige Tradition, selbstverständlich, und in wesentlichen Dingen, immer auch die Zusammenarbeit und die Unterstützung durch den Mittelbau. Also, Mittelbau ist keine - letztlich Kategorie, die es jemanden erschwert zu einem Vertrag. Und das möchte ich bitte hier ausdrücklich feststellen. Es ist klar und das ist ja auch kürzlich erwähnt worden, Mittelbau ist ein Verein. Das ist eine Interessensvertretung. Das ist ein frei gewählter Kollege. Und selbstverständlich sind uns alle Anregungen, jede Form der Mitarbeit des Mittelbaus sehr, sehr wichtig. Das ist motivierend. Das ist ganz wichtig und die brauchen wir. Das heißt davon ist bitte keine Rede, aus meiner Sicht, dass es da irgendeinen Einschränkung gibt, wenn jemand entweder jetzt in einer Personalvertretungsfunktion nach dem Personalvertretungsgesetz oder weil er im Mittelbau tätig ist, da zu einem Nachteil kommt. Das schließe ich aus. Aus meiner Sicht schließe ich das aus. Ich möchte über die näheren Umstände hier nicht reden. Ich bitte auch um Verständnis. Ich möchte nicht über KollegInnen sprechen, die nicht hier sind. Aber es gibt manchmal, und das war ganz offenbar auch eine Situation, wo es längere Zeit gebraucht hat. Ich denke, das hat mehrere Facetten und ich kann Ihnen das nicht einfach nur mit einem Satz beantworten.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Ich gebe weiter an Frau GRin Mörk, bitte!

GRin Mörk: Ja danke Frau Vorsitzende! Frau Primaria, Sie haben nun sehr ausführlich Ihre drei Jahrzehnte lange Erfahrung in der Psychiatrie in sehr unterschiedlichen Bereichen geschildert. Sie haben mit 1. November 2004 die Ärztliche Leitung im OWS übernommen. In einem Spital, wo Sie über MitarbeiterInnen mit hervorragender fachlicher und menschlicher Kompetenz verfügen. Und die dort tagtäglich eine ganz tolle engagierte Arbeit leisten. Ich darf Sie daher fragen, welche strukturellen und organisatorischen Veränderungen betreffend Qualitätssicherung im ambulanten und in der stationären Behandlung konnten Sie umsetzen? Natürlich speziell auf den psychiatrischen Bereich.

Dir. Dr. Kalousek: Ja, ich denke, wir haben einiges gemeinsam auf den Weg gebracht, das auch mit Leistungserweiterung zu tun hat, auch mit Dienstposten verbunden war. Zum Beispiel sind 2006 auch die ÄrztInnendienstposten für die Inbetriebnahme eines Konsiliarliaisondienstes ins Wilhelminenspital - ist einmal ein Arztdienstposten gekommen. Das heißt, dieser Dienst konnte da auch dann sich entwickeln. Mit 1. Oktober 2006 hatten wir dann die Möglichkeit einmal mit einem 20-Stunden-Dienstposten auch bereits die ärztliche Betreuung von psychisch Kranken in der Krankenanstalt Rudolfstiftung auch weiter zu entwickeln. Die Dienstposten von Seiten der Pflege gab es schon. Die gab es auch, da hat die Magistratsdirektion 2002 zugestimmt, bei den ÄrztInnendienstposten, die damals schon gefordert waren. GABRIEL hat letzte Woche berichtet, da war das nicht der Fall. Und das war etwas ganz Wesentliches. Das war von uns eine langjährige Forderung. Etwas was auch der damalige Wiener Patientenanwalt, Herr Dr. Dohr, auch mitunterstützt hat. Was, glaube ich, auch in einer seiner Jahresberichte ausdrücklich vermerkt war, dass das sehr wichtig ist. Das es für PatientInnen, die in Schwerpunktspitälern behandelt werden und die auch eine psychiatrische Konsiliarbetreuung brauchen, zumindest einen Konsiliarliaisondienst geben soll. Mit der Einrichtung dieser Dienstposten mussten aber natürlich auch Personen gesucht werden. FachkollegInnen, die diese Dienstleistungen aufnehmen. Das heißt, wir haben da mit dieser Dienstpostenvermehrung natürlich auch einen Bedarf an zusätzlichen FachärztInnen im Haus geschaffen. Ich freue mich, dass es da jetzt auch gelungen ist diesen Dienst im Wilhelminenspital wieder voll in Betrieb zu nehmen. Wir haben da heuer, durch die Dienstpostenzuteilung, die wir im Frühjahr bekommen haben, auch eine OberärztInnendienstposten dazu auch ausschreiben können. Das heißt, das Wilhelminenspital ist derzeit mit zwei ÄrztInnendienstposten für die Konsiliarliaisonversorgung ausgestattet und zwei Pflegedienstposten und so ist das auch für die Krankenanstalt Rudolfstiftung. Das sind wesentliche Verbesserungen, die geleistet werden durch MitarbeiterInnen die im OWS an einer Regionalabteilung systemisiert sind, aber deren Dienstleistungen für Wiener BürgerInnen oder auch Nicht-Wiener BürgerInnen in diesen zwei Schwerpunktkrankenhäusern auch erfolgen. Also, das würde ich zu einer ganz wesentlichen Verbesserung rechnen. Eine weitere Verbesserung ist das beständige Arbeiten an der Verbesserung des internistischen Notfallsmanagement. Ich glaube, da haben Sie schon einiges darüber gehört. Es ist so, dass das internistische Notfallsmanagement in einer neuen Form organisiert wurde. Es gab ja selbstverständlich internistisches Notfallsmanagement auch schon wesentlich vorher. Es gab 2003 eine Systematik an der ich mitwirken durfte. Da habe ich von der Kollegialen Führung, gemeinsam mit Herrn Primarius Walcher, den Auftrag bekommen das auszuarbeiten. Dieses internistische Notfallsmanagement wurde natürlich evaluiert und es wurde auch rasch erkannt, wo es Verbesserungen geben soll und diese Verbesserungen sind jetzt im Wesentlichen durch eine Reorganisation festgelegt worden. Wir haben eine neue Form der Dokumentation. Es ist auch so, dass auch ausdrücklich präventiv in einem frühen Stadium, wo sich möglicherweise Komplikationen erst ankündigen, das Notfallsteam auch gerufen werden soll und kann. Also, nicht nur kann, sondern auch soll und auch umgekehrt. Und auch es möglich ist, dass die AnästhesistInnen, das ist seit Mai möglich, wir haben das auch in Vorbereitung der EURO 2008 vorzeitig auch gehabt, auch bereit waren, rund um die Uhr zur Verfügung zu stehen. Das bedeutet allerdings, dass es zusätzliche Dienstposten gab, um dieses Ziel zu erreichen. Dienstposten nicht nur für die Anästhesie, sondern Dienstposten auch bei mir in der Ärztlichen Direktion gibt es seit 1. April 2008 zwei zusätzliche Dienstposten für InternistInnen mit intensivmedizinischen Kenntnissen. Und das sind Dienstposten, die speziell für die internistische Betreuung psychisch Kranker, aber vor allem das internistische Notfallsmanagement und deren Verbesserung vorgesehen sind.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gibt es noch eine Nachfrage?

GRin Mörk: Vielen Dank! Ich darf noch eine Frage an Sie stellen, Frau Primaria. Was halten Sie von der Regionalisierung der psychiatrischen Versorgung und wie hat sich diese aus Ihrer Sicht weiterentwickelt?

Dir. Dr. Kalousek: Ja, Regionalisierung heißt regionale Zuordnung. Das heißt, dass eine bestimmte Größenordnung, Einzugsgebiet der Wiener Bevölkerung auch eine klare Zuständigkeit hat. Eine Zuständigkeit, wenn es darum geht, ambulante Hilfen zu suchen und eine Zuständigkeit, wenn es darum geht, stationäre Hilfen in Anspruch zu nehmen. Und das ist eine Basis. Wien ist so groß, dass jede Region 200 oder auch darüber hinaus Einwohner zu betreuen hat. Und ich darf noch einmal ganz kurz die Analogie zu Linz, Graz und Innsbruck andeuten. Also, Regionalisierung ist wichtig für die Sicherstellung der Basisversorgung, auch für die Sicherheit der PatientInnen, unter anderem, dass sie wissen, wer zuständig ist. Mit der Regionalisierung im stationären Bereich war es möglich 1986 eine Regionalabteilung im Kaiser-Franz-Josef-Spital ihren Betrieb aufnimmt und in den 90er Jahren eine Regionalabteilung im Donauspital. Es werden derzeit drei weitere Regionalabteilungen vorbereitet, das ist viele Jahre in Planung. Die Abteilung, die zuständig ist für das Einzugsgebiet Krankenhaus Hietzing, die Bezirke 12., 13., 23. hat seit 2001 einen Verbindungsdienst, einen Konsiliarliaisondienst, Pflegepersonal und ÄrztInnen. Die ist seit vielen Jahren bereits auch schon im Krankenhaus Hietzing tätig. Das ist eine der Abteilung, die in Vorbereitung ist. Die zweite Abteilung, die in Vorbereitung ist, ist die von Frau Primaria Wrobel, die fünfte Psychiatrische Abteilung, die zuständig ist für die Bezirke 3. und 11. Und die in der Rudolfstiftung beziehungsweise benachbart ihre Tätigkeit aufnehmen sollte. Ein zusätzlicher Gesichtspunkt, eine Chance hat sich ergeben durch die Planung des Krankenhauses Nord. Das Krankenhaus Nord wird selbstverständlich nördlich der Donau im Wesentlichen auch die PatientInnen aus Floridsdorf und Umfeld auch aufnehmen und versorgen können. Und damit ist die Regionalabteilung, die zuständig ist für die Bezirke 20. und 21., die vierte Psychiatrische Abteilung jetzt auch in Vorbereitung und eingebunden auch aktiv in die Planung des Spitals Nord. Übrigens sind alle drei Abteilungen in die Spitalsentwicklungspläne selbstverständlich eingebunden. Die Psychiatrische Abteilung in das Krankenhaus Hietzing, die sechste Psychiatrische Abteilung, die vierte Psychiatrische Abteilung in die Planung des Krankenhauses Nord und die fünfte Psychiatrische Abteilung in die weitere Planung der Krankenanstalt Rudolfstiftung. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Danke schön! Frau Dr. Pilz, bitte!

GRin Dr. Pilz: Danke, Frau Vorsitzende! Ein bisschen bin ich jetzt in der Begriffsverwirrung, denn die Regionalisierung haben wir ja schon länger. Ich glaube, jetzt haben wir von der Dezentralisierung der Regionalabteilungen, in die jeweilige Bereiche gesprochen. Aber egal. Ich will wieder zurückkommen zu Ihrem engeren Aufgabenbereich. Und Sie haben, Frau Primaria, gesagt, dass Sie große Probleme übernommen haben, wie Sie das große Haus als Ärztliche Direktorin übernommen haben. Die Probleme dürften sich nicht verkleinert haben, insbesondere hinsichtlich der Personalsituation, weil, und ich möchte jetzt aus einem E-Mail aus dem Sommer diesen Jahres zitieren, vom Juli, da schreiben Ihnen sechs Oberärzte und ein Facharzt hinsichtlich der Personalsituation: „Sehr geehrte Frau Direktor Kalousek“ - und sie schreiben auch an Herrn Primarius Dr. Libisch – „da es offenbar erhebliche Schwierigkeiten bereitet, die problematischen Dienst im Bereich der dritten und sechsten Abteilung dem Standard entsprechend zu besetzen erlauben wir uns nochmals folgendes festzuhalten:

1. Unter den gegebenen Umständen ist die Basisversorgung der PatientInnen der dritten und sechsten Abteilung als kritisch einzustufen, obwohl

2. die KollegInnen aus dem Dienstrad A lange jenseits des Leistungslimits arbeiten und
3. können eventuelle Krankenstände von uns nicht kompensiert werden.
Da wir die Mehrbelastung durch die Vielzahl unerfahrener KollegInnen im Sekundararztdienst und durch zu versorgende Primariate im Nachtdienst nicht länger tragen können“ schlagen Sie eine Lösung vor, wie sozusagen hier jetzt, das will ich nicht im Detail vorlesen, wie man hier die Räder weiter ausdünt damit alle irgendwie versorgt sind.

Was haben Sie denn angesichts dieses Hilfeschreies, der nicht etwa in der grauen Vorzeit, sondern in diesem Sommer an Sie eingelangt ist und angesichts der Feststellung, dass es eine Versorgung, die nicht mehr dem Standard entspricht, hier droht und das die Basisversorgung kritisch eingestuft wird, unternommen in Ihrer Funktion als Ärztliche Direktorin?

Dir. Dr. Kalousek: Ich kenne dieses Anliegen selbstverständlich und bin da sehr intensiv auch beschäftigt und im Gespräch mit den KollegInnen. Ich möchte nur vielleicht doch auch in Erinnerung rufen, dass es mit der zusätzlichen Dienstpostenzuteilung möglich war, mit 1. April 2008, mehr Diensträder in Betrieb zu nehmen als wir hatten. Wir hatten nicht mehr FachärztInnen zur Verfügung. Aber das Ziel war selbstverständlich, dass jede Abteilung eigenbefähigt ist, ihre eigene FachärztInnen-Nachtdienst-Situation herzustellen. Und das ist auch gelungen bis auf zwei Regionalabteilungen. Bis auf die dritte und die sechste 

Psychiatrische Regionalabteilung war zum damaligen Zeitpunkt eine - und auch jetzt vor allem die FachärztInnenschicht an der dritten Psychiatrische Abteilung eine ist, die nicht ausreichend ist. Also, nicht ausreichend, um mit mindestens sechs FachärztInnen ein eigenes Nachtdienstrad zu machen. Das ist das einzige Dienstrad, das zusammengeblieben ist, so wie es vorher war. Vorher gab es Bedarf und das gibt es leider Gottes seit 1. April 2008 auch. Bei anderen Regionalabteilungen war es möglich das zu trennen. Das heißt, da ist eine deutliche Verbesserung erzielt worden. Bei diesen Regionalabteilungen noch nicht. Es gab immer wieder auch Aspekte der Hilfestellung. Es sind auch Doppeldienste gefahren worden. Gerade an Tagen, wo noch junge wenig erfahrende SekundarärztInnen im Dienst waren. Aber beiden Abteilungen war es bisher nicht möglich jeweils sich zu separieren. Das, was jetzt gemacht wurde, da sind viele Arbeitsbesprechungen dem auch vorangegangen, im Einvernehmen auch mit den KollegInnen. Wir sind dabei für jede dieser Regionalabteilung eine eigene Dienstliste zu erstellen und werden uns bemühen beziehungsweise es auch im Haus bewerben, dass FachkollegInnen, die an anderen Abteilungen tätig sind, die Möglichkeit haben auch dort Dienste zu machen und damit diese Diensträder auch aufzufüllen.

GRin Dr. Pilz: Da würde ich gerne eine Nachfrage stellen, Frau Primaria. Das war im Juli. Es war von einer gefährdenden Basisversorgung die Rede. Es gibt dann am 1. August ein neuerliches E-Mail derselben unterzeichneten OberärztInnen und FachärztInnen. In diesem wird noch einmal auf die kritische ärztliche Besetzung hingewiesen. „Aufgrund einiger in den letzten“ - und ich zitiere – „OberärztInnendiensten gleichzeitig aufgetretene Akutaufnahmen in beiden Abteilungen erlauben wir uns, noch einmal auf die Einlassungsfahrlässigkeit hinzuweisen, die dadurch besteht, dass PatientInnen in solchen Fällen in der Akutsituation nicht oberärztlich gesehen werden können.“ - und es geht weiter – „Den Optimismus, dass freiwillige Lösungen zu Stande kämen, können wir aus Erfahrung nicht teilen. Ebenso, dass der Ausbildungsstand der SekundarärztInnen, die als TurnusärztInnen nur wenige Monate im OWS bleiben, sich rasch verbessern würde.“

Ich frage Sie jetzt noch einmal. Das ist eine aktuelle Situation. Die Klage, die seit Jahren über das OWS geführt wird, dass insbesondere hinsichtlich der Versorgung mit fachärztlichem Personal, ein nicht vertretbarer Mangel besteht. Uns wurde gesagt durch die zusätzlichen ÄrztInnenposten wäre dem abgeholfen. Das ist nicht der Mittelbauverein, der hier spricht, sondern OberärztInnen, die vor Ort, die auch übrigens von Ihnen zitierten Vereinsmitglieder, tätig sein müssen, diese ÄrztInnen sagen Ihnen, nicht einmal, sondern wiederholt, dass sie Sorge haben Einlassungsfahrlässigkeit zu begehen. Ich frage Sie, welche konkrete Maßnahmen, die zu einer konkreten Änderung der Situation vor Ort geführt haben, haben Sie gesetzt und können sie Sie für uns dokumentieren und können sie Sie darstellen?
Dir. Dr. Kalousek: Es gab Unterstützung auch durch KollegInnen anderer Abteilungen. Es gab die Möglichkeit, aber nur an einzelnen Tagen, auch da einen zusätzlichen Dienst anzubieten, um ein FachärztInnenrad auch da zu verstärken. Das was wir tun, ist eben auch KollegInnen anzuwerben und auch im Haus selber die Bereitschaft zu unterstützen auch zu fördern. Das tun wir. Ich kann niemanden dort Dienst zu teilen, denn ich nicht habe Frau Dr. Pilz. 

GRin Dr. Pilz: Frau Direktor ich bin ganz auf Ihrer Seite, dass Sie nur das tun können, was in Ihrer Macht steht. Da bin ich immer auf Ihrer Seite. Es ist nur der Punkt, wenn Sie es nicht können, dann müssen Sie handeln. Wenn Sie es nicht nach unten erledigen können in Richtung Ihres Personals, dann müssen Sie Ihre Vorgesetzten von der Unhaltbarkeit Ihrer Situation informieren. Und ich möchte Ihnen auf Ihren Hinweis, man hat sich um Unterstützung aus anderen Abteilung gewendet, Ihnen vorlesen, was einer der Primarärzte, der da gebeten wurde, schreibt zurück: „Sehr geehrte KollegInnen! 2.8.: Unterstützung nicht möglich, da X schon Y noch, Z demnächst auf Urlaub und der, der da ist“ - ich will die Namen nicht nennen – „hat schon Nachtdienst-Doppeldienste. 7.8.: Unterstützung nicht möglich, da X auf Urlaub und Y noch, Z schon Doppeldienste.“ - ich will es gar nicht vorlesen – „Mehr FachärztInnen hat meine Abteilung leider noch immer nicht.“ Und auf diese Weise schmettert der Kollege, aus nachvollziehbaren Gründen, den Wunsch ab, hier auszuhelfen. Und ich frage Sie, hier haben ÄrztInnen von Einlassungsfahrlässigkeit und von Basisversorgung, die sie nicht sicherstellen können, gesprochen und ich frage Sie, das ist mittlerweile dokumentiert mehrere Male an Ihre Adresse gekommen, was haben Sie konkret unternommen?

Dir. Dr. Kalousek: Ich kenne das sehr genau. Ich bin nach wie vor fast täglich mit den Nachtdiensthabenden in Kontakt. Und wir haben eine wesentliche Verbesserung, auf die die KollegInnen auch immer wieder zurückgreifen können. Das rufe ich auch in Erinnerung. Wir haben seit 1. April nicht nur vier FachärztInnen-Nachtdienst-räder, sondern sechs FachärztInnen-Nacht-diensträder. Das heißt, wenn ein Kollege Hilfe braucht, der zeitgleich die dritte und sechste Psychiatrische Abteilung oberärztlich zu betreuen hat, gibt es fünf weitere FachärztInnen im Haus. Und es sind sicherlich nicht alle fünf FachärztInnen weiter mit einer sehr kritischen Situation befasst. Mir ist klar, dass das eine Übergangssituation ist, ich verstehe auch die Rückmeldungen der Abteilungsvorstände. Jeder möchte für seine Abteilung im Wesentlichen auch das geregelt und auch erhalten. Aber die Situation kann sich jetzt kurzfristig nur verbessern, wenn wir zusätzlich auch die Solidarität auch von allen FachärztInnen haben. Ich darf noch einmal sagen, ich kann FachärztInnen dort nicht zuteilen, die ich nicht habe.

GRin Dr. Pilz: Wenn jetzt unter diesen Umständen, die Sie hier geschildert, und ich stehe nicht an wertzuschätzen, dass Sie hier nicht behaupten, es gäbe hier eine Entspannung, die es nicht gibt, sondern dass Sie hier sagen: „So ist es.“ Sie können für eine Abhilfe nicht sorgen. Wer, Frau Direktorin, ist Schuld, wenn an diesen Abteilungen, wo diese genannten Mangelsituationen hinsichtlich der ärztlichen Versorgung jetzt aktuell bestehen? Wer ist Schuld, wenn dort jemand zu Schaden kommt? 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Das sind juristische Werte. Das kann die Zeugin nicht vornehmen.

GRin Dr. Pilz: Das interessiert die ÄrztInnen. Wir haben hier die Aussage von der Frau Dr. Wrobel: „Man steht mit einem Fuß im Kriminal.“ Und daher muss es uns interessieren. Wenn Sie nicht gewährleisten können, dass genug Personal da ist, wer ist Schuld?

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Noch einmal, das ist eine juristische Frage, die die Zeugin nicht beantworten kann. Sie kann nur aus eigener Wahrnehmung antworten geben.

GRin Dr. Pilz: Dann würde ich Sie bitten aus eigener Wahrnehmung, was raten Sie denn diesen MitarbeiterInnen, die sich vertrauensvoll an Sie, in Ihrer Funktion als Ärztliche Direktorin, wenden? Was raten Sie ihnen zu tun, wenn Sie für sich den Eindruck haben, Sie stehen am Rande einer Einlassungsfahrlässigkeit?

Dir. Dr. Kalousek: Einen der anderen fünf zeitgleich im FachärztInnen-Nachtdienst stehenden KollegInnen herbeizuholen. 

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Jetzt muss ich aber weitergeben an Herrn Lasar, bitte.

GR Lasar: Danke, Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Primaria Dr. Kalousek! Ich weiß, wie Sie eingangs erwähnt haben, haben Sie gesagt, Ihre Arbeit ist nicht leicht. Und ich glaube, es ist auch nicht leichter geworden. Meine Frage auch dazu: Wie hat sich eigentlich die Schließung Gugging im Bereich PatientInnen und Personal ausgewirkt? Ist hier sehr viel auf das OWS zugekommen und konnten Sie auch von Gugging ÄrztInnen in den Psychiatrischen Bereich übernehmen oder war das nicht möglich?

Dir. Dr. Kalousek: Das Schließen von Gugging war ja wohl längere Zeit auch bekannt und immer wieder hinausgezögert worden und in Niederösterreich auch selbst eine Regionalisierung stattgefunden hat. Das heißt, es sind kleine Abteilungen entstanden, die auch ihre Tätigkeit auch aufgenommen haben. Und mit dem Schließen von Gugging mussten natürlich diese schon bestehenden Abteilungen in Niederösterreich zusätzlich PatientInnen aus Gugging aufnehmen und konnten nicht mehr die burgenländischen PatientInnen beziehungsweise einen Teil nicht nehmen. So habe ich das im Stück auch verstanden. Diese Aufgabe ist uns dann auch zugefallen. Wie es kurz auch heute von Frau Pflegedirektor Schütz bereits erwähnt worden, für PatientInnen aus dem Nordburgenland. Es gibt bereits im Krankenhaus Eisenstadt eine Psychiatrische Abteilung, aber die ist noch nicht ausreichend ausgebaut und dort sind auch sehr gut ausgebildete KollegInnen, auch die ich selber kenne, tätig. Das heißt, sie sind noch nicht im Stande, auch Vollversorgung anzubieten. Diese Aufgabe, die zusätzlich auf uns zugekommen ist, die haben wir gesamt aufgenommen als Kollegiale Führung. Es wäre durchaus auch denkmöglich gewesen für uns, auch Alternativen anzubieten. Alternativen anzubieten, in dem dann es vielleicht auch für die PatientInnen im Burgenland eine eigene Station auch hätte geben können. Dazu ist es nicht gekommen. Wir wissen, dass diese Aufgabe eine zusätzliche Aufgabe ist. Es ist heute auch das Schreiben von Herrn Oberpfleger Harald STEFAN auch zitiert worden. Es sind selbstverständlich die zusätzlichen Aufwände, die dazu entstanden sind, genau dokumentiert worden. Wir wissen, dass das eine befristete Aufgabe ist. Wir können diesen PatientInnen helfen, denen offenbar sonst auch niemand helfen könnte. Und setzen damit und auch mit ganz großer Anstrengung eine ganz lange Tradition, die dieser Standort hat, fort. Nämlich, dass wir dort Hilfe anbieten, wo es keine Alternativen gibt offenbar. Aber wir wissen, dass es eine befristete Aufgabe ist und es gibt genaue Berechnungen darüber. In dem es jetzt auch mehr Dienstposten gibt. Da es da Verbesserungen gibt, können wir das auch besser leisten als das einmal ursprünglich im Oktober vergangenen Jahres unmittelbar der Fall war.

GR Lasar: Danke schön!

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Herr Mag. Dworak, bitte!

GR Ing. Mag. Dworak: Sehr geehrte Frau Primaria! Ich möchte auf die 15. Sitzung von Oberarzt Dr. Thomas Meisermann zurückkommen. Sie haben schon über das internistische Notfallteam kurz berichtet, aber es sind mir ein paar Sachen noch nicht soweit klar. Ich möchte Meisermann zitieren, wo er sagt: „Dass unsere 20-Betten-Station, vier Betten zu so genannte Überwachungsbetten umgestaltet werden sollen“ - und er spricht davon – „Es wird jetzt auf uns sehr stark Druck gemacht, dass wir jetzt psychiatrische Überwachung machen. Das ist so, wie wenn man einem Menschen einen VW Käfer zur Verfügung stellt und sagt: Fahren Sie bitte 170 km/h.“ Das ist sicher eine schwierige Situation. Und die zweite Sache. „Wir meinen, dass es nach wie vor ein ungelöstes Problem unseres Hauses ist, was mit PatientInnen passieren soll, die im Sedierungsprozess in eine Ateminsuffizienz geraten. Das derzeitige Vorgabenschema, das die Direktorin entworfen hat, ist so, dass wir, wenn die somatischen Probleme über Hand nehmen, die Leute auf unsere Station nehmen sollen. In dem Moment, wo sie überwachungspflichtig sind und der Übergang kann innerhalb von Minuten passieren, müssen wir sie wiederum weiter transferieren. Sie müssen sich vorstellen, wir haben in der Nacht nur einen Transportdienst für 30 Pavillons zur Verfügung. Wir müssen dann ein Intensivbett organisieren. Sie können sich vorstellen, dass der Faktor Zeit ein wesentlicher ist.“

Jetzt meine Fragen: Wie entgegnen Sie der Kritik von Herrn Dr. Meisermann? Und die zweite Frage, er spricht von starkem Druck, der auf ihn ausgeübt wird. Verstehen Sie seine Einschätzung? Üben Sie Druck aus oder wer übt Druck aus?

Dir. Dr. Kalousek: Gestatten Sie mir kurz auszuholen. Was ist Sedierung? Sedierung ist Beruhigung. Sedierung bedeutet, dass jemand der starke Ängste hat, der halluziniert, der delirant verwirrt ist, der stark erregt ist, beruhigt werden muss zu seiner Entspannung, zur Schmerzlinderung. Das sind ja ärgste psychische Schmerzen. Sedierung ist auch dann notwendig, wenn eine Hirnschwellung droht aufgrund von Intoxikation. Also Sedierung hat verschiedene Aspekte. Und selbstverständlich ist es nicht in der Intention der Sedierung des Psychiaters jemanden da bewusstlos oder gar ins Koma damit zu befördern, sondern es soll eine Beruhigung, eine Entspannung, eine Dämmrigkeit, eine ausgeprägte Schläfrigkeit hergestellt werden. Es gibt einzelne PatientInnen, vor allem wenn sie vorher nicht bekannt sind, die mögliche Risiken mitbringen. Wir haben, um letztlich auch da die Möglichkeit an den psychiatrischen Abteilungen zu verbessern, für jede der Regionalabteilungen vier speziell ausgestattete Betten vorgesehen. Zwei Drittel der Abteilungen sind schon fertig ausgestattet. Das Restliche wird Anfang des Jahres fertig ausgestattet werden. Dann an allen Abteilungen Monitore. Es sind die letzten modernen Monitore jetzt auch bestellt worden. Das heißt, es wird überall flächendeckend, auf der Internen, in anderen Abteilungen im OWS und an den psychiatrischen Abteilungen dasselbe Monitoringmodell geben, um auch da praktisch die Einsätze zu verbessern. Es ist jederzeit möglich, den Internisten oder auch den AnästhesistInnen herbeizuholen. Weit bevor ein Herz-Kreislauf-Stillstand sich zum Beispiel ankündigt. Und das ist auch der Fall. Was dann passiert, ist, dass dann ein interdisziplinäres Team direkt am Krankenbett bei den psychiatrischen PatientInnen ist. Und es wird dort fachlich beraten, wo die beste Form der Betreuung für die PatientInnen gewährleistet sein kann. Ob er dort bleiben kann, an einer psychiatrischen Abteilung, ob er transferiert werden soll auf eines der Überwachungsbetten der internen Abteilung oder ob eine ... und darüber hinaus, wenn jemand dauerhaft beatmet werden muss, kann er auch nicht auf der Überwachung der internen Abteilung sein. Man muss sehr auf die Begrifflichkeit auch achten. Intensiv ist letztlich die Kategorie, wo es wirklich um ein Multiorganversagen geht und da gibt es im Haus dafür sieben Betten. Einen Großteil der psychisch Kranken, die in eine internistische Notfallsituation kommen, sind nicht IntensivpatientInnen. Es ist nicht jeder psychiatrischer Akutpatient dann ein internistischer Notfallspatient. Und nicht jeder internistischer Notfallspatient ist ein Intensivpatient. Da gibt es Abstufungen und das muss jeweils interdisziplinär beraten werden. Wir haben diese Möglichkeiten im Haus. Es ist nicht jederzeit möglich, ein Intensivbett der höchsten Kategorie zu bekommen. Das hat damit zu tun, dass die Intensivstation am OWS in dieser Kategorie Wienweit letztlich auch vernetzt ist. Das heißt, wenn ein Intensivbett von der Rettung in Wien gesucht wird, dann wird das nächste Spital angefahren, das ein freies Intensivbett hat. Das heißt, das ist auch für das OWS der Fall. Diese Ressource kann nicht ausschließlich für OWS-PatientInnen zur Verfügung stehen. Wir müssen schauen, dass wir diese Dinge immer sehr rasch auf den Weg bringen, auch unterstützen. Aber es kann natürlich auch sein, dass zum Beispiel ein Patient dann auf der Intensiv im Floridsdorfer Spital aufgenommen werden muss. Das passiert auch in anderen Krankenhäusern, wenn deren Intensivbereiche voll belegt sind.

GR Ing. Mag. Dworak: Es sind natürlich zwei Fragen. Die Kritik von Dr. Meisermann. Er spricht: „Fahren Sie mit einem VW Käfer 170 km/h.“ Offensichtlich haben Sie da nichts wirkliches außer Ihr Argument, dass es möglich ist oder ganz wenige Fälle auftreten in der Nacht, wie er kritisiert.

Dir. Dr. Kalousek: Ich denke, dass vielleicht zwei Dinge zusammen kommen. Das eine ist, und ich habe das nur ganz kurz auch erwähnt, dass bereits im Österreichischen Strukturplan 2003 für 2005 geplant war, das es drei IMC-Betten auf der Internen geben soll. Es war im Grunde genommen diese Aufgabe, das herzustellen, eine Aufgabe, wo wir nicht von allem Anfang an Konsens mit allen Beteiligten hatten. Wo nach und nach die Personalforderungen, die damit verbunden sind, die vor allem die Pflege betreffen, aber auch das Nachausstatten notwendig war. Das heißt, das ist eine Sache, die hat Zeit gebraucht. Das ist jetzt beschlossen. Das wird jetzt gemeinsam auf den Weg gebracht. Und es wird das vielleicht auch noch eine gewisse Zeit brauchen, um im Selbstverständnis aller dieser wirklich auch ganz hervorragend arbeitenden KollegInnen der internen Abteilung wirklich auch greifen zu können. Die interne Abteilung ist ja Mitte der 80er Jahre spezielle für die psychisch Kranken auch geschaffen worden. Das ist ein Weg, den wir weiter gehen wollen. Selbstverständlich auch jetzt unter Einbeziehung der neurologischen PatientInnen und anderer PatientInnen. Und es ist sicherlich auch Aufgabe dieser Abteilung, des Abteilungsvorstandes und der KollegInnen der Internen, sich auch, und das tun sie auch, den Problemen auch zu widmen, die dann für einen Internisten auftreten können, wenn ein psychiatrischer Patient internistische Probleme bekommt. Das ist ein Entwicklungsprozess. Da gibt es sehr viel Unterstützung. Da gibt es auch Fortbildungsangebote. Da gibt es Schulungen. Und wie gesagt, jetzt gibt es auch ein Emergency-Team. Das heißt, der Anästhesist ist gleich mit dabei zur Unterstützung der Internisten.

GR Ing. Mag. Dworak: Die Frage nach dem Druck konnten Sie mir noch nicht beantworten.

Dir. Dr. Kalousek: Das wird vielleicht aus meinen jetzigen Ausführungen ein bisschen doch verständlich.

GR Ing. Mag. Dworak: Das heißt, Sie persönlich haben keinen Druck ausgeübt?

Dir. Dr. Kalousek: Es gibt eine beständige Erinnerung, Ermutigung und Unterstützung auch für die KollegInnen der Internen Abteilung, wenn es darum geht, die internistische Versorgung auch der psychisch Kranken im Haus auch mitzutragen.

GR Ing. Mag. Dworak: Sie sind seit 2003 jetzt die Direktorin.

Dir. Dr. Kalousek: Seit 1. November 2004.

GR Ing. Mag. Dworak: Ja aber Sie haben alles mitbekommen natürlich im Vorfeld. Und er hat ausgeführt, der Herr Dr. Meisermann, dass die AnästhesistInnen, die im Haus sind auch zu den Notfällen gerufen werden sollen. Und erst durch eine ja relativ kurzfristige Entscheidung im Jahr 2008 durch Frau Dr. Herbeck, die offensichtlich das in sehr kurzer Zeit gemacht hat, ist das dann eingetreten. Warum konnten Sie es nicht machen zwischen 2003 oder 2004 und 2008?

Dir. Dr. Kalousek: 2003 wäre noch nicht möglich gewesen. Die Einbeziehung der Anästhesie, Tag und Nacht, erfordert ein eigenes Nachtdienstrad. Und das gab es nicht, weder 2003, noch 2004, noch 2005, noch 2006. Es gibt eine und gab eine Dienstpostenvermehrung aus verschiedenen Gründen und diese Dienstposten sind nach und nach gekommen. Man muss ja auch Menschen finden. Und diese Dienstposten für die Anästhesie sind natürlich zum einen wichtig für den operativen Bereich. Für die Thoraxchirurgie, für die Orthopädie, für die Pulmologie, also die Bronchologie, aber wurde auch zusätzlich benötigt, um zusätzlich auch Leistungen, medizinische Notfallleistungen zu unterstützen. Die Frau Dr. Herbeck, da gab es lange und viele Gespräche, auch immer wieder begleitet. Und es gab dann eine Sitzung. Das ist die Sitzung, von der der Oberarzt Meisermann berichtet hat, wo dann diese Bausteine dann noch einmal zusammengefügt wurden und noch einmal gemeinsam bekräftigt wurde, das war mir auch persönlich sehr wichtig, dass da die Frau Direktorin Herbeck auch extra ins Haus gekommen ist, gemeinsam als Commitment, gemeinsames Vorhaben interdisziplinär ist dieser Ablauf bekräftigt und festgelegt worden.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gut, ich gebe weiter an Frau Mag. Ramskogler, bitte.

GRin Mag. Ramskogler: Danke, Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Primaria! Meine Frage geht dahin, dass ich von Ihnen gerne wissen würde, wir haben eine, und Sie kommen ja auch aus dem gerontopsychiatrischen Bereich, wir haben eine Demografie zur Zeit, die dahin geht, dass die Menschen immer älter werden. Dass auch die Demenzerkrankungen zum Beispiel häufiger sein werden. Dass wir hier eine spezielle Versorgung brauchen. Zum einen, zum anderen auch die Frage der psychiatrischen PatientInnen, die zurzeit hier sind, ob auch diese mehr werden. Das ist genauso wie bei der Demografie, werden auch psychiatrische PatientInnen in Zukunft mehr werden. Wir wissen durch mehrere Aussagen, dass die Betten zwar weniger werden und der stationäre Aufenthalt auch kürzer. Aber es stellt sich auch immer wieder die ExpertInnenfragen, ob wir nicht zu sehr die Leute auch zu früh entlassen und dann einen Drehtüreffekt haben? Was jetzt politisch und ökonomisch auch teurer ist, als würden wir sie länger auf einer Station lassen. Das war kurz der Eingang. Die Überlegung, die Frage: Wird es in Zukunft mehr psychiatrische PatientInnen geben? Und auch vorhin, von der Frau Dr. Pilz angesprochen, was ich schon sehr interessant finde, bedeutet das, es gibt einen FachärztInnenmangel was Psychiatrie betrifft und es wird da herum gegraben nach Verantwortlichkeit? Und meine Frage oder Aussage ist: Ob nicht auch die ÄrztInnenausbildung, die Ärztekammer unter anderem vorausschauend auf die Psychiatrie dementsprechend in Zukunft mehr FachärztInnen ausbilden sollte, damit diese auch zur Verfügung stehen, wenn wir sie im System oder eben Sie, Frau Doktor, brauchen? Würden diese da sein? Könnten diese angestellt werden? Das ist, denke ich, eine wichtige Aussage, die hier zu treffen wäre und nachdem das Burgenland jetzt auch im Aufbau ist - in Eisenstadt von einer Psychiatrischen Abteilung und andere Niederösterreichische Abteilungen auch aufbauen. Wäre es da eben auch dieser Schluss: Werden es mehr PatientInnen, darum reagieren jetzt auch die Länder? Und daher auch dieses verstärkte FachärztInnen suchen?

Dir. Dr. Kalousek: Die demografischen Entwicklungen sind im gesamten Wiener, und nicht nur im Wiener Gesundheits- und Sozialwesen natürlich sehr wesentlich auch zu beachten, wenn es darum geht, nachhaltig auch die Sicherstellung durch Gesundheit- und Sozialeinrichtungen auch zu gewährleisten. Und das gilt für die Psychiatrie auch. Es haben sich ja bekanntlich in den vergangenen Jahren wesentliche Veränderungen in der Gynäkologie, in der Geburtshilfe, auch mehr ambulant und so weiter. Das jetzt nur ein Nebenbeispiel. Das gilt auch für die Psychiatrie. Wir werden immer älter. Die Menschen werden immer älter. Und damit auch die Wahrscheinlichkeit, dass im höheren Lebensalter psychische Krankheiten auftreten, die ist konkordant. Deswegen gibt es auch eine zunehmende Anzahl von DemenzpatientInnen, im Speziellen von Altsheimerkranken PatientInnen. Wenn wir älter werden, dann müssen wir damit rechnen, dass mehr Menschen in eine Situation kommen, wo Risiken oder Krankheitsrisiken auftreten können. Müssen natürlich Vorkehrungen treffen. Für die Zielgruppe der gerontopsychiatrischen PatientInnen ist im Wiener Zielplan 1979 speziell Rechnung getragen worden, in dem damals eine der Standards, die festgelegt worden sind, für die Einrichtung von Angeboten an den Regionalabteilungen die Vorhaltung von stationären Leistungen für gerontopsychiatrische PatientInnen war. Und deshalb haben auch so gut oder mehrheitlich die Regionalabteilungen in Wien gerontopsychiatrische Stationen. Das ist nicht in allen Bundesländern gleich. Das war absolut ein Commitment und ein Auftrag damals vom Gemeinderat über den Zielplan. Deswegen haben wir das auch eingerichtet. Und aus diesem gerontopsychiatrischen Stationen sind dann zum Teil auch gerontopsychiatrische Tageskliniken entstanden, weil es auch für diese Menschen oft der geringere Eingriff ist, wenn sie nur tagsüber bei uns sind und nicht auch in der Nacht. Das ist auch nicht immer notwendig. Und es ist oft auch eine hervorragende Möglichkeit das Entlassungsmanagement damit auch zu initiieren. Es gibt das nicht überall. Auch in der stationären psychiatrischen Versorgungslandschaft, hat auch damit zu tun, dass die Regionen auch unterschiedlich sind. Sie haben sich auch unterschiedlich in den letzten Jahren und Jahrzehnten entwickelt. Der 21. und 22. Bezirk oder Simmering sind unglaubliche Stadtentwicklungsgebiete. Das heißt, da gibt es auch jüngere PatientInnen, dann auch mit anderen Problemen. Und die Psychiatrie muss auch diesen laufenden demografischen Entwicklungen, auch zum Teil den kulturellen Entwicklungen, auch dem Anteil an MigrantInnen in der Bevölkerung natürlich Rechnung tragen. Und so ist das auch zu verstehen, dass zum Teil die acht regionalen psychiatrischen Abteilungen in Wien, zum Teil auch unterschiedlich in Anspruch genommen werden, wenn es um Zielgruppen geht. Es gibt Trends, die wir erkennen können, aber es gibt auch große Unterschiedlichkeiten. Das heißt, es ist Aufgabe jeder Abteilung im Grunde genommen für das Einzugsgebiet maßgeschneidert diese Angebote laufend weiter zu entwickeln und zu verbessern. Und so ist es zu verstehen, dass wir uns an zwei Abteilungen von der gerontopsychiatrischen Tagesklinik jetzt weg in Richtung Entmischung und Allgemein Psychiatrische Tagesklinik entwickeln. Dort, wo es ausreichend Angebote auch in der Gemeinde gibt. Vielleicht nicht unbedingt tagesklinisch, aber tagesstationär, in der Region 17 bis 19 oder in den Innenstadtbezirken, wird man das nicht unbedingt mehr am Standort brauchen und wird dann neue Aufgaben oder andere Zielgruppen damit auch versorgen können. Da ist ständig Bewegung drinnen. Das ist, denke ich, etwas was ganz wichtig ist. Die Situation jetzt der FachärztInnen beziehungsweise der ÄrztInnenausbildungsordnung. Wenn ich kurz dazu etwas sagen darf. Es gibt eine neue Ausbildungsordnung. Im Auftrag der Ärztekammer ist eine Facharbeitsgruppe von der Österreichischen Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie damit beauftragt worden. Es war der Primar Friedl für das Haus in dieser Arbeitsgruppe auch drinnen. Und in dieser Arbeitsgruppe sind neue Richtlinien erstellt worden, was auch die Dauer der Ausbildungszeit an psychiatrischen Abteilungen betrifft, wenn Sie so wollen ein Stück EU-konformer. Es sind jetzt nicht mehr vier, sondern fünf Jahre Ausbildungszeit an einer Psychiatrischen Fachabteilung. Das bedeutet, dass wir in 20 Jahren nicht fünf, sondern nur mehr vier Generationen von PsychiaterInnen ausbilden können. Auch dafür ist es wichtig die Ausbildungsstellen und die Zahlen der Ausbildungsstellen auch auszuweiten.

GRin Mag. Ramskogler: Darf ich da jetzt kurz nachfragen? Das heißt, würde es jetzt einen Facharzt geben Psychiatrie, den könnten Sie sofort anstellen?

Dir. Dr. Kalousek: Ja.

GRin Mag. Ramskogler: Und wie schaut das bei den TherapeutInnen aus?

Dir. Dr. Kalousek: Es ist auch so, dass selbstverständlich ja auch die Zusammenarbeit mit den TherapeutInnen, darunter verstehen wir die PsychologInnen, ErgotherapeutInnen, PhysiotherapeutInnen, MusiktherapeutInnen, aber auch die SozialarbeiterInnen, dass die ganz essentiell ist, weil ja durch die Erkrankung ja die gesamte Persönlichkeit, das Leben im sozialen Umfeld, die Berufstätigkeit, das Wohnen, wie immer beeinträchtigt ist. Das heißt, das kann nicht ärztliche Aufgabe allein sein oder pflegerische Aufgabe. Darum bemühen wir uns, es gab einen moderaten Zuwachs in den letzten Jahren, es ist so, dass wir bereits einige Dienstposten jetzt schon beantragt haben und es wird weitere Dienstpostenanträge für TherapeutInnen noch in den nächsten Wochen geben.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gut, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Danke, Frau Vorsitzende! Frau Direktorin, Sie haben gesagt, man hat in Hinblick auf diese Mangelsituation der beiden angesprochenen Abteilungen Ihrerseits darauf hingewiesen, dass andere aushelfen sollen. Ich habe Ihnen schon eine Antwort vorgelesen, dass man freundlich abgewinkt hat aus Gründen der eigenen Überlastungssituation. Aus einem anderen Bereich kommt eine entsprechende Antwort: „Leider können wir aus der Nachtdienstzuteilung Oberarztrad D keine Hilfestellung anbieten oder leisten. Die Gründe sind dargelegt und kollegiale Grüße.“ Offensichtlich hat dieser Appell an die Solidarität nicht funktioniert, weil die anderen MitarbeiterInnen auch überlastet sind. Das ist nachvollziehbar. Meine Frage: Haben Sie nach dieser Information, die Frau Direktor Herbeck oder den Herrn Generaldirektor Marhold informiert, dass Ihre Ärzteschaft sagt, sie könne die Basisversorgung nicht mehr garantierten und sie haben Sorge Einlassungsfahrlässigkeit zu begehen? Und welche Antwort hat man Ihnen gegeben?

Dir. Dr. Kalousek: Frau Dr. Pilz wir haben heute den 26. September und mindestens einmal in der Woche gibt es eine ausführliche Arbeitsbesprechung zu dem Thema bei mir mit den psychiatrischen Primarii. Aber ich wollte nur sagen das ist working progress. Und selbstverständlich haben wir alle Unterstützung von der Generaldirektion, wenn es darum geht, weitere Verbesserungen in der Personalsituation herbeizuführen. Ob es jetzt darum geht, qualifizierte MitarbeiterInnen zu finden oder sonst auch die Rahmenbedingungen zu verbessern.

GRin Dr. Pilz: Haben Sie gesagt, dass Ihr Team, MitarbeiterInnen aus Ihrem Team, von der Sorge über Einlassungsfahrlässigkeit und von der Nichtsicherstellung der Basisversorgung aufgrund des Mangels gesprochen haben?

Dir. Dr. Kalousek: Sie zitieren aus einem Schreiben. Das ist etwas, was selbstverständlich dann besprochen wird. Was Sie nicht haben und haben können. Es gibt keine Protokolle, aus denen Sie jetzt erzählen könnten, was bearbeitet ist und was jeweils auch im Einzelfall getan werden konnte für die PatientInnen. Glauben Sie mir, die Sicherheit und die Versorgung unserer PatientInnen ist gewährleistet. Es ist anstrengend. Es ist schwierig und wir sind dabei, täglich weitere Verbesserungen zu erzielen.

GRin Dr. Pilz: Frau Direktor, ich unterschätze keinesfalls Ihre Anstrengungen und ich respektiere sie auch. Sie sind jetzt in der Mitte einer Hierarchie, ober Ihnen ist die Frau Direktor Herbeck und der Herr Generaldirektor Marhold. Das, was hier die ÄrztInnen, die betroffen sind, gesagt haben, lässt sich an Deutlichkeit nicht toppen, sie sprechen von Einlassungsfahrlässigkeit und Mangel in der Basisversorgung. Das ist ja nicht irgendein Protokoll, sondern ein konkretes Anliegen an Sie, dem Abhilfe zu schaffen ist, erklären mir nachvollziehbar, dass Sie das nicht können, außer mit dem Verweis auf Solidarität unter KollegInnen. Haben Sie, weil die Situation nachweislich nicht auszulösen war, Ihre Vorgesetzten informiert, dass hier Gefahr droht.

Dir. Dr. Kalousek: Also nicht, dass Gefahr droht, aber dass wir nach wie vor nicht die Diensträder so fachlich besetzen können, wie wir es gerne möchten. Das wissen unsere Vorgesetzten, aber auch die tun ihr Bestes, um FachärztInnen zusätzlich für das Otto-Wagner-Spital zu rekrutieren.

GRin Dr. Pilz: Hat es konkret für diese betroffenen Abteilungen mehr Personal gegeben?

Dir. Dr. Kalousek: Ja.

GRin Dr. Pilz: Und zwar, wann und wie viele?

Dir. Dr. Kalousek: Für beide im Februar und im April.

GRin Dr. Pilz: Und im August klagt diese Abteilung.

Dir. Dr. Kalousek: Da ging es auch, muss ich sagen, im speziellen – wir hatten ja während der EURO 2008 eine Urlaubssperre, wie alle anderen KAV-Spitäler oder auch andere Einrichtungen in Wien, das hat auch bedeutet, dass in den Sommermonaten Juli und August es besonders eng geworden ist, weil KollegInnen verständlicherweise – und das ist halt auch etwas, was man dann auch im Team entscheiden muss – ihre Haupturlaube in der Zeit auch konsumieren wollten und auch konsumiert haben.

GRin Dr. Pilz: Dass es sich um ein chronisches Problem handelt, beweist das Protokoll der PrimarärztInnensitzung vom 24. Mai 2006, also durchaus zwei Jahre vor diesem Hilfeschrei, da sind Sie zitiert: "Kalousek weist auf die schon 2001 knappe Bemessung der Deckelung der Personalstruktur hin. Diese hält nicht Schritt mit der durchaus geforderten und umgesetzten Leistungserweiterung unter qualitativ hochwertigen Ansprüchen. Der Träger (Herbeck) ist darüber informiert." –

Sie selbst haben es bereits zwei Jahre zuvor nach oben offensichtlich gemeldet. Was hat man unternommen?
Dir. Dr. Kalousek: Ja, es gab selbstverständlich auch Gespräche. Es war ja wichtig auch, dass da neuerlich auch konkreter Bedarf erhoben wird, dass wir im Haus auch festsetzen, wo wir zusätzlich auch Personal brauchen, dass wir auch schauen im Haus selber, was wir da an Dienstposten möglicherweise dazu bereitstellen können. Und das alles ist ja dann in Form von Dienstpostenanträgen auch weitergeleitet worden.

GRin Dr. Pilz: Was sind denn das für qualitativ hochwertige Ansprüche, denen Sie nicht genügen können?

Dir. Dr. Kalousek: Würden Sie den Satz noch einmal wiederholen. Bitte.

GRin Dr. Pilz: Ich zitiere Sie: "Kalousek weist auf die schon 2001 knappe Bemessung der Deckelung der Personalstruktur hin. Diese hält nicht Schritt mit der durchaus geforderten und umgesetzten Leistungserweiterung unter qualitativ hochwertigen Ansprüchen." –

Also das verstehe ich so, man hat mehr gefordert und mehr Leistungen angeboten, weil man sie erweitert hat, und das hält nicht Schritt mit den qualitativ hochwertigen Ansprüchen. Welche Ansprüche konnten Sie nicht erfüllen?

Dir. Dr. Kalousek: Es ist so, dass ja laufend, und das haben die MitarbeiterInnen, vor allem auch ärztliche MitarbeiterInnen im Hause laufend auch an Konsensuspapieren mitgearbeitet. OSR Kaspar hat das ja, glaube ich, auch vorgestellt Anfang des Jahres im AKH, d.h. es gibt ja laufend auch Verbesserungen im Fachlichen selbst. Wir arbeiten, und es gibt auch damit verbunden dann die Vorstellungen, wie Behandlungen von PatientInnen noch erfolgreicher, noch effizienter und mit noch mehr Sicherheit auch ablaufen können. Ein Teil davon hat sich dann im internistischen Notfallsmanagement, z.B. exemplarisch über alle Berufsgruppen und mehrere Disziplinen dann auch ausgedrückt.

GRin Dr. Pilz: Könnte man sagen, Sie sind angesichts dieser Deckelung und knappen Bemessung nicht imstande, „state of the art“ zu behandeln, so wie das seitens des ärztlichen Personals, zuletzt im November 2007 Ihnen gegenüber als konkretes Risiko oder als Faktum dargestellt wurde. Sie haben ein Mail erhalten: „Wir möchten Sie darüber informieren, dass eine adäquate „state of the art“-Versorgung psychiatrisch internistischer NotfallspatientInnen auf Grund der personellen oder apparativen Ausstattung unseres Hauses nicht möglich ist.“ War das Faktum? Auf das beziehen Sie sich auf Ihrer Bemerkung schon 2006 auf diesen Mangel und den gibt es 2007 offensichtlich noch. Kann ich das so sehen.

Dir. Dr. Kalousek: Wir haben ja laufend an Verbesserungen gearbeitet und 2007 gab es auch bereits Verbesserungen. Man kann noch nicht am Ziel von etwas sein, wenn man noch mitten drin ist, d.h. aber nicht, dass die Zustände katastrophal sind.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gut. Ich gebe weiter an Frau Matiasek, bitte.

GRin Matiasek: Danke, Frau Vorsitzende.

Frau Primaria, die Betreuung stationärer PatientInnen ist ja letztlich untrennbar auch mit der Frage: „Was ist danach“, verbunden. Also gerade im Bereich der Psychiatrie, wo man ja jetzt selten jemanden hinausschickt und sagt: „Der braucht uns jetzt in keiner Form mehr.“

Wir haben wiederholt die Klage gehört, dass gerade für besonders schwierige PatientInnen es an extramuraler Betreuung mangelt, Wohngemeinschaften, wo diese PatientInnen eben so versorgt werden, dass sie nicht verwahrlosen, wie es auch geheißen hat, also dass sie ihre Medikamente nehmen usw., dass sie ihr Leben – sie könnten eben vielfach mit Hilfe ihr Leben wieder führen, aber eben nicht alleine; hier mangelt es.

Darf ich Sie fragen, wie sich die Situation aus Ihrer Sicht darstellt, in welcher Größenordnung es z.B. notwendig wäre, hier Aufstockungen vorzunehmen in Wien, weil das ja letztlich auch darauf sich auswirkt, wie lange behalte ich PatientInnen, wie kann ich sie entlassen oder muss ich sie überhaupt aufnehmen oder könnten sie nicht extramural betreut werden.
Dir. Dr. Kalousek: Das Entlassungsmanagement beginnt im Grunde genommen mit dem Hereinkommen eines PatientInnen. Da kann ich schon sehen oder kann ich weiters sehen, ist der alleine, hat der Angehörige, was hat der noch für Fertigkeiten.

Die Zusammenarbeit mit Einrichtungen, die außerhalb des Spitals sind, ist unerlässlich; für viele andere Fächer auch wichtig, aber sicherlich in der Psychiatrie unerlässlich. Und die Zusammenarbeit geschieht so: Es gibt ja eine Vielfalt, nicht nur Vielzahl an Einrichtungen in Wien, sondern auch eine Vielfalt für unterstütztes Wohnen, für unterstützte Tagesbetreuung, für Begleitung in Sozialarbeit, für medizinische Hilfen, für pflegerische Hilfen. D.h. auf regionaler Basis ist es die Aufgabe der MitarbeiterInnen, der Regionalabteilungen, diese Kontakte auch aufrechtzuerhalten, zu pflegen, es gibt dazu Veranstaltungen, es gibt auch Veranstaltungen im Haus, es gibt Regionalkonferenzen auch, die einzelnen Abteilungen veranstalten, wo auch KollegInnen, die in Einrichtungen arbeiten, die außerhalb sind, auch daran teilnehmen. Das betreute Wohnen ist ein Segment davon. So viel ich weiß, gibt es da verschiedene Zuständigkeiten für das betreute Wohnen und ich glaube, dass der Fonds Soziales Wien derzeit auch einiges in Projekten auch führt und vorbereitet. Ob es da einen oder wie groß der Mangel ist, das kann ich nicht sagen, weil ich bin auch seit vier Jahren nicht mehr im unmittelbaren Kerngeschäft an einer Abteilung tätig.

Ich habe aber nicht gehört, dass das ein besonders großes Problem ist, jetzt quantitativ, aber es wird immer EinzelpatientInnen geben, die eine besonders dichte Form von Begleitung und Betreuung brauchen und um die muss man sich speziell bemühen. Das, was ich weiß, ist, dass in Bezug auf die Verfügbarkeit von Pflegeheimbetten es immer wieder längere Verweildauern von älteren PatientInnen bei uns im Haus gibt, nicht nur in der Psychiatrie. Also das ist mir bekannt. Aber wirklich Zahlen für die Psychiatrie kann ich Ihnen nicht sagen, aber es wäre mir auch nicht aufgefallen, dass sich die Verweildauer jetzt in der Psychiatrie verlängert oder dramatisch verlängert, weil es zu wenig Möglichkeiten der Anbindung nach außen gibt.

GRin Matiasek: Also die Rede war immer von besonders, also schwerpunktmäßig stimmt es schon, quantitativ nicht so ein Riesenproblem, aber umso problematischer die PatientInnen selbst. Vor allem sehr schwierige PatientInnen, wie es eben bezeichnet wird, die aber durchaus in der Lage wären, mit der entsprechenden Betreuung ein externes Leben zu führen, also nicht stationär betreut zu werden und um diese kleine, aber doch sehr intensive Gruppe ging meine Frage, weil Sie ja auch einen Großteil Ihrer ärztlichen Tätigkeit in diesem Bereich verbrachten, wie Sie ja selbst erzählt haben, wollte ich eben wissen, wieweit aus Ihrer Sicht hier Maßnahmen notwendig wären, wo man Verbesserungen ansetzen könnte.
Dir. Dr. Kalousek: Also ich denke, das ist ein sehr wichtiger Punkt, dass man auch PatientInnen, die sich ganz besonders auch da mühen in der Reintegration, die in unserer Gesellschaft ganz schwer ihren Platz finden können, dass es für die auch eben letztlich auch die Begleitmöglichkeiten gibt, die sie auch benötigen – jetzt ganz allgemein gesagt.

Ich denke, dass mit der zunehmenden Dezentralisierung, d.h. Dislozierung von Regionalabteilungen, die noch am Standort sind, d.h. wenn weitere Regionalabteilungen letztlich auch hinauswandern, im Grunde genommen, damit ja auch es nicht vorbei sein kann, ich denke, dass da die Fusionierung im Rahmen des Otto-Wagner-Spitals ein wichtiger Zwischenschritt ist. Ich glaube, dass es wichtig sein wird - die Gleichstellung der psychisch Kranken ist für uns das Kernanliegen weiterhin und wir sind überhaupt nicht für eine Sonderbehandlung der Psychiatrie, weil Sonderbehandlung letztlich bedeutet, dass jemand extra und separat und ganz anders behandelt wird. Also wir werden sicherlich im Zuge der weiteren Dezentralisierung auch weitere Leistungen im ambulanten Bereich benötigen, also der weitere Ausbau der ambulanten Einrichtungen ist sicherlich ganz wesentlich und da wäre es uns natürlich ein großes Anliegen, das schaffen wir ohne Ihre Unterstützung nicht. Ja, im stationären Bereich schaffen wir stationäre oder vielleicht tagesklinische Betreuungsmöglichkeiten. Das, was draußen stattfinden soll, muss auch von KollegInnen und Einrichtungen, die außerhalb des Krankenhauses sind, geleistet werden.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Frau Korosec, bitte.

GRin Korosec: Frau Dr. Kalousek, ich komme noch einmal auf die Personalsituation zu sprechen. Und es ist ja bereits die erste Studie 1998 gemacht worden. Damals hat Prim. GABRIEL Dr. Zeyringer beauftragt, eben aus dem Wissen heraus, es gibt einen eklatanten Personalmangel – ich will jetzt gar nicht da lange zitieren – dann haben Sie 2004 und 2007, also damals waren Sie Sprecherin des Psychiatrischen Zentrums 2004 und 2007 dann als Direktorin, Zeyringer wieder beauftragt. Und das Ergebnis sowohl von 2004 und 2007 kennen Sie ja, wo ganz eindeutig nachgewiesen wird, dass es ein permanenter Notbetrieb ist, der die Qualitätsstandards einer ausreichenden PatientInnenversorgung nicht erfüllen kann.

Jetzt wurde diese Studie 2007 der Politik vorgelegt. Hat die Frau Stadträtin diese Studie bekommen oder ist das eine Studie, die Sie haben und dann zur Kenntnis nehmen, um sie vielleicht dann noch in der kollegialen Sitzung zu besprechen und dann wird sie abgelegt? Ich hätte gerne gewusst, ob die Frau Stadträtin diese Studie bekommen hat.

Dir. Dr. Kalousek: Also, ob die Frau Stadträtin diese Studie bekommen hat, weiß ich nicht, aber ich weiß, dass die vorgesetzten MitarbeiterInnen in der Generaldirektion in Kenntnis dieser Studie sind.

GRin Korosec: Es wird jetzt immer so gesagt, es gibt einen FachärztInnenmangel und wir wollen ja unbedingt FachärztInnen, nur wir bekommen sie nicht. Das Problem liegt ja schon zehn Jahre zurück. Ich meine, ich gebe zu, dass im Moment sicher ein Problem ist, aber die Probleme hätten ja schon längst gelöst werden können. Also das muss man schon sehr klar einmal zum Ausdruck bringen.

Und in dem Zusammenhang ist ja interessant, weil heute hat man den Eindruck, dass Sie sagen, gut – wobei ich noch sagen möchte, ich habe ja die Protokolle nachgelesen, also in den vielen Jahren, wo Sie dabei sind, haben Sie sehr oft darauf aufmerksam gemacht auch in Sitzungen, dass Personalmangel herrscht. Also d.h., nur heute hat man den Eindruck, Sie meinen: Na ja, es ist ohnedies ganz gut und wir machen alles, was man nur tun kann.“ Also es heißt, die Argumentation ist heute eine andere als man eigentlich in den Protokollen nachlesen kann. 

Und dann ist auch ganz interessant, wobei ich aber nicht weiß, ob das stimmt und daher frage ich Sie, es hat eine Veranstaltung heuer im Sommer gegeben für die MitarbeiterInnen des Otto-Wagner-Spitals und da hätten Sie gemeint, ich sage "hätten" Sie gemeint, weil ich es nicht selbst gehört habe, "die Anfang des Jahres durchgeführte Personalaufstockung wäre nur ein Tropfen auf einem heißen Stein gewesen."

Jetzt wollte ich Sie fragen, ob diese Aussage gefallen ist.

Dir. Dr. Kalousek: Nein, nein. Also Frau Gemeinderätin, sicherlich nicht. Wir haben 18 Dienstposten bekommen für die Psychiatrie alleine und zusätzlich die Internisten mit 1. April, also das habe ich sicherlich gesagt.

Ein Tropfen auf dem heißen Stein ist auch, muss ich sagen, nicht etwas, was ich sonst auch sage; also ich weiß nicht, wer das auch immer gesagt hat, ich glaube, ich war es nicht, und ich würde es auch vom Inhalt überhaupt nicht für nachvollziehbar halten.

Ich habe ja damals 1998 diesen Auftrag von Prof. GABRIEL bekommen. Sie kennen auch das Ergebnis, das ist ja ausführlich auch vom Herrn Dr. Zeyringer auch dargelegt worden. Es gab da, glaube ich, auch die Befragung vom Herrn OSR Kaspar, der ja hier die Möglichkeit hat, sehr ausführlich auch darzustellen, wie er das auch bewertet hat. Ich denke, das ist durchaus auch ernst genommen worden, auch dass das eine sehr ernsthafte Arbeit ist. Das was es nicht ist, weil es nicht sein kann, es ist nicht analog 1:1 auf die deutsche Psychiatrie-Verordnung übertragbar. Aber das, was wir gemacht haben, ist, weil es das einzige ist, was wir schon hatten, dass ich da gebeten habe, Frau Oberärztin Rohrhofer und Herrn Dr. Zeyringer 2004 noch einmal an Hand dieser damaligen Erhebungen die gegenwärtige Situation sich anzuschauen. Es war auch gedacht als Unterstützung für die PrimarärztInnen, es ist ja Führungsaufgabe der Primarii, jeweils auch eine Aufgabe des Personalmanagements an einer eigenen Abteilung, jeweils auch die Personalstruktur mit den Aufgaben, mit den Leistungszahlen, mit den Entwicklungen auch abzugleichen und auch Vorschläge zu machen.

Und diese Arbeit ist auch – da habe ich darum gebeten, zur Unterstützung der Aufgaben, die ja von den Abteilungsvorständen auch geleistet werden müssen, die ist ihnen auch zur Kenntnis gebracht worden. Es war nie ein Auftrag an den Herrn Dr. Zeyringer, jetzt daraus ein eigenes Personalbedarfsinstrument zu machen. Wir haben ja gewusst, und das hat er ja auch gewusst, dass das etwas ist, was so in der Form nicht 1:1 übertragbar ist. Aber er hat sich dankenswerterweise, hat er diese große Aufgabe 2007 noch einmal aufgenommen.

Dass wir jetzt so deutlich auch, auch von der Quantität her Dienstposten bekommen haben, darüber können wir ja nur glücklich sein. Ich meine, das ist meine Aufgabe und war meine Aufgabe, da als ärztliche Direktorin mich darum zu bemühen, wir haben uns gemeinsam darum bemüht. Es ist jetzt auch erfolgreich auf den Weg gebracht worden und kein Zweifel daran, dass ich jetzt in der ärztlichen Direktion natürlich gesamtdienstpostenmäßig einiges anders sehe, als ich es damals als Primaria gesehen habe. Ich habe natürlich jetzt ein Stück auch mehr Übersicht über Gesamtdienstpostenpläne, aber auch über Dienstpostenpläne, die es auch sonst gibt. Das hatte ich als Primaria in der Form nicht. Da habe ich mich vor allem auf die Abteilungsaufgaben konzentriert.

GRin Korosec: Eine letzte Frage – von den FachärztInnen.

Ich muss ganz offen sagen, ich sehe da nicht durch. Zwischen 2006 und 2008 haben von den 43 FachärztInnen 19 FachärztInnen das Haus verlassen. Jetzt sind aufgenommen worden.

Ich hätte gerne gewusst, von 2006 bis jetzt, wie war der Personalstand 2006 und wie ist der Personalstand der FachärztInnen jetzt 2008, Ende 2008, also September 2008. Weil ich höre immer, es kommt so viel dazu, jetzt hätte ich gerne gewusst, sind die alle, die weggegangen sind, schon ersetzt und neue werden gesucht.

Dir. Dr. Kalousek: Werden gesucht, aber nicht alle durch FachärztInnen ersetzt. Wir haben ja Dienstposten. Wenn man mehr Dienstposten bekommt, kann man nicht davon ausgehen, dass man im Grunde genommen, - sagen wir, wir hätten eine FachärztInnenzahl von 100 % gehabt. Ich kriege 10 % mehr Dienstposten dazu, dann kann ich nicht davon ausgehen, dass ich sofort 110 % mit FachärztInnen besetzen kann; und in der Situation sind wir jetzt.

GRin Korosec: Ich hätte gerne gewusst, ob die FachärztInnen, die weggegangen sind, 1:1 ersetzt wurden.

Dir. Dr. Kalousek: Sind zum Teil durch FachärztInnen ersetzt worden, zum Teil durch AusbildungskollegInnen ersetzt worden, durch GegenfachkollegInnen, je nachdem.

Es sind auch nicht alle KollegInnen, die ausgeschieden, sind in Pension gegangen; es haben sich KollegInnen karenzieren lassen. Es sind KollegInnen nach der Ausbildung z.B. in diese neuen Einrichtungen ins Burgenland oder nach Niederösterreich oder woanders auch hingegangen.

GRin Korosec: Das kann alles stimmen. Mir geht es ja nur darum, wie ist die Situation bei Ihnen. Ist die Situation facharztmäßig besser als 2006, weil so höre ich das immer, wenn ich heute zugehört habe, sagen Sie immer, dort haben wir verbessert, dort haben wir verbessert. Haben Sie mehr FachärztInnen als Sie 2006 gehabt haben und um wie viele.

Dir. Dr. Kalousek: Nein, ich habe nicht mehr FachärztInnen, weil ich habe auch zwei Primararztpensionierungen gehabt, davon ist einer derzeit auch nicht besetzt. Nein, das glaube ich nicht, dass ich mehr FachärztInnen habe. Ich habe mehr Dienstposten und auch eine bessere Verteilung, vor allem in der Nachtdienstsituation, aber nicht mehr FachärztInnen.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Frau Mag. Ramskogler, bitte.

GRin Mag. Ramskogler: Es ist eigentlich umso besser.

Was würden Sie sagen, Sie sind die ärztliche Leitung des Otto-Wagner-Spitals, was wäre absolut notwendig, jetzt zu haben. – (Zwischenruf)
Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Frage Ende.

(Zwischenruf)
GRin Mag. Ramskogler: Also was würden Sie sagen, was wir absolut notwendig oder was wäre wünschenswert oder eben das politische Credo sozusagen, was wäre absolut notwendig zu haben. Was würden Sie mehr benötigen, sind das jetzt eben FachärztInnen, die auf Grund des FachärztInnenmangels nicht mehr da sind. Also ich denke, das ist klar auszudrücken. Man bräuchte jetzt sozusagen zehn FachärztInnen, aber die gibt es nicht, weil die ausgebildeten FachärztInnen nicht da sind. Also das ist ja durchaus auf den Tisch zu legen und nicht irgendwie so - von der Opposition wird das immer so gespielt, als wäre das ein Politikum, dass man keine FachärztInnen anstellt, -

GRin Dr. Pilz: Aber es gehen auch viele weg aus dem Otto-Wagner-Spital, warum wohl.

GRin Mag. Ramskogler: Das ist wieder eine Wahnsinnsunterstellung, Frau Kollegin. (Zwischenruf), weil damit (Zwischenruf) – na ja und damit (Zwischenruf)
Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gehen wir wieder zurück zur Befragung der Zeugin bitte. Frau Mag. Ramskogler, bitte noch einmal die Frage zu stellen.

GRin Mag. Ramskogler: Ich bin am Wort. – Danke für das Wort.

Ich möchte schon noch einmal klarstellen und das ist bei jeder Sitzung der Fall, es wird ständig das Otto-Wagner-Spital als ein schlechteres Krankenhaus dargestellt als alle anderen. Dagegen möchte ich mich von meine Fraktion und meine Fraktion gesamt verwehren. Wir sind der Meinung von der sozialdemokratischen Fraktion, dass das Otto-Wagner-Spital gleich gut ist von der Qualität der Behandlung der PatientInnen, die psychisch erkrankt sind, mit ihren fachlichen MitarbeiterInnen wie in einem anderen Spital. Und dann mögen wir es so halten, wie der Herr Dr. Fischer letztes Mal gesagt hat oder auch der Herr Dr. GABRIEL, der Ausspruch, wo qualitativ hochwertige Versorgung auch in einem – der Kollege hilft mir – in einem Beduinenzeit stattfinden kann. Also das ist sehr plakativ gewesen, aber ich möchte mich verwehren, hier das Otto-Wagner-Spital ständig so darzustellen, als wäre es ein Arbeitsplatz des Grauens, weil das ist es nicht. Dagegen möchte ich mich verwehren.

(Zwischenruf) Na hast aber nicht gesagt, wer unterstellt. (Zwischenruf)
(Zwischenruf)
Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Bitte, noch einmal, die Frage.

GRin Mag. Ramskogler: Die Frage noch einmal, die an und für sich sehr kurz gestellt war.
Was wollen Sie?

Als ärztliche Direktorin, noch einmal, ich sage jetzt einmal, was ist der Wunsch oder was wäre erforderlich, um noch einen Verbesserungsschritt zu machen und da möchte ich schon auch sagen, wie wir gehört haben, es ist alles im Prozess, es dauert ja auch. Nicht unbedingt, wenn man sagt, man will mehr Personal, dass man es gleich übermorgen bekommt, so ist es nirgends, das muss auch klar sein. Was wäre jetzt der Wunsch einer ärztlichen Direktorin des Otto-Wagner-Spitals, was wirklich notwendig ist, um absolut den höchsten Standard zu leisten.

Dir. Dr. Kalousek: Also zum einen ist es wichtig, diese Vorhaben auch weiterführen zu können, also es gibt noch für heuer und für nächstes Jahr sind ja da noch Adaptierungen auch vorgesehen, Pavillon 10, Pavillon 21. Also das ist wichtig.

Dann wird es sicherlich weitere Investitionen auch geben müssen, einfach auch weitere Verbesserungen für Abteilungen, die dann vielleicht vor 10 oder 15 Jahren, wo es entsprechende Investitionen auch gab. Vom Personal her ist es so, dass wir von den 20 im vergangenen Spätherbst beantragten Arztdienstposten jetzt schon 18 haben und 2 weitere noch bekommen, am 1. Dezember werden wir zwei weitere Dienstposten bekommen. D.h., dann sind sämtliche 20 Dienstposten, die wir beantragt haben, da. Zusätzlich gibt es von Abteilungen, die in der Leistungsbreite zum Teil ja auch unterschiedlich sind, weil sie ja auch eine Tagesklinik haben oder etwas anderes, auch zusätzlich Personalanträge. Mit April gibt es ja vom Generaldirektor ein neues Personalplanungsmodell für ÄrztInnen. Das ist auch etwas, womit sich die Primarii jetzt im Otto-Wagner-Spital auch beschäftigen, dass dann nicht mehr das Nachtdienstrad das Modell ist praktisch auch für die Personalbedarfsberechnung, sondern auch die Leistungsbreite einer Abteilung. D.h., auch daran wird gearbeitet. Es gibt auch einzelne psychiatrische Abteilungen, die noch Personalanträge auf Grund dieser neuen Personalberechnungsmethode machen werden.

TherapeutInnendienstposten haben wir schon beantragt, werden wir auch weitere beantragen. Wichtig ist, dass die Dezentralisierung weitergeht, das ist ganz wichtig, dass es nicht zu Verzögerungen kommt in den Vorhaben der drei psychiatrischen Regionalabteilungen, die vorgesehen sind, aber auch dann wird nicht Schluss sein. Ich denke, man muss ernsthaft auch überlegen, wie wird die weitere Entwicklung der Psychiatrie am Otto-Wagner-Spital sein, werden die restlichen Regionalabteilungen bleiben, wie ist das, gibt es die Möglichkeit vielleicht auch die spezialisierten Angebote weiter auszuweiten und vor allem wird es ganz wichtig sein für das neue Spital im Westen, das geplant wird, die verbleibende Psychiatrie dann so integriert wie möglich mit den anderen Fächern auch hineinzuplanen.

D.h., es ist viel zu tun. Es gibt bereits da auch da verschiedene Pflege, die vorgelegt sind, die diskutiert auch sind und auch dafür werden wir viel Unterstützung brauchen.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Danke schön.

Frau Dr. Pilz, das ist die letzte Runde.

GRin Dr. Pilz: Ja, ich habe aber noch einige Fragen. Das möchte ich gleich verdeutlichen.

Eine Zahl habe ich jetzt nicht gehört, aber ich frage Sie noch einmal konkret in dem Zusammenhang: Wie viele FachärztInnen sind in den, sagen wir einmal, im letzten Jahr und im laufenden Jahr und absehbar weggegangen oder sind in statu abeundi, weil sie nach Niederösterreich oder ins Burgenland oder sonst wohin gehen, weil sie sagen: „Dort arbeite ich lieber.“ Wie viele FachärztInnen haben Sie da.

Dir. Dr. Kalousek: Also ich kann Ihnen das jetzt wirklich ganz genau nicht sagen. Es sind in etwa im Rahmen von zwei Jahren 19 FachärztInnen weggegangen. Wie gesagt, man muss auch sehen Pensionierungen, auch das unterschiedliche Weggehen. Es sind FachärztInnen gekommen. Es werden jetzt im Oktober zwei KollegInnen kommen, eine Fachkollegin, ein Kollege in Ausbildung. Es wird am 1. Jänner ein fertiger Facharzt auch kommen, also es gibt auch Kolleginnen, die im Kommen sind und wo es schon bereits auch schriftlich festgelegten Vereinbarungen gibt. D.h., wenn mit dem heutigen Tag so und so viele Arztstellen frei sind, heißt das nicht, dass sie noch in vier Wochen frei sind, sondern wir haben für einen Teil dieser Stellen schon Vereinbarungen auch mit KollegInnen. Eine Facharztkollegin mit 1. Oktober sicher und ein Kollege mit 1. Jänner.

GRin Dr. Pilz: Es wurde andernorts hier schon davon gesprochen, dass es auch einen sehr beträchtlichen Mangel an anderen therapeutischen Berufen und Sozialarbeit usw. gibt. Können Sie das bestätigen?

Dir. Dr. Kalousek: Wir haben schon Dienstpostenanträge gestellt. Das ist klar, darum haben wir uns auch bemüht. Es hat die Frau Direktorin Schütz auch ausführlich dargelegt. – 

GRin Dr. Pilz: Gibt es da Mangel? Das würde mich interessieren.

Dir. Dr. Kalousek: - Pflegedienstposten beantragt, ÄrztInnendienstposten, selbstverständlich möchten wir auch weitere Therapeutendienstposten.

GRin Dr. Pilz: Gibt es einen Mangel an Physiotherapie, Psychotherapie und und und. Gibt es da einen Mangel?

Dir. Dr. Kalousek: Es gibt ein Verbesserungspotential und das nützen wir. Da sind wir gerade dabei.
GRin Dr. Pilz: Gut. Nächste Frage.

Herr Prim. Fischer hat hier in Bezug auf sein Haus gesagt und auch auf das AKH, aus dem er kommt, dass fixierte und in der Freiheit beschränkte und sedierte PatientInnen jedenfalls 1:1 überwacht oder videomonitorisiert sind. Aus all den Informationen hier wissen wir, dass das im Otto-Wagner-Spital nicht der Fall ist und auch wie Ihre Mitdirektorin, Frau Schütz, gesagt hat, Sie auch gar nicht die Absicht haben, eine 1:1-Betreuung oder lückenlose Überwachung sicherzustellen, frage ich Sie, wie vermitteln Sie denn das den PatientInnen und deren Angehörigen, dass hier zweierlei Maß oder zweierlei Klassen an Medizin für ein und denselben Behandlungsbereich geboten wird?

Dir. Dr. Kalousek: Also es gab ein ganz klares Ergebnis des Projektes "Neue diagnostisch und therapeutische Verfahren für zu sedierende psychiatrische PatientInnen", das wir im Oktober 2007 vorgestellt haben, und in dieses Projekt sind Ergebnisse von Vorprojekten als Beiblätter eingeflossen. Dazu gehört die Sache von Prim. DAVID 2003 und die Präsentation Widetschek und DAVID in Gmunden. Ich glaube, die war – als Beiblätter, weil man selbstverständlich auch schon Arbeitsergebnisse, Vorschläge, Diskussionsbeiträge vormaliger Projekte miteinbezogen hat. Als Ergebnis dieses Projektes, das 2007 vorgestellt worden ist, ist die engmaschige Betreuung eventuell 1:1 festgehalten. Es liegt jeweils in der Verantwortung und in der fachlichen Einschätzung des behandelnden Arztes, welche Form der Observanz notwendig ist. Ob das Video, ob das anders monitiert, ob das 1:1 zu erfolgen hat, das muss jeweils festgelegt werden.

GRin Dr. Pilz: Es gibt ein Papier hier im Haus, das ist ganz funkelnagelneu, Stand Juni, so liegt es mir vor, es ist die 6. Fassung, es geht hier um die Handhabung hinsichtlich psychiatrisches Intensivbett, Fixierungssystem, Videoüberwachung usw. von Harald STEFAN und Wolfgang Schrenk. Und hier wird neben einer Reihe von anderen umfassenden Überlegungen, auch Indikationen für Maßnahmen gegen den Willen des Betroffenen aus medizinisch psychiatrischer Sicht angeführt. Wir wissen, diese Maßnahmen können zwei Gründe haben, Fremd- oder Selbstgefährdung. Darüber haben wir uns schon sehr ausführlich hier unterrichten lassen.

Interessanterweise sind in diesem Papier auf Seite 6 von 19 etliche Maßnahmen aufgeführt, unter denen hier im Otto-Wagner-Spital Maßnahmen gegen den Willen des Betroffenen vorgenommen werden können. Ich will gar nicht alle vorlesen, aber der neunte scheint mir ganz besonders bemerkenswert: "Erhebliche und andauernde Beleidigungen und Beschimpfungen gegen MitpatientInnen/MitarbeiterInnen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Gesamtatmosphäre und der Arbeitsfähigkeit der Station führen, wenn andere Maßnahmen der Deeskalation einschließlich Verabreichung geeigneter Medikation nicht zum Erfolg führen."

Können Sie mir das erklären, also wenn jemand schimpft, Personal beschimpft, dann wird er fixiert oder ins Netzbett gesteckt.

Dir. Dr. Kalousek: Dieses Papier ist Grundlage eines Arbeitspapiers, das noch bei uns in Bearbeitung ist. Das weiß auch der Herr Oberpfleger STEFAN. Wir sind da in regelmäßigen Gesprächen mit ihm, und es gibt Dinge, die da in der Form sicherlich nicht in dem gemeinsamen Papier, das dann von der Kollegialen Führung als Dienstanweisung auch weitergeleitet wird im Haus, drinnen sein werden.

Das ist sicherlich ein Punkt, der nicht mehr drinnen sein wird. Warum, das weiß ich nicht.

GRin Dr. Pilz: Können Sie ausschließen, dass in der Vergangenheit aus dem unter Punkt 9 genannten Gründen Maßnahmen gesetzt wurden gegen den Willen des Betroffenen.

Dir. Dr. Kalousek: Also Beleidigung allein sicher nicht. Das kann ja nur ein Ausdruck, auch ein Teil eines Ganzen sein, dass es andere Teile des Verhaltens im Grunde genommen sich auch da eine Gefährdung für MitpatientInnen oder MitarbeiterInnen oder für den PatientIn selber ergeben hat. Aber Beleidigung allein kann es sicherlich nicht sein.

GRin Dr. Pilz: Das ist nur für die, die das Papier vielleicht nicht kennen. Alle diese Dinge, die nachvollziehbar die Maßnahmen wegen Selbstgefährdung darstellen, sind alle taxativ aufgeführt, allerdings im Punkt 9 geht es nur um Beleidigungen und Beschimpfungen.

Und meine Frage war, und ich bitte Sie, das zu beantworten, wurde aus diesen Gründen, ist das eine – beziehen sich die Verfasser dieses Papiers auf eine Tradition im Haus oder soll künftighin 

Dir. Dr. Kalousek: Sicher nicht, sicher nicht.

GRin Dr. Pilz: – Das ist dann sozusagen nur die Idee dieser zwei KollegInnen und die wird verworfen oder ist verworfen.

Dir. Dr. Kalousek: Nein, das schließe ich aus.

GRin Dr. Pilz: Weiters steht in diesem Papier, dass Zwei-Punkt-Fixierungen und Drei-Punkt-Fixierungen nicht „state of the art“ bei unruhig agitierten PatientInnen ist. Wir wissen von dem Ihnen natürlich bekannten Brandunfall - 

Dir. Dr. Kalousek: Und daraus haben wir gelernt, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: D.h., diese Patientin ist unter anderem deshalb zu Schaden gekommen, weil sie zwei-punkt-fixiert war, noch dazu mit Spielraum, wo sie greifen konnte.

Dir. Dr. Kalousek: Sie ist nicht deshalb zu Schaden gekommen, sondern sie hat sich zu Schaden gebracht, trotz Zwei-Punkt-Fixierung und das war Anlass, auch im Grunde genommen, auch zu bewerten und auch entsprechend davon auszugehen, dass Zwei-Punkt-Fixierungen nicht mehr etwas ist, was in der Form zur Anwendung kommen soll.

GRin Dr. Pilz: D.h., auf Grundlage dieser Erkenntnis, die Sie jetzt gerade erarbeiten, hätte die Sicherheit der Patientin, die damals sich so schwer verletzt hat, gewährleistet gewesen wäre, wenn man sich damals schon an übliche Spielregeln und Richtlinien, die auch von Secofix und anderen Gurtenfixiersystemen, Firmen vorgegeben werden, wenn man sich daran gehalten hätte.

Dir. Dr. Kalousek: Das gab es eben damals nicht, Frau Dr. Pilz. Das gab es eben damals nicht.

GRin Dr. Pilz: D.h., Sie sind erst aus diesen Fällen klüger geworden. Wer ist also Schuld an diesem Brandunfall nach Ansicht der ärztlichen Direktion.

Sie sagen Zwei-Punkt-Fixierung ist nicht „state of the art“.

Dir. Dr. Kalousek: Das haben wir gelernt aus dem Vorfall. Das haben wir gelernt, Frau Dr. Pilz, aus dem Vorfall. Das haben wir damals nicht gewusst.

GRin Dr. Pilz: Wer ist also nach Ansicht der ärztlichen Direktion schuld an dem Vorfall?

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Wollen Sie eine juristische Wertung haben? - Die kann die Zeugin nicht geben. – Bitte anders formulieren.

GRin Dr. Pilz: Nein, aber auch an diese ärztliche Direktion, weil die Frau Direktorin ist als zuständige ärztliche Direktorin und führende Ärztin, gehe ich davon aus, dass sie sich, wenn halt etwas passiert, auch eine fachliche Meinung –

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: - in welchem Verantwortlichkeitsbereich es ist, in welchem Verantwortlichkeitsbereich das ganze gelegen hat.

GRin Dr. Pilz: - in ihrem verantwortlichen Bereich – nicht schuld, ob –

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Rechtlich, das kann sie nicht sagen.

GRin Dr. Pilz: Danke für die Präzisierung rechtlich. – In welchem Verantwortungsbereich ist dieser Vorfall gelegen?

Dir. Dr. Kalousek: Frau Dr. Pilz, ob jetzt Vorfall oder nicht. In jedem Fall hat die Abteilung und die Leitung der Abteilung, wo ein PatientIn eine Behandlung hat, ob das ein chirurgische, eine augenärztliche, eine gynäkologische oder psychiatrische ist, diese Verantwortung ist ungeteilt für das fachliche Vorgehen und die Organisation vor Ort.

Unsere Aufgabe in der Direktion ist, die Rahmenbedingungen dort, wo es Unterstützung braucht, auch diese Rahmenbedingungen herzustellen, und darauf zu achten, dass auch die Ressourcen im Grunde genommen zur Verfügung stehen, die es braucht. Aber es müssen die MitarbeiterInnen vor Ort entscheiden, was zu tun ist, ob operiert wird oder nicht operiert wird. Wenn Komplikationen auftreten, dann sind die dafür zuständig, die eine Indikation gegeben haben und da muss man sich die Sache eben genauen anschauen und wir haben uns das ganz genau angeschaut.

Uns das jetzt im Nachhinein zum Vorwurf zu machen, so das darstellen zu lassen, als wären wir oder hätten wir intentional oder fahrlässig gehandelt, ist aus meiner Sicht, muss ich sagen, für uns sehr problematisch, das zu erleben.

GRin Dr. Pilz: Frau Primaria, das möchte ich für meine Person absolut zurückweisen, dass hier irgendwer gesagt hätte, Sie hätten intentional gehandelt. Das will ich hier – und ich glaube, für alle hier in der Untersuchungskommission – dazu ist die Sache (Zwischenruf), dazu ist die Sache zu ernst. (Zwischenruf)
Wir reden darüber, ob es im Verantwortungsbereich – danke für diese Korrektur – über Fahrlässigkeit kann man reden, ja das ist auch tatsächlich in der Klage des Anwalts der Vorwurf gewesen.

Und ich möchte Sie jetzt fragen, nachdem Sie gesagt haben, man hat daraus gelernt, man hat aus diesem Fall gelernt, werden Sie künftig oder haben Sie sichergestellt, dass PatientInnen, die fixiert werden, isoliert von ihren MitpatientInnen untergebracht werden, damit niemand Zugang hat, der sich möglicherweise aus der eigenen psychiatrischen Problematik dann dem gegenüber feindselig nähert erstens.

Und zweitens: Haben Sie und werden Sie sicherstellen, dass PatientInnen, die wegen Suizidalität fixiert oder beschränkt werden und unruhig und agitiert sind, eine lückenlose Überwachung – dass die nötigen Ressourcen da sind, dass das auch angeordnet werden kann.

Und drittens: Haben Sie hinsichtlich der baulichen Gegebenheiten Vorsorge getroffen, dass die besonders zu betreuenden PatientInnen lückenlos in der Nähe der Stützpunkte untergebracht werden.

Dir. Dr. Kalousek: Frau Dr. Pilz, wäre ich Abteilungsvorständin, dann täte ich mir ein bisschen leichter, dann könnte ich Ihnen sagen, wie ich es an meiner Abteilung organisiert habe, weil da hätte ich ja auch für eine Abteilung die Verantwortung.

Ich habe nicht die fachliche Verantwortung für die Abteilungen.

GRin Dr. Pilz: Ich verstehe.

Dir. Dr. Kalousek: Die Fachverantwortung haben die Primarii, diejenigen, die die Behandlung auch organisieren.
GRin Dr. Pilz: Aber in Ihrer Person ist ja das gute Privileg des Hauses vereint, dass Sie fachlich absolut unstrittig kompetent sind und Sie sind unstrittig für das gesamte Haus zuständig, und das würde, wäre ich dort vor Ort FachärztIn oder Primar, würde ich wollen, dass mir die Ressourcen zur Verfügung gestellt werden, die mir erlauben, „state of the art“ unterzubringen, d.h. genug Personal, nötige Observierungstechnologie.

Und die Frage ist: Stellen Sie in allen Abteilungen den PrimarärztInnen, die das wollen, nämlich beim Stützpunkt unterbringen, lückenlos Monitorisierung und im Falle der Notwendigkeit eine 1:1-Betreuung zu haben, stellen Sie diesen ÄrztInnen, die das fachlich vertreten, die nötigen Ressourcen zur Verfügung?

Dir. Dr. Kalousek: So ist es, genau so ist das. Frau Direktorin Schütz hat auch schon betont, wenn eine 1:1-Betreuung oder eine Sitzwache angeordnet sind, dann wird das organisiert, kann das organisiert werden. Und wir sind dabei, ich habe das vorhin auch erläutert, für alle Regionalabteilungen, ein Teil hat es schon, bis Jahresende werden es zwei Drittel sein, eigene Akutbereiche mit entsprechendem Monitieren und entsprechender Ausstattung. Das wird überall zur Verfügung stehen. Das steht bereits überwiegend auch zur Verfügung und es gibt auch bereits entsprechende Einschulungen für die MitarbeiterInnen.

GRin Dr. Pilz: Nur, dass das klar ist: Es muss kein Netzbett und kein fixierter PatientIn mehr in der Gesellschaft seiner MitpatientInnen bleiben, untergebracht werden, für keinen einzigen gibt es eine Situation, wo man nicht anders kann. Hier wurde vom Personal Ihres Hauses berichtet, dass die räumlichen Gegebenheiten so sind, dass man eben fixierte PatientInnen im Kreise der anderen unterbringen muss, weil es nicht anders geht.

Hat sich das geändert?

Dir. Dr. Kalousek: Also eine Abteilung, die ungefähr vor zehn Jahren saniert wurde, hat sich damals dafür entschieden gehabt. Die wollten unbedingt diese PatientInnen eher in den beruhigteren dezentralen Bereichen untergebracht wissen und das ist jetzt umgestellt worden, die haben bereits diese Bereiche stützpunktnahe.

So wird das – na ja, andere haben es zum Teil schon oder kriegen es jetzt. (Zwischenruf) Es wird jetzt, das wird jetzt laufend gemacht. Bis Jahresbeginn werden wir das an allen Abteilungen haben, so wie die Abteilungsführungen das wollen, die Primarii und die Oberschwestern und Oberpfleger.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Ich darf um eine letzte Frage bitten, dann muss ich noch einmal weitergeben an die SPÖ. Ja, eine Abschlussfrage, bitte.

GRin Dr. Pilz: Die letzte Frage bezieht sich auf die Unterbringung von psychisch kranken Kindern und Jugendlichen im Otto-Wagner-Spital. Mehrfach wurde hier sowohl vom Personal Ihres Hauses als auch von den Kinderpsychiatern gesagt, dass das fachlich falsch ist und dass es auch zu traumatischen Situationen der betroffenen Kinder und Jugendlichen führen kann.

Welche Maßnahmen ergreifen Sie, damit – und es ist nach wie vor Faktum, dass Kinder und Jugendliche untergebracht werden – dass diesen Kindern und Jugendlichen aus der Unterbringung im Otto-Wagner-Spital kein psychischer, physischer oder persönlicher Nachteil erwächst?

Dir. Dr. Kalousek: Zum einen muss ich sagen, das ist keine Aufgabe, für die sich das Otto-Wagner-Spital aktiv beworben hat, aber ich glaube, das ist ja auch bekannt.

Es gab schon auch vom Herrn Prof. GABRIEL und dann von mir selbstverständlich auch immer das Bemühen, die Kooperation mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie auch in einer Zeit, wo diese PatientInnen bei uns auch sein müssen, auch herzustellen. Und ich erinnere mich noch ganz genau 2003, da ist Prof. Berger in eine psychiatrische PrimarärztInnensitzung gekommen und hat gesagt: „Wir sind dabei und sind Gott sei Dank schon soweit, unser eigenes Fach Kinder- und Jugendpsychiatrie einzurichten. Wir sind aber noch nicht soweit, dass wir auch da fachlich entsprechend nach dem UBG betreuen können, wir brauchen eure Unterstützung noch für einen vorübergehenden Zeitpunkt, also für einen vorübergehenden Zeitpunkt.“ Es gab auch die Zusage, dass es dann auch entsprechende Konsiliarleistungen gibt.

Ich kann mich erinnern, dass er ein paar Mal auch gekommen ist und auch einen Jugendlichen angekündigt hat, den er nicht aufnehmen konnte. Er ist ein paar Mal auch zu mir gekommen, ist auf Pavillon 10 gekommen und selber dann auch begutachtet und auch mitbetreut hat.

Die Zahlen sind rückläufig. Wir haben ja da jetzt auch Einrichtungen bzw. den Ausbau von Einrichtungen am Krankenhaus Hietzing, Rosenhügel und es gibt auch eine Aufstockung der Ausbildungsstellen im AKH auch da zu diesem Zweck. D.h., es ist da eine Entwicklung auch da, die Zahlen sind auch rückläufig, die Zahlen, vor allem von den Kindern, da gibt es also kaum mehr Kinder, wir haben im Durchschnitt 60 Jugendliche gehabt im Jahr, in den letzten Jahren, und davon war ungefähr die Hälfte nach dem Unterbringungsgesetz unterzubringen.

GRin Dr. Pilz: Sie haben meine Frage leider noch nicht beantwortet.

Ich sehe das alles und dass Sie sich nicht beworben haben, das verstehe ich und ich kann Ihre Haltung nachvollziehen.

Meine Frage war: Welche Maßnahmen haben Sie getroffen, um psychische, physische oder persönliche Benachteiligung für diese Fehlunterbringung, die Sie nicht verantworten, keine Frage, hintanzuhalten.

Dir. Dr. Kalousek: Also mit Unterstützung. Die Frau Dr. Drapalik hat sich da in besonderer Weise verdienstvoll auch eingesetzt, gab es auch Gespräche mit der Exekutive, mit der Polizei, Gespräche mit den AmtsärztInnen, auch mit Prof. Friedrich und Prof. Berger, und es ist auch sichergestellt, jetzt schon seit geraumer Zeit, dass wenn es keine Alternative gibt zu einer Unterbringung eines ganz jungen PatientIn bei uns am Otto-Wagner-Spital, es zwingend eine Vorbegutachtung geben muss, entweder im AKH an der kinderneuropsychiatrischen Klinik oder an der Abteilung im Krankenhaus Hietzing, am Rosenhügel.

GRin Dr. Pilz: Aber wenn er dann bei Ihnen im Haus ist, was tun Sie dann, irgendwas Spezielles, um die Situation für diese Kinder und Jugendliche zu verbessern oder sind die mitten in einer Regionalabteilung unter Erwachsenen, so bemerkenswerten Leuten, wie eben auf der Psychiatrie sind. Ist das so?

Dir. Dr. Kalousek: Zum einen bemühen sich da die MitarbeiterInnen immer auch in der Form, auch dann in der Qualität möglichst ein Einzelzimmer oder eventuell werden dann auch Eltern mit aufgenommen, oder dass man auch schaut, dass die Besuchsmöglichkeiten auch entsprechend gegeben sind. Und ganz wichtig ist, dass natürlich auch die medizinischen Konsiliarerfahrungen auch mit einfließen und dass der Aufenthalt nur so kurz wie möglich ist.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Gut. Ich gebe jetzt noch einmal an die letzte Fragestellerin, Frau Klicka, bitte.

GRin Klicka: Danke vielmals, Frau Vorsitzende.

Wir haben in den letzten Sitzungen von der Mitarbeiterin und der Leiterin der Stabstelle für administrative Angelegenheiten und Sofortmaßnahmen gehört sowohl als auch von der internen Revision und vom Bereich der Staatsanwaltschaft von Mag. Jarosch, dass diese Untersuchungen alle stattgefunden haben und dass auch bei der Staatanwaltschaft zurückgelegt wurde und kein Verschulden festgestellt wurde. Wir haben diese Tatsache sehr deutlich gehört, daher finde ich es unrichtig, eine Frage nach einer Schuld zu stellen. Es war der Wissensstand damals und nach dem damaligen Wissensstand nehme ich an, dass man so gehandelt hat.

Das ist in allen Berufen so. Wir können nachträglich natürlich dann daraus lernen und daher richtet sich meine Frage jetzt auch dahingehend, wie ist es im Bereich des Qualitätsmanagements, welche Sitzungen, welche Regelungen finden im Bereich der Fehlerkultur statt. Denn wo Menschen handeln, können Fehler vorkommen, aber ich bin ganz sicher, dass da auch im Otto-Wagner-Spital wie im KAV in den anderen Spitälern Sitzungen und Maßnahmen getroffen werden. – Danke.

(Zwischenruf)
Dir. Dr. Kalousek: Ob ein gravierendes Ereignis auftritt oder ein Ereignis, das eben nicht zum alltäglichen operativen Vorgehen gehört, gibt es immer eine Meldung darüber. Diese Meldung gibt es seit vielen Jahren, erfolgt schriftlich, kommt von der Abteilung, üblicherweise wird das auch telefonisch angekündigt und je nachdem was inhaltlich damit auch (Zwischenruf) -

Ja - also gibt es eine Meldung, d.h. an der Abteilung selber einmal, das ist ganz klar, muss das ja mit der Abteilungsführung auch besprochen werden, erste Maßnahmen vor Ort getroffen werden und wir hören das dann auch sofort in den Direktionen. Das wird dann aufgenommen und es wird auch da standardisiert dokumentiert und an die Generaldirektion auch weitergemeldet. Ist auch dann systemisch dokumentiert.

Je nach den Inhalten ist es klar, dass wir unter Umständen auch rasch einen Behandlungs- oder bzw. auch da Rückschlüsse ziehen müssen und es dann auch einen Handlungsbedarf geben kann.

Was uns ganz wichtig ist in solchen Situationen, dass der PatientIn im Mittelpunkt auch bleibt, bei all den Aufwendungen, die zu treffen sind, Dokumentation, Berichte schreiben usw., dass der PatientIn und die Angehörigen auch weiter begleitet werden und, wenn es auch dann möglich ist und auch notwendig ist, dass zusätzlich auch Maßnahmen von unserer Seite auch gesetzt werden. D.h., dass wir selber auch vor Ort kommen, dass wir mit den MitarbeiterInnen reden, uns die Situation anschauen, mit PatientInnen oder Angehörigen auch ins Gespräch kommen.

Wir haben ja eine Stabstelle "Qualitätsmanagement" und da ist auch "Lob- und Beschwerdemanagement" angesiedelt. Wenn es um Beschwerden geht, aber wenn es auch um Lob geht, ist das etwas, was üblicherweise einmal an der Abteilung auch aufgenommen wird, im Fall von Beschwerden, die an den Abteilungen selber nicht ausreichend bearbeitet werden können, werden die dann auch vom Beschwerde- und Lobmanagement in der Stabstelle "Qualitätsmanagement" bearbeitet.

GRin Klicka: Eine kurze Frage hätte ich noch - Sie sind ja auch im Vorstand der Österreichischen Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie - zu den freiheitsbeschränkenden Maßnahmen, gibt es dort in dieser Gesellschaft eine Diskussion oder gibt es in Österreich bereits eine einheitliche Meinung in der Gesellschaft zu freiheitsbeschränkenden Maßnahmen.

Dir. Dr. Kalousek: Ich bin nicht im Vorstand, das ist ein Missverständnis. Ich war einige Jahre Schriftführerin auch der Sektion Psychiatrie im Rahmen noch der gemeinsamen Fachgesellschaft Neurologie und Psychiatrie, aber ich bin selbstverständlich Mitglied und dort sind zwei unserer Primarii und darauf bin ich auch ein bisschen stolz am Otto-Wagner-Spital im Vorstand der Österreichischen Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie. Das ist ein Thema, das ist auch aufgenommen worden, das ist auch heuer in Gmunden unter anderem lebhaft diskutiert worden. Aber ich weiß, dass es da auch Arbeitsgruppen gibt und auch laufend Kontakte, das weiß ich durch die Frau Primaria, speziell durch die Frau Prim. Wrobel.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Vielen Dank. Ich darf mich herzlich bei Ihnen bedanken für das Kommen und für die Beantwortung der Fragen und Sie im Namen der Kommission verabschieden. Vielen Dank.

Dir. Dr. Kalousek: Danke schön, danke.

Vorsitzender-Stvin Dr. Rech: Fürs Protokoll halte ich fest, dass wir heute keine Anträge habe, über die abzustimmen wäre. 

Gibt es sonst noch Wortmeldungen. Sonst würde ich die Sitzung für heute schließen und die nächste Sitzung findet am kommenden Freitag, am 3. Oktober statt. – Danke.

(Ende: 13.51 Uhr)
